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Beginn der Sitzung: 10.03 Uhr. 

Präsident Dipl.-Ing. Hasiba: Hohes Haus! 

Heute findet die 48. Sitzung des Steiermärkischen 
Landtages in der laufenden XIII. Gesetzgeburlgs-
periode statt. , -

Ich begrüße alle Erschienenen, im besonderen die 
Mitglieder der Steiermärkischen Landesregierung mit 
Frau Landeshauptmann klasnic an der Spitze sowie 
die Damen und Herren des Bundesrates. (Allgemeiner 
Beifall.) ; 

Entschuldigt ist Herr Abgeordneter Franz Majcen. 
Die Tagesordnung ist Ihnen mit der Einladung zur 

heutigen Sitzung zugegangen. 

Besteht gegen die Tagesordnung ein Einwand? 

Das ist nicht der Fall. 

Eine Liste der Zuweisungen ist in de r heut igen Auf­
lage enthalten. 

Wird gegen diese Zuweisungen ein Einwand erho­
ben? 

Das ist nicht der Fall. 

Hinsichtlich der eingebrachten Anträge wird eine 
Liste im Laufe der Sitzung aufgelegt werden, 

Ich teile dem Hohen Haus mit, daß acht schriftliche 
Anfragen und acht Anfragebeantwortungen gemäß 
Paragraph 66. GeoLT eingebracht wurden, die eben­
falls in der heutigen Auflage enthalten sind. 

Es nehmen heute, meine Damen und Herren, 
Gehörgeschädigte an der Sitzung teil. t 

Um diesen den Ablauf der Sitzung verständlich zu 
machen, fungiert Frau Judith Frewein als Gebärden­
dolmetscherin. Ich begrüße sie ebenfalls sehr herzlich. 
(Allgemeiner Beifall.) ' - - • • * - ' • " 

Ich gehe nun zur Tagesordnung im Sinne des Para­
graphen 39 Absatz 3 GeoLT über und komme zum 
Tagesordnungspunkt 

2, Bericht des Sozial-Ausschusses über die Regie­
rungsvorlage, Einl.-Zahl 310/15, zum Beschluß 
Nr. 673 des Steiermärkischen Landtages vom 
19. Mai 1998 über den Antrag der Abgeordneten 
Mag. Zitz, Dr. Wabl, Wicher,' Korp, Günther Prutsch 
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und Keshift im/toel ieife^ 
gungspölitisclier Maßnahmen für hörgeschädigte 
beziehungsweisegehörlosePersonen. 

Börichterstaitterin ist die Frau Abgeordnete Wicher. 
-Ich erteile ihr das Wort. 

Abg, Wicher (10.06 Uhr): Herr Präsident, Höhe 
Repen ing , meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich darf Ihnen den Bericht des Sozial-Aussehusses 
über die Regierungsvorlage, Einl.-Zahl 310/15, zum 

*' Beschluß Nr. 673 des Steiermärkischen Landtages vom 
19. Mai 1998 über den Antrag der Abgeordneten Mag. 
Zitz, Dr. Wabl, Wicher, Korp, Günther Prutsch und 
Keshmifi, betreffend Sicherstellung beschäftigungs­
politischer Maßnahmen -für hörgeschädigte bezie­
hungsweise gehörlose Personen, 'präsentieren. In der 
Vorlage, die uns von der Regierung zügemittelt wurde, 
wurden einzelne - Einrichtungen beziehungsweise 
Institutionen aufgelistet, die sich auch im Rahmen 
der Behindertenhilfe mit Maßnahmen für behinderte 
Menschen und im speziellen Fall' für gehörlose 
Menschen befassen. Es sind dies das Förderzentrum 
des Landes Steiermark; dort wird Frühförderung für 
gehörlose Kinder und Jugendliche beziehungsweise 
auch schulische Ausbildung angeboten. „Jugend am 
Werk" mit der Arbeitsassistenz Steiermark, die sich 
seit ihrem Bestehen wirklich sehr bewährt und schon 
vielen behinderten Menschen geholfen hat, sich am 
Arbeitsplatz zurechtzufinden beziehungsweise es 
Dienstnehmerh' leichter macht, behinderte Arbeit­
nehmer aufzunehmen. Als dritte Institution wird das 
Team Styria Werkstätten GmbH, angeführt, d ie Lehr­
lingsausbildung anbietet beziehungsweise auch ge­
schützte Arbeitsplätze. WeiterS wird noch das Arbeits­
marktservice Steiermark und der Steirische Gehör­
losen-, Sport- und Kulturverein genarmt, der in der 
Stellungnahme anführt, m welchem Maße er gehörlo­
sen und hörbehinderten Mensehen zur Seite steht be­
ziehungsweise für sie gewisse Dinge erledigt, die 
gehörlose Menschen von sich aus_ nicht tun können. 
Als Letztes wird die Fachabteilung für das Sozial­
wesen angeführt, die darauf hinweist, daß die Behiri-
dertenplanung im Entstehen beziehungsweise ein 
Maßnahhienkatalog; in Vorbereitung ist, der den 
individuellen Hilfebedarf für" behinderte Menschen 
auflisten wird. Ich denke, das ist sicherlich eine sehr 
gute Sache, weil es vor allem bei Behinderten, indi­
viduell, von ihrer Behinderung abhängig, Hilfebedärf 
gibt und in geeigneter Art und Weise die angebotene 
;Hilfe auch maßgeschneidert für den jeweiligen Behin­
derten angeboten werden soll. Das wäre der Berieht 
über die Regierungsvorlage beziehungsweise der 
Bericht des Sozial-Äüssehusses.. Ich bitte Sie, diesen 
zu r Kenntnis zu nehmen, (fö.10 Uhr.) 

; I^äsidenfc Ich d ä ^ e d ^ 
erteile ihr auch gleich als Diskussionsrednerin "das. 
WortV •"' '•••'.-"•"•• "'; '"'.••."'-' . ' '•' 

Abg. Wicher (IQ.lQUhi):: Hochgeschätztes Auditor 
rium! .' ' ;..'.• 

Jjeh habe j e t z t ^ 
emÄelhehMnMe -

feiderJIsMeileh,: & 

platze für behinderte Menschen^gibt^Pas ist natürlich 
auch eine Folge der allgemein um sich greifenden 
Arbeitslosigkeit und ein Problem, das nicht nur b e - . 
h inder te Menschen, Sondern auch nichtbehinderte 
Menschen betrifft. Aber Behinderte s ind in diesem. 
Zusammenhang natürlich noch .um e in , Stück mehr 
benachteiligt als es Nichtbehinderte sind. Ich möchte 
Ihnen jetzt ge rne über die Novelle des Behihderten-
einsteUüngsgesetzes berichten, die meiner Meinung 
nach doch eine gewisse Entspannung und Hilfe bei 
der Arbeitssuche behinderter Menschen bieten kann. 
Die Novelle, die mit 1. Jänner, dieses Jahres in Kraft 
getreten ist, ist in vielen Punkten unverändert ge­
blieben. Unverändert zum Beispiel die Tatsache, daß 
ein Betrieb ab einer Anzahl von 25 Dienstnehmern 
einen begünstigten Behinderten einzustellen hat, im 
Nichterfüllungsfall e ine Ausgleichstaxe zu zählen ist -
das ist gleichgeblieben. Verändert ha t sich, daß bei 
Übererfüllung der Zahl der Behinderten keine Prämie 
mehr ausbezahlt wird, sondern in verstärktem Maße 

. der Einsatz von Ärbeitsassistenz gefördert wird. Diese 
Ärbeitsassistenz hat sich, wie ich das schon in meinem 
Bericht festgestellt habe, sehr bewährt. Ich hoffe, daß 
immer mehr Arbeitsassistenz behinderten Menschen 
jedweder Behinderungsart angeboten wird, weil ich 
denke, daß das für Dienstnehmer wie auch für Dienst­
geber eine große Bedeutung hat. Verändert wurde 
auch, und ich denke, das ist 'ein sehr wichtiger Punkt, 
folgendes: Es gibt jetzt eine Gleichbehandlung von 

. Bund, Ländern und Gemeinden mit privaten Dienst­
gebern. Ich glaube, da werden viele öffentliche Institu­
tionen, öffentliche Körperschaften doch gefordert sein, 
vermehrt behinderte Dienstnehmer in ihrem Bereich 
zu beschäftigen. Die Umbeneniiung der „Geschützten 
Werkstätten in mtegrative Betriebe" halte ich für 
einen ganz wichtigen Punkt, weil schon allein der 
Name zeigt, daß eine Integration stattfindet und der 
doch manchmal etwas in Verruf gekommene Aus­
druck „Geschützte Werkstätte" hiemit wegfällt. Ver­
ändert wurde auch der verstärkte Kündigungsschutz. 
Der verstärkte Kündigungsschutz tritt jetzt erst ab 
einem Beschäftiguhgsverhälthis von über drei 
Monaten ein. Ich denke, daß das doch viele Dienst­
geber dazu bewegen kann, einen behinderten Mit­
arbeiter einzustellen, weil man innerhalb drei Mona­
ten doch sehen undvor allem der Behinderte beweisen 
kann, was er zu leisten imstande ist, und daß er sich in 
seiner Leistungsfähigkeit durchaus nicht von nicht-
behihderten Dienstnehmern unterscheidet. Das sollten 
Dienstgeber in Anspruch nehmen, um vielleicht ge­
wisse Vorbehalte abzubauen- im großen und ganzen 
bin ich der Meinung, daß diese Novelle zum 'Behin­
derteneinstellungsgesetz jetzt doch in manchen Be­
reichen eine Erleichterung für behinderte Arbeits­
suchende bringen kann; Ich hoffe nur, d&ß auch von 
seiteh der Dlehsfeehmer diese Novelle entsprechend 
angenommen w i rd /Me ine Damen und Herren! Im 
Dezember: des ypngeh Jahres ist unter - großem 
Medienmteresse im Nätionalrat die erste Sitzung mit 
.Gebärdendolmetschern über d ie Bühne gegangen -
Wenn ich d a s sjo n ennen darfi j eh-möchte schon eines 
dazu anmerken, daß wir m der Steiermark wieder ein-_ 
mal Vörra te r gewesensind. Und'hier möchte ich mich 

.. ganz "herzlich' bei Herrn L a t i d t äg sp i ^ i t e i l Sh bezie* 
/:htmg||^^ 
. vilal^sie^hon Ä 
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wieder dafür gesorgt haben, daß bei Landtags­
sitzungen Gebärdendölmetsctiex zur Verfügung ge­
standen sind. 

Also sind wir in der Steiermark wieder einmal Vor­
reiter gewesen, nur ist es nicht allgemein bekannt, und 
erst der Nätionalrat hat ein erhöhtes Medieninteresse 
genossen. Ich habe in der Sitzung des Sbzial-Aus-
schusses in der vergangenen Woche auch diese Tat­
sache angemerkt und trotzdem gemeint, daß ich nicht 
ganz glücklich darüber bin. Warum nicht ganz glück­
lich? Für mein Empfinden müßte es möglich sein, daß 
gehörlose und gehörgeschädigte Menschen - bei 
Interesse - an einer Landtagssitzung teilnehmen kön­
nen und ihnen zu diesem Zweck auch Dolmetscher zur 
Verfügung stehen. Ebenso habe ich im Ausschuß ge­
meint, daß das eine Zukunftsvision ist. Ich hoffe aber, 
daß dies nicht lange sozusagen nur ein Wunschtraum 
bleibt, sondern es in Zukunft möglich ist, daß auch 
gehörgeschädigte und gehörlose Menschen, wann 
immer sie wollen, zu welcher Zeit auch immer, sich auf 
den Zuschauer- und Zuhörertribünen einfinden kön­
nen, um einer Landtagssitzung zu folgen. Ich bin 
nämlich der Meinung, und ich habe das schon des 
öfteren hier im Hohen Haus geäußert, daß behinderte 
Menschen weder eine Sonderstellung noch eine 
Son.derbehandlung wollen, sondern eine Gleich­
stellung und eine Gleichbehandlung mit nichtbehin­
derten Mitbürgern. Es ist so, daß, um eine endgültige 
Gleichstellung herbeiführen zu können, natürlich 
flankierende Maßnahmen gesetzt sein müssen und 
gesetzt werden müssen, zum Beispiel bei Gehörlosen, 
daß die Gebärdensprache als e igene Sprache aner­
kannt wird. Das ist eine Forderung, die man so stark 
wie möglich immer wieder unterstreichen bezie­
hungsweise es fordern muß. Für blinde Menschen die 
vermehrte Installation von Leithilfen, die es ihnen er­
möglichen, ihr Leben selbstbestinunt und selbständig 
zu gestalten. Geistig Behinderte brauchen Förderun­
gen. Förderungen in verschiedenen Einrichtungen, 
Wohngemeinschaften, die es ihnen dann auch ermög­
lichen, im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu zeigen, 
welche Fähigkeiten in ihnen stecken. Na ja, rollstuhl-
fahrenden Behinderten, denen türmen sich immer 
wieder Barrieren architektonischer Art auf, die natür­
lich nicht nur für Rollstuhlfahrer oder Gehbehinderte 
Barrieren sind, sondern durchaus auch für ältere 
Menschen beziehungsweise Kinder oder Eltern, die 
mit Kinderwagen unterwegs sind. 

Allerdings, meine Damen und Herren, bin ich der 
Meinung, daß es wichtig wäre, vordringlich wäre, daß 
Barrieren in den Köpfen mancher abgebaut würden, 
denn nur dann, wenn die Barrieren in den Köpfen 
abgebaut werden, können all diese Maßnahmen, die 
ich angeführt habe, auch durchgeführt werden. Dann 
könnte es nicht passieren - wie w i r jetzt einen Fall in 
der Steiermark haben -, daß ein neu zu errichtender 
Gendarmerieposten entgegen der Bundesverfassung, 
die nach Artikel 7 Absatz 1 sagt: „es ,darf n iemand 
infolge seiner Behinderung diskriminiert werden", 
beziehungsweise der bestehenden Ö-Norm B 1600, 
keinen barrierefreien Eingangsbereich hat. Darauf­
hingewiesen, kam die Antwort: „Na ja, für die paar 
Rollstuhlfahrer, die da kommen, kann man auf der 
Rückseite des Hauses eine Hebebühne installieren." 
Ich denke nicht, daß so eine Vorgangsweise in die 
Aiitidiskrirmnieruiigsbesttrnmungen paßt, wobei ich 

noch sagen möchte, daß ältere gehbehinderte Men­
schen, ebenso Eltern, die mit Kleinkindern und 
Kinderwagen unterwegs sind,, diesen Gendarmerie­
posten doch vielleicht auch benützen werden müssen. 

Abschließend, meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich noch hinzufügen, daß es ein Hauptanliegen un­
seres Landtages und unserer Gesinnungsgemeinschaft 
im speziellen ist, behinderten Menschen die Chance 
zu geben, beweisen zu können, was in ihnen steckt. 
Um dieses gesteckte Ziel zu erreichen, bedarf es ver­
mehrter Anstrengungen, leider noch vorhandene 
Barrieren in manchen Köpfen abzubauen. Ich danke 
Ihnen. (Beifall bei der ÖVP, SPÖ und FPÖ. -
10.24 Uhr.) 

Präsident: Als nächstes hat sich die Frau, Abge­
ordnete Mag. Zitz zu Wort gemeldet, der ich es erteile. 

Abg. Mag. Zitz (10.24 Uhr): Sehr geehrte Kollegin­
nen und Kollegen, sehr geehrte Gäste! 

Die größten Barrieren gegenüber Behinderten be­
stehen wohl in den Köpfen von den Regierern und 
Regiererinnen, die ganz bewußt schauen, daß Be­
hinderte draußen bleiben, draußen bleiben aus der 
Grazer Burg. Wenn sie auf der Marmortreppe den 
roten Teppich hinaufgehen wollen zum Weißen Saal, 
um dort an einer Veranstaltung teilzunehmen oder um 
die Frau Landeshauptfrau oder den Herrn Landes-
hauptfraustellvertreter zu besuchen, müssen sie ziem­
lich mobil sein. Sie schaffen es nicht, wenn sie einen 
Rollstuhl benützen, sie schaffen es nicht, wenn sie mit 
einem Kinderwagen unterwegs sind, sie schaffen es 
nicht, wenn sie gehbehindert sind. Das ist eine der 
Barrieren, die Menschen aus der Burg draußen halten. 
Eine zweite der Barrieren besteht selbstverständlich in 
einer Arbeitsmarktpolitik, wo in einer Regierungs­
vorlage das Arbeitsmarktservice zitiert wird, und die­
ses Zitat wird unkommentiert übernommen. Das AMS 
sagt: „Es muß festgestellt werden, daß trotz den ge­
nannten umfangreichen Hilfestellungen und Maß­
nahmen die berufliche Integration von behinderten 
Menschen in den Arbeitsmärkt zunehmend schwieri­
ger wird." Da sieht man sehr genau, daß Anträge, die 
vom Landtag kommen, von der Regierung so beant­
wortet werden, daß man Originalzitate vom Arbeits­
marktservice übernimmt, die uns als Landtag und 
Ihnen als möglicherweise Betroffenen sagen, Ihr seid 
eine Problemgruppe. Zuerst waren junge Leute eine 
Problemgruppe, anstatt daß man jungen Leuten eine 
Chance gibt, die Ideen aufnimmt, die manchmal 
schräg sind, die manchmal Erwachsene verschrecken 
oder schockieren. Jetzt macht man ältere Leute zur 
Problemgruppe, und Behinderte sind in der Steier­
mark eine permanente Problemgruppe. Das ist eine 
Situation, mit der wir seit drei Jahren immer wieder 
konfrontiert sind, auch auf Grund von einem Behin­
dertenrecht, das Betreutes Wohnen nicht zulaßt, daß 
Arbeitsassistenz nicht zulaßt. Ich bin keine Juristin, 
aber ich könnte locker - der Martin Wabl und ich 
haben das auch gemacht - drei Sätze formulieren für 
das Behindertenrecht, wodurch Leute tatsächlich mehr 
Rechte und mehr Würde in der Steiermark haben . 
Diese Anträge, auch unterstützt vom Liberalen Forum, 
sind in den letzten Jahren von mehr Mehrheitsparteien 
hier konsequent abgelehnt worden. 
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Ich kpmme jetzt zurück' zur Absicht des Antrages, 
den wir im Mai 1998. beschlössen haben. Damals war . 
es möglich, daß Gehörlose als Thema in der Öffent­
lichkeit präsent gewesen sind durch die Aherkennunö; 
der Gebärdensprache und. durch,das Engagement von 
Vereinen, die in diesem Bereich in Graz viel ge tan ' 
haben, und ich glaube, österreichweit führend sind. •• 
Wir wollten jetzt schauen, wie rnan auf der Ebene des 
Arbeitsmarktes die Integration' von hörgeschädigten 
Personen forcieren kann. Ich möchte jetzt einen An­
trag stellen, der Lehrstellen für behinderte Lehrlinge 
betrifft. Er "wird eingebracht von mir, von Christian 
Brünner und vom Kollegen Korp von der SPÖ, Das 
Arbeitsmarktservice hat Ende letzten Jahres von den 
über 32.000 arbeitslos gemeldeten Steirerlnnen fest­
gestellt, daß fast 500Q behindert sind. Es ist unglaui> 
Ueh in diesem Zusammenhang, daß das Land Steier- . 
mark als einer der größten Arbeitgeber mit zigtausend 
Angestellten, jetzt von Heimen über die KAGES, über 
den Landesdienst bis zum Pflichtschulbereich, ganze 
90 Lehrlinge beschäftigt. Von diesen 90 Lehrlingen 
ist kein einziger behindert. Ich möchte deshalb im 
Namen besagter Abgeordneter den Antrag stellen, > 
der Landtag wolle beschließen: Die Sfeiermärkische 
Landesregierung wird aufgefordert, die Lehrstellen im 
Landesdienst zu verdoppeln und dabei besonders auf 
die LehrausbiTdung behinderter Lehrlinge Bedacht zu '-
nehmen. ' ' '" 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Das wäre l 

ein konkreter Schritt, wo Sie Angebote machen an 
junge Menschen, und das wa r e e i n konkreter, Schritt, 
wo Sie die Blamage, daß das Land ganze 90 Lehrlinge 
beschäftigt, ein bißchen relativieren können, und das 
wäre ein konkreter Schritt, daß Sie zeigen, daß'Behin-
dertenpolitik nicht hur auf der Ebene von gepflegter 
Rhetorik und Ehtschließungsanträgen, wp wir wieder 

"einmal den Bund auffordern, gefälligst- etwas zu tun, • 
oder die EU auffordern, gefälligst etwas zu tun, -inso­
fern verbessert wird, als im Landesdienst selbst-
Schritte gesetzt werden. Ich ersuche auch die beiden 
änderen Fraktionen, die ÖVP und die Freiheitlichen r x 

diesen Antrag anzunehmen. Es ist ein konkreter 
Schritt, den wir jetzt setzen können, und es ist ein kon­
kreter Schritt, der im Sinne dessen; was die Frau Kolle­
gin Wicher zur BehindertenpoUtik gesagt hat, und 
speziell auch des Ümgehens mit gehörgeschädigten 
Leuten, deren Kreativität, aber auch Problem­
stellungen relativ wenig bekannt sind, die Realität ein 
bißchen erträglicher macht. Ich ersuche Sie um An­
nahme dieses Entschließungsantrages. (Beifall beim 
LIF. - 10.30 Uhr.) / 

• Präsident: Es Wurde mir mitgeteilt, daß die Frau 
Abgeordnete Wicher einen EntschlieBungsäntrag 
nicht vorgetragen hat. Ich bitte Sie, dies jetzt nachzu­
holen. '' "' 

Abg. Wicher (10.30 Uhr): Herr Präsident!' ' '-' ' ' 

Ich bitte um Entschuldigung, daß ich das bei 
meiner Wortmeldung vergessen habe. Ich danke 
Ihnen, daß Sie mir die Möglichkeit geben,, das jetzt zu 
tun. Meine Damen und Herren! Ich darf Innen äen 
Entschiießüngsantfag der Abgeordneten Wicher, 

,Beutl und, GrpsS, hetiefffend Pilotpfojekt „Telearbeit 
firr Behinderte 4m' lähqMt^en Raum'*; vortragen. Ihi 

Pilotprojekt „Teleajbeit für Behinderte im ländlichen 
Raum" sollen der Zielgruppe, die vom Problem1 einer 
dauernden.oder längerfristigen Arbeitslosigkeit trotz 
bester Qualifizierung ini Bereich EDV und Tele­
kommunikation besonders betroffen ist, neue Chancen 
eröffnet werden. Das Ziel'ist, daß Sich eine Gruppe vo i r 
drei Behinderten mit bester Qualifizierung im Bereich 
EDV und Telekommunikation nach der Unterstützten 
Startphase von drei Jahren als selbständiges Dienst-
leistüngsühternehmen im Bereich der Telearbeit auf 
dem Markt durchsetzen und behaupten. k ann , ; Die 
unmittelbar geplanten Aktivitäten sind: Die Erkun­
dung neuer Technologien, die Entwicklung- neuer 
Dienstleistungen, Erschließung neuer .Kunden­
potentiale mit besonders geeigneten Methoden der 
Kundenbetreuung; die Erprobung heuer Arbeits­
modelle: und Technologien, basierend auf den aktu­
ellen Marktbedürfnissen durch Erfahrüngs- und. Lern­
prozesse. Dieses Projekt mit Gesamtkos'ten" von 
2,108.400 Schilling kann durch Lohnkostenzuschüsse 
des Bundessozialamtes und durch Dienstleistungsein-. 

" nahmen alleine nicht finanziert werden.-Es wird daher 
der Antrag gestellt, der Landtag wolle beschließen: 
Die Steiermärkische Landesregierung wi rd f aufge­
fordert, das Pilotprojekt „Telearbeit für Behinderte im 
ländlichen Raum" nach Möglichkeit: finanziell zu 
unterstützen. Ich bitte um Annähme. (Beifäll bei der 
ÖVP. - 10 .33 Uhr.) 

Präsident: Ich danke sehr. Zu Wort gemeldet hat 
sich der Herr Abgeordnete Korp. Ich erteile es ihm. : 

Abg. Korp (10.33> Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, geschätzte Mitglieder der Steiermärkisc-hen 
Landesregierung, Hohes Haus , : sehr geehrte Damen 
und Herren, vor allem geschätzte Damen Und Herren 
aus der Gruppe der Gehörlosen! 

Ich möchte mich von dieser Stelle bei j edem 
einzelnen von Ihnen bedanken, daß Sie hierher 
gekommen sind und somit auch mr unmittelbares 
Interesse an den Geschehnissen hier im. Landtag 
kundtun. Wir wissen, daß das keine Selbstverständ­
lichkeit ist, xrnd darum sage ich das auch so. Ich 
möchte einleitend, der Frau Kollegin Klübobmahn 
Edith Zitz- etwas sagen: Frau Kollegin, Behindeften-
politik und der Umgang mit der Belündertenpröble-
matik insgesamt.ist für uns Sozialdemokraten keine 
Frage gepflegter Rhetorik Und schon gar n icht eine 
Frage sogenannter „parteipolitischer Dimensionen", 
sondern Teil einer Grundhaltung. Wir Sozialdemo- , 
t r a fen haben uns immer um jene Menschen'bemüht, 
und wir werden das auch immer tun, die es im Leben 
besonders schwer haben. Und dazu gehören selbst­
verständlich auch die Gehörlosen - das rtur.zur Eüir-
begleituiig und in aller Deutlichkeit. Geschätzte 
Damen und Herren! Mit-'dieser Regierungsvorlage zu ' 
sogenannten - „besGhäfüguhgspolitisehen • Maßnäh­
men" für hörgeschädigte Per&oriehbeschäftigt sich 
heute der Landtag einmal.mehr -mit der Problematik, 
die. diesen Perspnenkreis im täglichen Leben umgibt. 
Ich denke, es ist zweifellos gut so, denn damit wird für 
eine breite ÖffentuchkeitpallzulangeZeit nach unse­
rem Begriff; sozusagen Unsichtbares sichtbar gemacht. 

.Wie Sie äüö wissen,, kärnpfen Gehörlose, beginnend 
TisLi e iner bfeit angelegten ;Unter5"Clji^eh^^'ön. im 
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Jahr 1996, intensiv für eine breitere Akzeptanz. Und 
das betrifft natürlich und im besonderen Maße deren 
Berufsleben. 

Die Gehörlosen, und das wissen wir ganz jgenau, 
möchten vor allem, und das ist mehr als verständlich, 
aus ihrer Sicht der Dinge, daß die-Welt die Augen 
aufmacht und mehr für Gehörlose getan wird. Hier ist 
zu sagen, daß die Söziallandesrätin Dr. Anna Rieder 
als zuständige Söziallandesrätin "und natürlich auch 
die Damen und Herren des steirisehen Landtages - das 
hat die letzte Zeit immer wieder gezeigt - sich diesem 
berechtigten Wunsch immer wieder außerordentlich 
aufgeschlossen gezeigt haben. Zahlreiche Beschlüsse 
und Debatten hier in diesem Haus in der Ver­
gangenheit haben dies ja auch gezeigt. Ich möchte 
mich deshalb auch an dieser Stelle bei der Fach­
abteilung für das Sozialwesen bedanken, die sich um 
eine möglichst genaue Recherche über den aktuellen 
Stand gegebener Unterstützungsmaßnahmen bei 
verschiedenen FördersteUen im Sinne der Gehörlosen 
bemüht hat, bedanken. Auch die Tatsache, daß im 
künftigen Behindertenplari besonders der individuelle 
Hilfebedarf der Betroffenen verstärkt einfließen soll, 
scheint uns ein richtiger Schritt in die richtige Rich­
tung zu sein. 

Meine.Damen und Herren, ich denke, es ist an der 
Zeit, Behinderten insgesamt und damit besonders 
auch gehörlosen Menschen Mut und Hoffnung zu 
geben. Gehörlose, das muß man auch einmal sagen, 
sehen sich selbst gar nicht als Behinderte,' sondern sie 

, sehen sich als Menschen unter Menschen und wollen 
deshalb im Berufsleben Anerkennung finden und ; 
akzeptiert werden wie jeder andere. Man muß sich in 
ihre Situation versetzen, was Menschen in dieser 
Situation fühlen. Ein mehr als berechtigter Wunsch, 
denke ich mir. Womit Gehörlose auch zu kämpfen 
haben und besonders zu kämpfen haben, ist etwa die 
Tatsache, daß Taubheit nicht sichtbar ist, die sieht man 
nicht. Das ist ein Umstand, den sie täglich, wo immer 
sie sich auch bewegen, im Umgang mit den Mit­
menschen spüren. Ich denke deshalb, bemühen wir 
uns im steirisehen Landtag besonders und weiterhin, 
Gehörlosen bessere Chancen für ihr weiteres Leben zu 
geben. Wir Sozialdemokraten haben uns immer zu 
dieser Einstellung bekannt und werden das auch 
weiterhin tun. Deshalb haben wir auch gerne den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten der Grünen 
unterstützt. Das, was Frau Kollegin Mag. Zitz hier 
gesagt hat, daß im Lehrbereich des Landes kein 
einziger Behinderter zu finden ist, stellt uns allen kein 
gutes Zeugnis aus. Jeder der Kolleginnen und Kolle­
gen, die hier im Kreise sitzen, wissen, wie schwer es 
ist, wenn Behinderte in ihre Sprechstünden kommen 
und sie sich bemühen, einen behinderten Menschen, 
egal wo, unterzubringen. Das ist im wahrsten Sinne 
des Wortes "eine Odyssee. Das Land Steiermark hat auf 
Grund seiner Vielzahl Von Beschäftigten und der 
Größenordnung dieser Institution ungleich mehr 
Möglichkeiten wie die meisten. Daher sollte man die­
sem Umstand auch Rechnung tragen, und ich glaube, 
daß dieser Entschließungsantrag eine absolute Be­
rechtigung hat und auch entsprechend ernst genom­
men werden sollte. Unsere Botschaft geht hier natür­
lich im besonderen an den Personallandesrat dieses 
Landes. 

Was den Entschließungsantrag der Volkspartei, vor­
getragen von Frau Kollegin Wiener, betrifft, so werden 
wir das natürlich gerne unterstützen mit einer Ein­
schränkung, daß wir in der Formulierung „die Steier-
märkisene Landesregierung wird aufgefordert, das 
Pilotprojekt Telearbeit für Behinderte im ländlichen 
Raum finanziell zu unterstützen" nach der Formulie-
rung „ländlichen -Raum" gerne die Formulierung 
„nach Möglichkeit" drinnen hätten. Das bedarf noch 
einer entsprechenden Absprache unter Regierungs-
mitgliedern. Ich denke, gerade gegenüber behinder­
ten Menschen ist Populismus nicht angebracht. Hier 
sollte man am Boden der ReaÜtät bleiben und die 
Dinge beim Namen nennen und daher vorerst mit den 
Worten „nach Möglichkeit" vorliebnehmen; Ich 

. glaube, das ist anständig und fair, und daher sollte 
man auch bei dieser Formulierung bleiben. Geschätzte' 
Damen und Herren, ich danke für Ihre Aufmerksam­
keit. (Beifall bei der SPÖ. - 10.42 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Abgeordnete Dr. Brünner. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Brünner (10.42 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! 

Die zentrale Säule einer guten Behindertenpolitik, 
steht politisch außer Streit, nämlich durch behinder­
tenpolitische .Maßnahmen sicherzustellen, daß be­
hinderten Menschen ein selbständiges und selbst­
bestimmtes Leben, möglich ist und ermöglicht wird. 
Um dieses ZieJ zu erreichen, brauchen wir - ich sage es 

; einmal so - intelligente, zielführende Rahmenbedin­
gungen und eine ausreichende Finanzierung dieser 
Rahmenbedingungen. Frau Kollegin Wicher, ich habe 
Ihnen aufmerksam zugehört, aber beide Voraus­
setzungen zur Erreichung dieses behinderten­
politischen Zieles, nämlich nochmals: ausreichende, 
intelligente Rahmenbedingungen und ausreichende 
Finanzierung gibt es nicht, die sind nicht vorhanden, 
Frau Kollegin Wicher! Es ist ganz wichtig, daß es in 
diesem Hause, in diesem Landtag, eine Atmosphäre . 
gibt zugunsten einer effektiven Behindertenpolitik..-. 
Alle fünf Landtagsparteien haben Anteil an dieser 
Atmosphäre. Es geht mir auch nicht darum, Behin­
dertenpolitik parteipolitisch zu vereinnahmen, den 
Damen und Herren, die gehörgeschädigt sind und uns 
zuhören, zu sagen, wir vorn Liberalen Forum sind auf 
dem Gebiet die Größten. Aber, Frau Kollegin Wicher, 
es ist auch notwendig, festzuhalten, wer die politische 
Verantwortung dafür trägt, daß die Rahmenbedin­
gungen für dieses selbstbestimmfe Leben behinderter 
Menschen und die dazugehörige Finanzierung nicht 
im ausreichenden Maße sichergestellt sind. Die partei- x 

politische Betrachtung ist unerläßlich, Frau Kollegin 
Wicher. (Beifall beim LIF und bei den Grünen;) Da 
möchte ich zwei Punkte anschneiden. Wenn uns die 
Bundesregierung mitteilt,, daß. das; Rundfunkgesetz 
geändert "werden muß, damit unser Anliegen, daß 
mehr Sendungen gebärdengedolmetscht werden, er­
füllt wird, dann kann ich darüber nur lachen, weil das 
wissen wir alle, daß das Rundfunkgesetz geändert 
gehört. Nur, wer könnte es ändern, Frau Kollegin 
Wicher? SPÖ und ÖVP im Nationalrat könnten das 
Rundfunkgesetz- verändern, und zwar innerhalb von . ' 
zehn Minuten könnte das geändert werden mit dem 
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gedölrnetscht, werden. Ein .Beispiel aus dem Laindes-
'b^ei0h-i^'_d;er-;B.eh^d^^pl'3ri. Wir wafteri seit über 
emem Jahr auf diesen Ä 
kündigt für das Frühjahr des viOTgenjaJiresvIchJiörei 

'*• er wird irgendwann einmal im SönUnef das Licht des 
Landtages erblicken. Ich""frage mich, meine Damen , 
und Herren, erstens einmal, warum geht das nicht 

- schneller, und zweitens, warum nimmt die Landes­
regierung diese ihre politische Verantwortung nicht 
besser währ. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich möchte auf ein paar Rahmenbedingungen für 
gehörlose Menschen eingehen und einen ersten Punkt 
ansprechen, den auch Sie, Frau Kollegin Wicher, 
angesprochen haben, nämlich die Anerkennung der 
Gebärdensprache als offizieile Minderheitenspräche. 
Wir reden und reden darüber, und alle fordern es, hur 
umgesetzt ist es noch nicht, obwohl uns andere Länder 
vorexerzieren, daß es geht. In Schweden ist die 
Gebärdensprache als Minderheitensprache aner­
kannt, in Finnland ist sie anerkannt, Finnland ist ein 
Land, das auch von der Wirtschaftskraft her mit Öster-

- reich vergleichbar ist. In etlichen Bundesstaaten der 
Vereinigten Staaten ist sie anerkannt, nur in Öster­
reich noch nicht. Eine Auswirkung der Nicht­
anerkennung betrifft den Bildungsbereich. Es ist ganz 
wichtig, gehörgeschädigten Menschen vom Beginn 

^ der Bildungslaufbahh an einen Gebärdendolmetsch 
zur Seite zu stellen, damit alle Stufen der Bildungs­
landschaft bis hin zur Fachhochschüle und zur Univer­
sität durchlaufen werden können. Es ist schon gesagt 
worden, daß Gehörschädigung keine Behinderung ist, 
die irgend etwas mit Nichtintelligenz öder Nichts 
bilduhgsfähigkeit zu tun hat. Wenn es gelänge, daß' 
wir gehörgeschädigten Menschen Unterstützung an-
gedeihen lassen, daß sie alle Stufen des Bildungs-
systems bis hin zur Universität, zur Fachhochschüle 
und zu Fachausbildungen durchlaufen können 

\ hätten sie auch niehr Chancen auf dem Arbeitsmarkt.' 
Von den rund 10.000 völlig ertaubten Österreicherin-

I hen und Österreichern soll nur ein Promille, meine 
~ Damen und Heixen, einen Hochschulabschluß haben, 

Die entsprechende Zaht in der GesämtbevÖlkerung ist 
7 Prozent, die einen Hochschulabschluß haben. Ein 
zweiter Punkt, wieder das Beispiel Finnland: In Finn-

;• land wird jedes.Baby kurz nach der Geburt auf mög-
l liehe Hörschäden untersucht, um einerseits frühzeitig 

allenfalls mögliche therapeutische Maßnähmen setzen 
' , . . ' • zu können und auf der anderen Seite bereits von Kind­

heit an mit einem Gebärdendolmetsch das Leben 
selbsfändiger zu machen. Auch in Deutschland gibt es 
nicht hur Bemühungen, sondern Erfolge-dahingehend, 

, ein Screening aller Neugeborenen im Hinblick auf 
mögliche Hörsj^fden-zumad 
undsoÄliJöhiis^ 

-ist* üm^ü f e s t e l ! ^ 
züiönnen« 1 ^ 

* - Bedauern, te£tl(Äehvd^ 
Mütter-Kind^Passes, mit der eine finänzieUfe Zuwen­
dung der Mutter gegenübÄver^ 
diese Vorsorgeuntersuchungen gernacÄ wurdeni;jaüs 
Erspamisgrühden; ge^richeh wurde, und j ^ t sowohl 

: ; auf (äer^Bündes-^ 
••.'••. '- ficifelirie;S 

- '••;:...'-'..;''' "V" — Ä Ä Ä i Ä i l i j ä i f e ^ ^ \ 

den^wief diese- seinerzeitigei Klanistrüktioh des»Multeriv 
Kmd-Pässes als ö ^ als : 

ein wichtiges Instrument dahingehend, um auch im . '•';. 
.- Bereich desiHörehis etwaige Beeinträchtigungen frü^ 

zeitig zu erkennen. Einen dritten Punkt' möchte ich 
ansprechen, wo Phantasie auch der Politik der Landes­
regierung, aber auch gesellschaftlicher Institutionen 
gefragt ist: Wir müßten uns bemühen, im öffentlichen 
Raum akustische Ankündigungen, wo auch immer 
und welcher Art auch immer, für gehörgeschädigte 
Menschen in optische Signale umzusetzen. Das gilt für 
Ansagen in Bahnhöfen, das gilt für Verspätungs-
ähsägen oder Ausf allsansagen in der Straßenbahn, das 
gilt für die Taxiunternehmungen dahingehend, daß 
ich ein Taxi auch per Fax bestellen kann. Ich höre, daß 
das in Graz mögliche in /̂Vien nicht möglich ist, et 
cetera. Wir haben die pölifiSche Notwendigkeit, meine 
Damen und Herren, auch auf der europäischen Ebene 
etwas im Hinblick auf die stärkere Arbeitsmarkt­
fähigkeit von Behinderten, allgemein und von gehör­
geschädigten Menschen andererseits zu tun. Ich bin 
sehr froh darüber, daß EU-Abgeordneter Frischen-
Schlager gemeinsam mit der Generaldirektion V im 
Rahmen der Europäischen Kommission am Donners­
tag und Freitag dieser Woche gemeinsam mit Gehör­
geschädigten aus ganz Europa eine Veranstaltung 
durchführt, die sich mit der Arbeitsmarktsituation für 
Gehörlose in der Europäischen Union beschäftigt; weil 
ich der Auffassung bin, daß etliches auf dem Gebiete 
der Behinäerteripolitik nicht allein national gelöst 
werden kann, sondern auch die Europäische Union 
diesbezüglich gefordert-ist. In diesem Landtag sind in 
dieser Legislaturperiode etliche Anträge, betreffend 
eine bessere Gehörlosenpolitik, gestellt worden und, 
und das ist erfreulich, auch einstimmig verabschiedet 
worden sind. Mich würde hur von der Regiefühgs-
bank, Frau Landesrätin Keder; intefessierenT ob Und "• 
inwieweit diese hier gefaßten Beschlüsse umgesetzt' _ : 
worden sind. Ich bringe diese Beschlüsse in Erinne­
rung: Es ist beschlossen worden, für die Hörberatungs­
stelle ein audiometrisches Gerät anzuschaffen. Meine 
Frage an Frau Landesrätin Rieder: Ist das geschehen? 
Es ist beschlossen worden im Zusammenhang mit dem 

. „steirischen herbst", daß mindestens 15 von 100 Ver­
anstaltungen gebärdengedölmetscht werden sollen. 
Ich würde gerne Herrn Ländeshauptmahnstellver-
treter Schachner fragen, ob dieser Beschluß umgesetzt 
wurde, zumindest in Gesprächen mit der Intendantur 
des „steirischen herbstes". Es ist beschlossen worden, 
bei Landesausstellungen Führungen in Gebärden­
sprache auf Abruf anzubieten- Ich würde gerne Herrn 
Landeshauptinännstellvertreter Schachner fragen, ob ; 
diesem. Beschluß des Steiermärkisehen Landtages, er 
ist im. Februar 1998 gefaßt worden, bei der Landes^ 
aüsstelluag^ro^ 

; wü |dfuhä;bÄ^ 
^nneridmit der heurigen, Recjutunggeträgehvwerden "•'=•'• 
Wird,W#|ia;b;erijam^ 
bracht, daß-poklis^ " 
in Privätfernsehsenderijebenfalls einer Medienförde-
rühgjügefiihrt werdensöllen, JÜeser unser Antrag ist / 
der'"Landesregierung'^ 
^rden^valffi':?^ Jüfi 

;v h r ^ h ^ Ä £ ; • h^ te , ' i ^^ 
!" -Ä^ f e l f lÄ^^ r y<||ä§z-:;;: %^i 
•%gil | | | | r :^ -̂̂ «f 
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diese Rahmenbedingungen für ein selbständiges 
Leben behinderter Menschen im allgemeinen und 
gehörgeschädigter Menschen im besonderen stattfin­
den und wir nicht dieses Schachterlsystem der 
verschiedenen Ressorts haben und keinerlei über­
greifende, projektorientierte Politikformuherung ge­
schieht, nämlich projektorientiert in der Weise, daß im 
Zentrum steht, alles zu tun, damit behinderten 
Menschen ein selbstbestimmtes Leben möglich ist. 
Wie ich höre, gibt es seit kurzem einen neuen Verein 
„Kommunikation und Beratung", der sich zum Ziel ge­
setzt hat, die Situation Gehörloser und schwerhöriger 
Menschen in der Steiermark zu verbessern. Dieser 
Verein hat dieses Konzept, daß Dienstleistungen auf 
allen Lebensbereichsgebieten - medizinische, thera­
peutische Dienstleistungen, soziale Beratung, Bil­
dungsunterstützung und Unterstützung auf. dem 
Arbeitsmarkt - angeboten werden sollen. Es wäre 
schön, wenn die Landesregierung sich dieser integra-
tiven, kompetenzübergreifenden Initiative dieses Ver­
eines annehmen würde. Ich halte nochmals fest, daß 
uns diese am Projekt orientierte, am Problem, orien­
tierte, am Menschen, der gehörgeschädigt ist, orien­
tierte, integrative, alle Kompetenzbereiche umfas­
sende Politik ganz wichtig wäre. Um das sicherzu­
stellen und auch um das Staatsziel der Gleichbehand­
lung behinderter Menschen, wie es im Artikel 7 der 
Bundesverfassung enthalten ist, herbeizuführen, stel­
len die Abgeordneten Brünner, Keshmiri, Gross und 
Zitz einen Antrag, beireffend die Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe zur Durchforstung des Xandesrechtes 
auf e twaige diskriminierende Bestimmungen gegen­
über behinderten Menschen. Diese Durchforstung soll 
dann zu einem alle Aufgaben und Kompetenzbereiche 
umfassenden Gesamtkonzept zusammengeschweißt 
werden, um eine systematische, in sich schlüssige 
Behindertenpolitik tatsächlich zu machen. 

Der Antrag lautet: Der Landtag wolle beschließen: 
Die Landesregierung wird aufgefordert, umgehend 
eine Arbeitsgruppe einzurichten, die das bestehende 
Landesrecht auf e twaige diskriminierende Bestim­
mungen gegenüber behinderten Menschen durch­
forstet und dem Landtag jährlich über die Ergebnisse 
Bericht erstattet. Ich bitte auch ÖVP und FRÖ, diesen 
Entschließungsantrag zu unterstützen. Danke schön! 
(Beifall beim LIF, den Grünen und der ÖVP. -
11.00 Uhr.) 

Präsident: Als nächster Redner hat sich der Herr 
Abgeordnete Schinnerl zu Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm und darf die Damen und Herren gehörge­
schädigten Besucher bitten beziehungsweise die Frau 
Dolmetscherin Judith Freewein bitten, daß sie ihren 
Schützlingen sagt, daß wir uns zwar freuen, wenn sie 
einverstanden sind mit einer Rede und dem Inhalt 
dieser Rede vor allem, daß es aber in der Geschäfts­
ordnung aus guten Gründen heißt, daß sowohl Bei­
falls- als auch Mißfallenskundgebungen akustischer 
Art im Zuschauerraum nicht gestattet sind. Danke 
schön! 

Abg. Schinnerl (11.01 Uhr): Geschätzter Herr 
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
liebe Gehörgeschädigte, liebe" Gebärdendolmetsche­
rin! 

Ich freue mich, daß Sie auch hier bei dieser sehr 
wichtigen Auseinandersetzung beziehungsweise De­
batte über den Tagesordnungspunkt „Sicherstellung 
beschäftigungspolitischer Maßnahmen für gehörge­
schädigte und gehörlose Personen" teilnehmen. Ich 
darf mich auch recht herzlich beim Herrn Präsidenten 
bedanken, daß er diesen Tagesordnungspunkt wieder 
ganz am Anfang der Tagesordnung gereiht hat, damit 
auch unsere Gehörgeschädigten hier an dieser Sitzung 
teilnehmen können, und zwar so tei lnehmen können, 
daß sie schon von vornherein wußten, wann dieser 
Tagesordnungspunkt zeitmäßig hier behandelt wird. 

Diese Stellungnahme, die wir von der Landesregie­
rung gefordert haben, ist nach meinem Dafürhalten 
sehr umfangreich. Es wurden gleich fünf Stellen zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert, es ist dies 
das Förderungszentrum des Landes, Jugend am Werk, 
Arbeitsassistenz Steiermark, das Thema Styria Werk­
stätten GesmbH., Arbeitsmarktservice und Steirischer 
Gehörlosen-, Sport- und Kulturverein. Es ist diese 
Stellungnahme fünf Seiten lang und, wie schon ge­
sagt, einigermäßen umfangreich, aber mir fehlt hier 
trotzdem, daß man nicht näher ins Detail geht. Denn 
wenn man hier oft liest, welche Maßnahmen getätigt 
wurden und welche Anliegen an die zuständigen 
Stellen herangetragen wurden, kann man sich eigent­
lich trotzdem nicht das richtige Bild machen, weil nie 
steht, wieviel solcher Begehren oder Anträge tatsäch­
lich behandelt wurden. Ich würde für die Zukunft 
eigentlich ersuchen, damit wir uns auch ein besseres 
Bild machen können, daß man hier noch ausführlicher 
über diese Dinge berichtet. 

Des weiteren möchte ich einmal zum Bericht der 
Frau Abgeordneten Wicher, die ja selbst der Behin-
dertengruppe angehört, einmal sagen, daß alles, was 
sie hier gesagt hat, voll unser Verständnis findet, weil 
es—von einer Person kommt, die damit leben muß. 
Wenn hier in erster Linie einmal festgestellt "wurde, 
daß zuwenig Arbeitsplätze für Behinderte vorhanden 
sind, dann glaube ich, wenn es 5000 Behinderte in der 
Steiermark gibt, die ohne einen Arbeitsplatz sind, sind 
wir hier alle aufgerufen, wirklich Hand anzulegen und 
den Behinderten in dieser sehr wichtigen Sache zu 
helfen. Daher unterstützen wir auch den Antrag der 
Grünen. Wir möchten auch den Hern Landesrat für 

. Personalangelegenheit auffordern, für diese Behinder­
tengruppe mehr zu tun, weil letztendlich ja er es ist, 
der die Verantwortung trägt. Zur Klubobfrau Zitz 
möchte ich nur sagen, es ist zwar bedauerlich, wenn 

• sie sagt oder-auch festgestellt hat, daß die Behinderten 
einen schlechten Zugang zu den Büros der Regie­
rungsmitglieder haben. Ich würde sagen, daß mich das 
nicht allzu sehr stört, aber es stört mich viel mehr, 
wenn diese Behinderten einen schlechten Zugang zu 
den Büros haben, wo die Angelegenheiten der Behin­
derten erledigt werden und wo die- Behinderten vor­
sprechen müssen, damit ihnen besser geholfen werden 
kann. Das stört mich eigentlich viel mehr. Des weite­
ren ist auch gesagt worden, daß einige Erleichterun­
gen hier in dieser Sache stattgefunden haben, daß 
beim besonderen Kündigungsschutz auch einige 
Lockerungen eingetreten sind. Letztendlich möchte 
ich trotzdem sagen: Es ist unbedingt erforderlich, noch 
weitere Lockerungen bei diesem besonderen Kündi­
gungsschutz zu" machen, denn ich glaube, daß dieser 
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sehr harte Kündigungsschutz den Behinderten in kei­
ner "Weise dienlieh ist! Ich glaube vielmehr, daß er 
viele Arbeitgeber abschreckt und diese lieber den Bei­
trag -zahlen, damit sie keiiie Behinderten aufnehmen 
müssen. Ich würde glauben, daß wir in Zukunft alles 
unternehmen sollen, daß der derzeitige Kündigungs­
schutz im Interesse der Behinderten noch mehr 
gelockert Wird. Wenn schon gesägt wurde, daßes erst­
mals eine dreimonatige Probezeit gibt, dann ist nach 
meinem Dafürhalten diese Probezeit noch viel zu kurz. 
Es wäre vielleicht angebracht, daß man^diese Probe-: 
zeit auf sechs oder neun Monate verlängert und dann, 
erst diesen Kündigungsschutz Vwie schon gesagt - in 
einem sehr gelockerten Ausmaß macht. Bis jetzt, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, war es den 
Betrieben oft nicht möglieh, daß sie sich aus verschie­
denen : Gründen von dieser Dienstverpflichtung mit. 
Behinderten trennen konnten. Nach meinem Dafür­
halten und nach Aussagen vieler Unternehmer wäre es 
oft hur möglich gewesen, daß Trennungen nur nach 
einem Konkursverfahren' erfolgen können. Wir wissen 
genau, daß der Konkurs die letzte Maßnahme von 
Firmen ist, um den Betrieb zu retten und nicht Dienst­
verhältnisse, zu lösefr.. Das wollen wir auf jeden Fall 
verhindern. Den gemeinsamen Entschließungsantrag 
von derjÖVP, SPÖ und FPÖ - Wir sind auch diesem 
Entsclüießungsantrag beigetreten - den wir natürlich 
unterstützen. Meine sehr . verehrten Damen und 
Herren! Wir haben auch schon gehört, daß es viel zu 
wenig Lehrplätze gibt: Wenn man die Statistik gerade 
im Land Steiermark anschaut, dann ist es ein äußerst 
schlechtes Zeugnis für uns. Wir sind aufgerufen, hier 
wirklich tätig zu werden, hier im eigenen Bereich tätig 
zu werden. Erst dann, wenn,wir"in diesem Haus diese 
Hürde geschafft haben, dann können wir an die 
übrigen temen herantreten, daß sie bessere Voraus­
setzungen und Lehrplätze für. die" Behinderten schaf­
fen. Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wir sind daher auf gerufen, 
noch mehr für unsere Behinderten in nächster Zeit zu 
tun. Noch ein Wort an die Frau. Landesrätin: Es wutde 
gesagt, daß sehr viele Anträge für die Interessen der 
Behinderten gestellt wurde(i. Ich würde Sie ersuchen, 
in nächster Zeit bekanntzugeben, welche Anträge 
positiv erledigt wurden und welche in nächster Zeit 
von Ihrem Ressort erledigt werden. Ich danke für die 
Aufmerksamkeit! (Beifall bei der FPÖ. - 11.09 Uhr.) 

; . " • , ; , : • • . . • / ' ' ' . " ' ' . . - . ' 

Präsident: Als nächster Rednerin erteile ich der Frau 
Abgeordneten Keshmiri das Wort. 

' • • • - ^ . . • ' " . • : " \ ' 

Abg. Keshmiri (11.09 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine 'Damen und Herren, sehr -geehrte 
Zuschauer im Zuschauerraum! -

Annemarie Wicher hat als eine der ersten Rednerin-
nen die Arbeitslosigkeit im Behindertenbereich ange­
führt - das ist richtig. Es wurde auch, eine Änderung 
des Behinderteneinstelluhgsgesetzes gemacht, zumin­
dest ein bißchen - das haben Wir auch schon-gehört. 
Warum ich mich aber jetzt noch zu Wort gemeldet 

. habe, ist die Tätsache, daß1 die öffentlichen Körper­
schaften diesem ' Behinderteneinstellüngsgesetz in 
kelrister /Weisehäehkömrnen: Annemarie -Wicher hat:; 

das eingefordert; und ichsehe das auch söTch^möehte 
als Beispiel die Gemeinden heranziehen, wo^s über­

haupt keine pihsteUungsmöghehkeiten für Behinderte 
gibt, das heißt, die Gemeinden kommen den Forde­
rungen' des Behinderteneinstellungsgesetzes in kein-
sfer Weise nach. Sie bezahlen Ausrjleichstaxen, und 
zwar in immenser Höhe, und das sind nicht nur zwei 
oder drei Gememden in der Stöiermarki sondern das 
sind wesentlich mehr Gemeinden. Und das ist für mich 
eine Forderung, die Unbedingt umgesetzt werden 
muß, weil ich glaube, wenn man schön von Privaten 
fordert, daß Behinderte eingestellt werden müssen, 
dann sollte zumindest der Gesetzgeber, die öffentliche 
Körperschaft, dazu bereit sein, als gutes Beispiel vor­
anzugehen. Und das ist in keinster Weise der Fall, Ich 
bin der Meinung, daß hier auf Grund dieser Tatsachen 
und auf Grund anderer Tatsachen, die wir im Behin­
dertenbereich jetzt schon .gehört haben, der politische 
Wille,fehlt. Meine Aufgabe als Oppositionspolitikerin 
sehe ich darin, diesen politischen Willen einzufordern. 
Das kamt man nur machen, wenn das Bewußtsein 
wesentlich verstärkt wird, daß es eine Selbstverständ-

: lichkeit ist, mit behinderten Menschen zu leben, und 
zwar in allen Lebensbereicheh. Es sollte überhaupt 
kein Thema sein, daß hier jetzt eine Barriere gemacht 
werden muß oder nicht. Das soll einfach Selbstver­
ständlichkeit sein. Davon sind Wir in Österreich leider 
noch weit entfernt, Christian Brünner hat das vorher 
schon angesprochen, daß es in den nördlichen Län­
dern, wie zum Beispiel in Schweden, schon eine 
Selbstverständlichkeit ist. Dort ist es eine Selbstver-
ständlichkeit, mit Behinderten gemeinsam zu leben, 
und zwar in jedem Lebensbereich. Das, was Kollege 
Korp gesagt hat, man soll den Behinderten Mut und 
Hoffnung geben, ist richtig, aber.das ist mir zu 
wenig. Es muß eine Selbstverständlichkeit sein, so wie 
ich es vorher angeführt habe, mit den behinderten 
Menschen zu leben. Und da sind wir in Österreich^ 
noch weit davon entfemC Danke! (Beifall beim LIF. —' 
11.12Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich als nächster 
Redner der Herr Abgeordnete Dr. Wabl. Ich erteile ihm 
das Wort, 

- Abg. Dr. Wabl (11.12 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! 

Es gibt ein richtiges Wort, das heißt: 7,Es gibt nichts 
Gutes, außer man tut es." Diesen Grundsatz sollte mäh 
auch auf die Behindertenpplitik anwenden. Ich möchte 
den teilweise berührenden Ausführungen meiner Vor-
rederinnen und Vorredner hier nichts mehr Grund­
sätzliches hinzufügen, weil alle Darstellungen von rnir 
lOOprozentig unterstützt werden. Ich möchte zwei 
Beispiele, erwähnen, und zwar aus der jüngeren und 
jüngsten Vergangenheit, die aufzeigen, daß zwischen 
den Worten, die hier oder woanders verwendet wer­
den, und den Daten, die diesen Worten entsprechen 
sollten, oft große Unterschiede bestehen.- Sie werden 
sich alle an die Diskussion über die Frage erinnern, 
wie sollte das Liebenauer Stadion im neuen Kleid 
benannt werden. Es hat eine WeÜe von einer Zeitung 
gegeben, die genieint hat, es gibt nur eines, dieses 
Stadion muß „Arnold-ScMwärzene^ger-Städiön" 
heißen,* obwohl ich diesen berühnitesten\ Söhn der 
Steiermark, wie er bezeichnet wird, nicht: diskredi­
tieren will,: Ich kenne auch Filme, wo„Oewält:.ver-

Sg^ff^^ffi^wpiMjgfcJ 
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herrlicht wird und wo Minderheiten herabgesetzt 
werden. Ich bin mit der „Krpnehzeitung" nicht im 
Einklang gestanden. Man hat damals erklärt, wenn 
das Liebenauer Stadion „Arnold-Schwarzenegger-
Stadion" heißt, dann werden Millionen von Arnold 
Schwarzenegger direkt ins Stadion, auf den Rasen, auf 
das Fußballfeld öder in i rgendwelche Kraftkammern 
fließen, und es werden Hunderttausende von Ameri­
kanerinnen und Amerikanern zusätzlich Graz be­
suchen, um das „Arnold-Schwarzenegger-Stadion'1 zu 
besichtigen. Herr Landesrat Hirschmänn wird mir -
Recht geben, denn mir ist nicht bekannt, daß die 
Anzahl der Amerikanerinnen und Amerikaner durch 
das „Arnold-Schwarzenegger-Stadion" entscheidend 
gestiegen ist. Mir ist auch nicht bekannt, daß Millionen 
von ihm in dieses Stadion geflossen sind. Ich habe 
damals den Vorschlag hier eingebracht, und Frau Kol­
legin Wicher wird sich erinnern, daß man ein Signal, 
ein Zeichen setzen sollte, daß man dieses Stadion nach 
einem erfolgreichen steirischen Behindertensportler 
oder einer steirischen Behindertensportlerin benennen 
sollte. Es hat damals geheißen, diese kennt ja nie­
mand. Das ist die Tragik daran. Ich war der Meinung, 
wenn man dieses Stadion so, benennt, dann würde 
man einen ganz wichtigen Schritt in Richtung Aner­
kennung, in Richtung Anerkennung.der Anliegen der 
Behinderten setzen. Ich darf nochmals daran erinnern, 
daß die Kollegin Wicher - ich glaube, das ist Anlaß, 
daß man stolz darauf sein kann - zweifache Olympia­
siegerin im Tischtennis und Weltmeisterin ist. Man 
hätte, ohne daß ich ihr jetzt schmeicheln will, vielleicht 
das Stadion in „Annemarie-Wicher-Stadion" benen­
nen können. Die Leute hätten sicher gefragt, warum 
heißt dieses Stadion „Annemarie-Wicher-Stadion". 
Man hätte sagen können, das ist eine Frau, die erfolg­
reich im Behindertensport für unsere Steiermark tätig 
war. Das ist damals abgeschmettertworden. Landesrat 
Hirschmann hat selbstverständlich gesagt, es soll 
„Arnold-Schwarzenegger-Stadion" heißen. Niemand 
hat in diesem Land den Mut, der „Kronenzeitung" zu 
widerstehen. Der Herr Chefredakteur ist damals sogar 
nach Amerika geflogen, um das perfekt zu machen, 
und ist wahrscheinlich ins „ Planet-Hollywood "-
Restaurant gegangen, das inzwischen schon mehr 
oder weniger e ingegangen ist, weil offensichtlich 
Schwarzenegger dort zu wenig konsumiert oder zu 
wenig Geld investiert. Ich möchte hier dieses Beispiel 
aufzeigen. Diese Chance wurde damals versäumt. 
Oder man hätte dieses Stadion auch Riidi-Hiden-
Stadion benennen können. Für alle, die es n ich t . 
wissen: Das war der Wunderteamtorhüter, der ver­
armt, behindert, schwer körperbehindert dann in Graz 
oder in Frankreich gestorben ist. Man hätte das auch 
so benennen können, aber wir sind ja moderne 
Menschen, den Medien gegenüber aufgeschlossen 
und daher haben wir es „Arnold-Schwarzenegger-
Stadion" getauft, und wir freuen uns über den jähr­
lichen Zuschuß, den Arnold Schwarzenegger für die­
ses Stadion leistet - ist ja auch im Budget ausgewiesen 
offensichtlich. Wir freuen:uns über die 100.000 Ameri­
kanerinnen lind Amerikaner, die diese Stadt seit 
damals in Haufen und in Massen bevölkern. 

Ein zweites Beispiel, das auch der Herr Kollege 
Brünner und vor allem auch der Kollege Korp hier an­
geschnitten hat: Ich bin auch tief betroffen darüber, 
daß im Landesdienst, Herr Landesrat Dr. Hirschmann, 

praktisch keine behinderten Lehrlinge aufgenommen 
werden, daß man sich befreit von dieser Verpflichtung. 
Ich möchte Ihnen noch eine Geschichte aus der letzten 
Zeit erzählen. Da gibt es in einer Stadt - ich will sie 
jetzt gar nicht nennen - auch einen Behinderten, der 
zuerst sein Probemonat bei der Gemeinde absolviert. 
Dann hat die Gemeinde keine Verwendung für ihn ge­
funden. Dann hat inan den Pfarrer gebeten, ob er dort 
untergebracht wird. Der Pfarrer hat sich bereit erklärt, 
diesem behinderten Menschen eine Chance zu geben, 
und er arbeitet dort als Mesner. Dann hat man von 
Seiten der Gemeinde gesagt, man bezahlt 7000 Schil­
ling, das ist die Differenz zwischen den Förderungen. 
Jetzt war er ein Jahr beschäftigt, und man hat der 
Pfarre mitgeteilt, daß diese 7000 Schilling nunmehr 
zuviel sind Und daß man die Unterstützung einstellt. 
Auf die Frage, warum es nicht möglich ist, noch weiter 
dem jungen Menschen eine Chance zu geben, hat der 
zuständige Bürgermeister erklärt: „Na, er kann ja 
stempeln gehen, weil das ist kein Sozialfall." Hier geht 
es darum, jungen Menschen eine Chance zu gebqn, es 
geht nicht um das Stempeln, es geht nicht um eine 
soziale Notlage, es geht darum, daß dieser junge 
Mensch das Gefühl hat, daß e rgebrauch t wird, daß er 
eine wichtige Aufgabe dieser Gesellschaft erfüllt, wir 
müssen das ernst nehmen, und nicht nur Worte ver­
wenden, sondern Taten setzen. Wie der Kollege Brün­
ner gesagt hat, das Rundfunkgesetz kann sofort novel­
liert werden, aber man hat manchmal den Zynismus 
oder bringt ihn sehr oft auf, daß man hier große Worte 
verwendet, aber wenn es darum geht, Gesetze, 
Rahmenbedingungen zu verändern, dann ist man 
schmähstad. Dann sind hier Barrieren innerhalb der 
Koalition oder innerhalb der mächtigen Inter-
essensgruppen vorhanden, die für die Behinderten 
Arbeit oder verbesserte Rahmenbedingungen ver­
hindern. In dem Sinne möchte ich das nur ein bißchen 
zum Nachdenken hier eingebracht haben. Danke 
schön! (Beifall Beifall beim LIF und der ÖVP. -

' 11.19 Uhr.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich der Herr 
Lähdesrat Dr. Hirschmann. Ich erteile es ihm. 

Landesrat Dr. Hirschmarin (11.19 Uhr): Herr Präsi­
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte insbesondere der Annemarie Wicher für 
ihre Wortmeldung sehr herzlich danken, aber auch 
allen anderen Rednern bis zum Martin Wabl. Ich 
nehme das, was der Martin Wabl zu diesem Thema ge­
sagt hat, persönlich auch sehr ernst und mit Respekt 
und Anerkennung zur Kenntnis. Wir haben eine kleine 
Differenz was das „Arnold-Schwarzenegger-Stadion" 
anbelangt. Lieber Martin, ich habe dir gesagt, wenn 
wir uns am Beispiel des Arnold Schwarzenegger ,'.was 
er für Behinderte getan hat und tut - erfreuerlicher-
weise, ' alle auch ein Beispiel nehmen würden, dann 
wäre das ein ganz, ganz tolle Sache. Ich sage das wirk­
lich mit großem Respekt! mit .großer Anerkennung für 
das, was Arnold Schwarzenegger als Sohn sozusagen 
dieser Stadt und dieses Landes weltweit tut. Da gibt es 
viele andere Beispiele von Menschen, die so berühmt 
sind wie er, die sich um das Ganze überhaupt nicht 

v scheren und nicht kümmern. Deswegen halte ich diese 
Lösung, die da getroffen wurde, „Kronenzeitung" hin, 



3164 . : 48. Sifcz^gd^^feieöaa^^ 

:^*„Krpfienzeilpng'' :--he^r:f%;;^&e<;selhrj'^ie&E,^t8t\ftfe.'-
.mächte dir als Tourisrhusrefererit -und alsSpörtrefereht 
doch sagen, daß diese Namensgebung schon deutlich 
ihre positiven Aus^ -C :. 

ZiirSa^eseiher darf ich vielleicht einige Ergänzun- ;." 
gen auch sagen. Es wird sich ja die Frau Kollegin 
Rieder dann auch zu Wort melden. Ich mochte ihr 

. persönlich auch sehr herzlich danken, weil vom Land 
Steiermark - wir wollen uns hier nicht herühmen oder 
selbst belobigen, sondern einfach Fakten darstellen -
erfreuerlicherweise sehr, sehr viel für Behinderte auch 
gemacht wird. Das es immer zuwenig ist, wissen wir. 
Ich sage aber auch dazu, nicht alles, was in dieser 
Gesellschaft an Mißständen und Problemen da ist,-
kann durch öffentliche Häride sozusagen gelöst .wer.--. 

/ den. Die Bemühungen des Landes/ wie gesagt, zur 
Integration Behinderter bei uns sind erfreuerlicher­
weise sehr groß. 

Ich darf Sie informieren: Derzeit sind 430 Bedien-, 
stete bei uns in geschützter Arbeit tätig, wofür wir 
seitens des Bundessoziälamtes zuletzt sogar eine 
Prämie ausgeschüttet bekommen haben. Ich möchte 
dazu vergleichsweise nur sagen, andere Gebiets­
körperschaften sowie natürlich auch zahlreiche private 
Unternehmen kommen der Verpflichtung zur Ein­
stellung von Behinderten nach dem Behülderten-
einstellüngsgesetz nicht nach und müssen zum Teil 
erhebliche Strafzahlungen leisten. 

Zweitens, Meine ̂ verehrten Damen und Herren, 
unter rden Lähdesbediensteten in geschützter Arbeit 
befinden sich erfreulicherweise auch zahlreiche junge 
Menschen, die auf Grund ihrer Behinderung sonst 
keine berufliche Ausbildung absolvieren können und 
konnten und daher außerhalb des'Landesdienstes 
überhaupt keine Chance auf eine dauerhafte An­
stellung gefunden hätten;. Derzeit, das möchte ich 
auch dazusagen als Information, sind 500 Bewerbun­
gen um Aufnähme auf einen geschützten Arbeitsplatz 
vorgemerkt, worunter sich, das möchte ich bitte unter­
streichen, keine einzige Bewerbung um einen Lehr­
platz befindet, wobei das Problem hier insgesamt 
natürlich ein etwas diffizileres ist und man die Dinge 

. nicht so einfach trennen kann zwischen einem Lehr­
platz und einem Arbeltsplatz bei uns. Ich möchte 
hinzufügen, daß sich in den letzten zwei Wochen zwei 
behinderte Jugendliche gemeldet haben, die eine 
Ausbildung anstreben, für die wir aber erst Äusbildner 
mit einem entsprechenden Befälügüngshacbweis fin­
den müssen. Sobald dies geschehen ist, wird diesem 
Wunsch auch gerne entsprochen werden. 

Drittens. Meine verehrten Damen und Herreh, allein 
iri den letzten beiden Jahren wurden aus arbeitsmarkt­
politische aüfgenom-
ffien.leh1inÖchte 
Höheli Baüses & 

. Vorsorge durch-das Landesbiidgetgeliabt'haben und 
diese> Plätze'alle/d 
auch finanziert wurden. Ich möchte damit allen Ent-
schließüngsahträgenmeinen Respekt undmeine Zu-
Stimmung:gernevonseiten de^ßersonalreferates sbzu-' : 

• .' sagen geben, ^üc:hseÄ 
grünen ASgeöröTneterr uitjiese^ 

: mir^^üä;-Ääätt-M#:,'^i:S'^ÄL'iä^1 ^§^ t reh |ehI^ht i ihge-
: .^ *au^h;jge3^:OT 

^anhauch vom Landtageine todgei^re^fsorge:ge--
tröffeh werden, Das muß man ehrlicherweise auch 
dazusagen, weil, hier Beschlüsse zu 'fassen, die dann , 
keine budgetäre.Deckung finden, das wäre wirklich 
eine Kundgebung als etwa eine durehschhittliche 
Sonntagspredigt und würdean das anknüpfen, was ja 
einer der Debattenredner gesagt hat. Also, sehr gerne 
Verdoppelung, Verdreifachung, Vervierfachung der 
Lehrlingsstellen, aber bitte dann auch Vervierfachung 
des Budgets, Vorsorge durch den Landtag treffen. Ich 
möchte abschließend, .meine Damen und Herren, ge­
rade auch den sehr vielen Behinderten und den vielen 
Gehörlosen, die bei uns im Landesdienst eine hervör-

. ragende Arbeit leisten, meinen großen Dank aus­
sprechen. (Beifall bei der ÖVP Und SPÖ. - 11.25 Uhr.) 

Präsidentr Zu Wort gemeldet hat sich jetzt die Frau 
Landesrätin Dr. Rieder. ' 

Landesrätin Dr. Rieder (11.26 Uhr): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, vor allem-
aber auch liebe Gäste! 

Ich freue mich, daß Sie heute wieder einer Land­
tagssitzung beiwohnen und sehen, daß wir Ihre Pro­
bleme und Anliegen erhst nehmen. Ich freue mich 
auch über die einzelnen Wörtmeldungen zu diesem 
Thema, wenn ich auch den Inhalt nicht immer teilen 
kann. Ich danke dir, Kollege Hirschmann, für deine 
Worte, Ich möchte sie insofern ergänzen, daß wir im 
Land Steiermark 400 geschützte Arbeitsplätze haben, 
wobei wir wesentlich mehr Leuten Arbeit geben, weil 
sie ja nicht immer zu 100 Prozent beschäftigt sein 
wollen und das auch nicht möglich ist. Aus meinem 
Ressort werden hiefür die finanziellen Mittel zur Ver­
fügung gestellt. Es sind zirka 130 Millionen Schilling. 
Einen ungefähr gleich höhen Betrag kosten die 
geschützten: Arbeitsplätze, es sind/zirka 3ÖÖ0 in der 
freien Wirtschaft, die selbstverständlich auch gerne 
unterstützt werden. Mir ist bewußt, daß wir eine unge­
fähr gleich große Anzahl von Behinderten haben, die 
keine geschützte Arbeit noch gefunden haben, wobei 
mir die Anträge, die heute hier eingebracht wurden, 
sehr wichtig erscheinen. Ich freue mich auch, wenn sie 
positiv erledigt werden könrteh. Dazu müssen aber 
auch die entsprechenden finanziellen Mittel zur Ver­
fügung stehen? Wir sind mit unseren Aktivitäten, was 
geschützte Arbeit im Öffentlichen Dienst anbelangt, 
österreichweit an der Spitze. Ich nenne im Vergleich 
eine andere Zahl: Die öffentlichen Dienststellen des 
Bundes, verteilt auf alle Bundesländer, haben im Ver­
gleich dazu nur 500 geschützte Arbeitsplätze, das 
Land Steiermark allein 400, Mir ist.aber bewußt> daß ; 

wir in,.diesem Bereich noch einige Äktisatätensetzen { 
müssen, jdaß Arbeit für bebiiiderte Menschen ein,; '.;:. 
TOemä ist,\das wir besoriders<iw;Aüge/^ , 
L3as ist: auch mit der Grund, daß im Rahmen des: 

/Belrjnderteiipjanes; der; beiden Modulei dem'•;••*• 
Thema Arbeitgewidmet ist.Ichbin zuversichtlich, daß 
die im Behindertenplan eingebundenen Behinderten­
organisationen, jeder, der dort mitarbeitet, zu einer ~-:'i 
Lösung/ köhmlen/ werden, wo: wir wirklich etwas " 
#ei(f^fmgeii köiihett WeiärrSiev H^ 'K lüpöb^anh ' ; 
IDr, Brühher; gereiht haben, #wäri&% /:/„ 

/g^s^ent^ange^ ;/>;g 
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Behindertenplan entgegenbringen, ist offenbar nicht 
so groß, wie Sie das in Ihrer Wortmeldung zu verdeut­
lichen versuchen. Es war immer die Rede davon, daß 
der Behindertenplan mit den ersten beiden Modulen 
Ende des Jahres 1998 fertiggestellt sein wird. Warum 
es das Frühjahr 1999 ist, ist einfach zu erklären: Zum 
Ersten hat der Landtag mit seinem positiven Beschluß 
sich etwas Zeit gelassen, und zum Zweiten hat sich im 
Zuge der Verhandlungen gezeigt, daß die Definition 
des individuellen Hilfebedarfes viel schwieriger ist, als 
man das erst angenommen hat. Ich möchte auch noch 
zur Frau Abgeordneten Zitz anmerken, weil sie etwas 
provokant den roten Teppich in der Burg genannt hat. 
Die Regierung hat längst den Einbau eines Liftes be­
schlossen, der ermöglichen wird, daß jeder, der gehbe­
hindert ist, die Räumlichkeiten iri der Burg besser er­
reichen kann. Das Denkmalamt hat Auflagen noch 
nicht formuliert. Das ist der Grund für die Verzöge­
rung. Ich bin aber überzeugt, daß wir gemeinsam bei 
entsprechenden Anstrengungen etwas weiterbringen 
werden. Wir werden uns bemühen, und ich glaube, 
wir sind auf einem guten Weg. Danke! (Beifall bei der 
SPÖ und ÖVP. -11 .29 Uhr.) 

Präsident: Nunmehr erteile ich dem Herrn Landes­
hauptmannstellvertreter DDr. Schachner-Blazizek das 
Wort. 

Landeshauptmannstellvertreter DDr. Schachner-
Blazizek (11.29 Uhr): Herr Präsident, Hohes Haus, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es wurde die Frage gestellt, wie bei den Landes­
ausstellungen mit j enen umgegangen wird, die die 
Führung in der Zeichensprache benötigen würden. Es 
ist mir von der Kulturabteilung mitgeteilt worden, daß 
über Anforderung dies möglich war. Ob es genug 
publik war, muß ich tatsächlich erst hinterfragen. Die 
Möglichkeit hat bestanden. Wir werden das in Knittel-
feld jedenfalls besser organisieren. Ich habe den Auf­
trag erteilt, daß entsprechende Vorsorge getroffen 
wird. Danke schön! (Beifall bei der SPÖ. - 11.30 Uhr.) 

Präsident: Danke sehr. Wir kommen nun zur vier 
Abstimmungen, meine Damen und Herren. 

Erstens bitte ich Sie, wenn Sie dem Antrag der Frau 
Berichterstatterin zustimmen, um ein Handzeichen. 
Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Zweitens stimmen wir über den Entschließungsan­
trag der ÖVP, SPÖ und FPÖ, betreffend Pilotprojekt 
Telearbeit für Behinderte im ländlichen Raum, ab. 

Wenn Sie dem zustimmen, bitte ich um ein Hand­
zeichen. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Drittens stimmen wir über den Entschließungsan­
trag der Grünen, der SPÖ und der ÖVP, betreffend 
Lehrstellen für behinderte Lehrlinge, ab. 

Wer dem zustimmt, den bitte ich um ein Hand­
zeichen. Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages 
fest. 

Schließlich, viertens, frage ich Sie, ob Sie dem 
Entschließungsantrag des Liberalen Forums, der SPÖ, 
der Grünen und der ÖVP, betreffend Einsetzung einer 
Arbeitsgruppe zur Durchforstung des Landesrechtes 
auf etwaige diskriminierende Bestimmungen gegen­
über behinderten Menschen, zustimmen? Ich bitte um 
ein Handzeichen. 

Danke. Gegenprobe. 

Ich stelle ebenfalls die einstimmige Annahme des 
Antrages fest. 

3. Bericht des Ausschusses für Bau, Wohnbau und 
Raumordnung über den Antrag, Einl.-Zahl 773/1, der 
Abgeordneten Kehsmiri und Dr. Brünner, betreffend 
stärkere Berücksichtigung alternativer Energieträger 
in der Wohnbauförderung. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Schinnerl. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Schinnerl (11.32 Uhr): Geschätzte Damen und 
Herren! 

Ich berichte über den Antrag der Abgeordneten 
Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend stärkere Berück­
sichtigung alternativer Energieträger in der Wohn­
bauförderung. Es gibt zu diesem Punkt eine sehr 
umfangreiche Stellungnahme, Aus dieser Stellung­
nahme geht hervor, daß sehr viele Dinge, die hier 
gemeint waren, schon gemacht wurden und daß 
eigentlich mehr gemacht worden ist, als hier gemeint 
war. Es. gibt hier noch einen umfassenden Bericht über 
alle Dinge, die mit diesem Punkt in Zusammenhang 
gebracht werden. Ich bringe daher den Mündlichen 
Bericht Nr. 176: Der Ausschuß für Bau, Wohnbau und 
Raumordnung hat in seiner Sitzung am 12. Jänner 
1999 den Antrag, Einl.-Zahl 773/1, der Abgeordneten 
Keshmiri und Dr. Brünner, betreffend stärkere Berück­
sichtigung alternativer Energieträger in der Wohn­
bauförderung, beraten. Den Intentionen der Antrag­
steller wird auf Grund der Stellungnahme der Landes­
regierung bereits Rechnung getragen. Der Ausschuß 
für Bau, Wohnbau und Raumordnung stellt den An­
trag, der Landtag wolle beschließen: Der Bericht des 
Ausschusses für Bau, Wohnbau und Raumordnung 
über den Antrag der Abgeordneten Keshmiri und 
Dr. Brünner, betreffend stärkere Berücksichtigimg 
alternativer Energieträger in der Wohnbauförderung, 
wird zur Kenntnis genommen. Ich bitte um Annahme. 
(11.34 Uhr.) 

Präsident: Ich bedanke mich und erteile dem Herrn 
Abgeordneten Riebenbauer das Wort. 

Abg. Riebenbauer (11.34 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine geschätzten Damen und Herren! 

Ich möchte im Rahmen dieses Tagesordnungs­
punktes zur positiven Entwicklung, im Bereich der 
Förderung von Sonnenkollektoren und der Fern-
wäraiesonderförderung für Fernwärmeanschlüsse, 
besonders eingehen. 1992 würde durch intensives Be­
treiben unseres Landesrates Erich Polt! und des dama­
ligen Vorsitzenden in der Regierung, des ehemaligen 
Landeshauptmannes Dr. Krainer, die Förderung von 
Sonnenköllektoren beschlossen und dann über die 
beiden Gemeindereferenten, vorher Krainer, dann 



3766 48. Sitzung, des SteiermärkischenLandtages,XIIL Gesetzgebungsperiode- 19, Jänner'1999 

Klasnic und Schachnerj abgewickel t Dies hat, "und 
darüber gibt es. aus meiner Sicht-überhaupt keinen 
Zweifel, zu einer gesamten positiven Entwicklung im 
ganzen Land geführt. Es ist für uns alle sehr erfreulich, 
daß auch sehr viele* Gemeinden zur Forderung des 
Landes 'auch zusätzlich'noch eine .Förderung für die 
Errichtung von Sonnenkollektören geben. Auf Grund 
dieser Möglichkeiten haben sich im gesamten Land 
Solarselbsthilfegruppen und -selbstbaugruppen ent­
wickelt, die. vor allem für den Eigenheimbauer und 
Eigenheimerrichter sehr kostengünstig diese Sonnen-
kollektorenflächen ermöglicht haben. Meiner. Mei­
nung nach gibt es keine umweltfreundlichere Warm­
wassererzeugung, als die der Sonnenkollektören. 
Diese SonnehkoUektorförderung hat sehr viele Men-,> 
sehen motiviert, diese umweltfreundliche Energie ein­
zusetzen. Zum Bereich der Femwärmesönderforde-
rung ist folgendes zu sagen: Diese Maßnahme wurde 
1990 unter dem ÖVP-Landesrat Dipl.-Ing. Schaller 
-eingeführt und beschlossen. Wozu sollte sie eigentlich 
dienen? Um Motivation in den Umstieg und Einstieg 
der Fernwärme zu geben. Vor allem in unseren 100 
Biomässefernvyärmeanlagen, die wir zur Zeit in der 
Steiermark haben, ha t sich dieser Zuschuß des Landes 
als ^ Einstiegshilfe besonders vorteilhaft ausgewirkt. 
Eines muß runs klar sein, daß ein.Femwärmeanschluß 
im ländlichen Raum für viele etwas Neues ist. Was 
heißt dieser Fernwärmeänschluß eigentlich? Weg von 
der eigenständigen, manchmal vielleicht eigensinni­
gen Wärmeerzeugung hin zur gemeinschaftlichen 
Versorgung,, die sicherlich sehr, sehr urnweltfreund-

. licher ist. Dazu möchte ich eine kurze Leistungbilanz 
bringen: '- ' , 

1990 wurde - wie ich gesagt habe, - diese Fern-
wärmesönderförderung eingeführt.. Was wurde in 
dieser Zeit bis jetzt gefördert? 6001 Eigenheime, 
22.782 Wohnungen und Geschäfte, 4310 Heimplätze, 
das ergibt insgesamt Direktzuschüsse in der Höhe von 
350 Millionen Schilling, die dankenswerterweise vom 
Land als Unterstützung angeböten ' wurden. Ein 
zweiter Bereich: die Förderung von Alternativarilagen 
über die Wohnhäussanierung. Sie hat dazu gefuhrt, 
daß im Jahre 1997, ich betone bewußt im Jahre 1997, 
293 Solaranlagen, 33 Wärmepumpen und 226 Hack-

. schnitzelheizungeh gefördert wurden. 278 Eigen­
heime wurden mit einer Alternativeriergieanlage für 
Brauchwasser oder Heizung ausgestattet, und je nach 
Anlage wurden durchschnittlich 30.000 Schilling ge­
währt. Ich bin frohj daß wir diese Fördermittel haben, 
die auf Initiative der steirischenVolkspartei eingeführt 
wurden. Meine geschätzten Damen und Herren, Herr 
Landesrat, Sie haben richtig gehört, Initiativen, die 
von uns eingeführt wurden und die von Ihnen selbst­
verständlich weitergeführt w u r d e n - d a m i t das- auch 
\ k larist. Nicht einverstanden bin ich mit der Aussage in 
dieser Regierungsvorlage, daß bei j e nen Heizsyste­
men, die mit Biornasse als Brennstoff betrieben wer­
den;,die Immissionen von Luftschädstpffen höher sind 
als bei Öl und^Gas. Ich glaube; daß diese Aussäge ein­
fach veraltet ist, denn jene neuen Kessel, die wir auch 
seit derh'Vorjahr fördern,, die Pelletsheizung und die 
Hackschnitzeleinzelheizüngen sind zur Zeit auf einem 
so" hohen technischen S t ä nd / d aß sie allen anderen 
Heizsystemen jedenfällsvorn. Ümweltf r eundl ichenher 
Stand halten köririen i indgenauso gut sind.. Das kann, 
i chda aus klärer; innerlicher überzeüguhg'behaupten, 

(Abg. Schinnerl: „Bist du Experte?") Ja ich bin 
Expejte, du bist in manchen Bereichen Experte, aber 
du kennst bei de inen Presseaussendungen - bin ich 
daraufgekommen - Ö V P u n d SPÖ nicht auseinander. ' 
J u t mir irgendwo/leid. (Landesfat Dipl.-Ing. Schmid: 
„Manchmal . wirklich schwer!") Es ist wirklich 
manchesmal schwer. Dann kömmt wieder eine Aus­
sendung, da berichtet der Herr Nationalrat Koller, ja. 
eigentlich,wollen wir alle gemeinsam das Gleiche -
wie ich es heute gelesen habe. Wozu hast du dann vor­
her überhaupt eine Äussendung gemacht, muß ich 
mich "schon fragen. Ja, meine geschätzten Damen und 
Herreh! (Beifall bei-der ÖVP.)- -
:'. Du ich bin so früh aufgestanden, daß ich die heutige 

Zeitung schon gelesen habe. Wenn ich diese den 
Kühen-gegeben hätte, die hät ten diese gar nicht ge­
fressen, was ihr da geschrieben habt. 

Unser gemeinsames Ziel muß. es sein, den Einsatz 
von alternativer Energie natürlich auch über die 
Wohnbauförderung in denBereichen; in denen es uns 
möglich ist-, zu forcieren/ Herr Landesrat, ich glaube, 
Sie haben das auch rnitgehört. Es ist klar, daß wir. auch 
hier Grenzen haben, aber es ist einfach unser gemein­
sames Ziel, und das haben wir auch zu betreiben. Ich 
möchte mich aber abschließend, um nicht zu lange zu 
werden, be i der Energieberatungsstelle des Landes 
Steiermark bedanken^ denn ich glaube, durch diese 
Enefgieberätungsstelle ist diese Leistungsbilanz über­
haupt möglich geworden, da viele Menschen in unse­
rem Läride richtig beraten wurden, sich zum richtigen 
Heizsystem bekannt haben u n d - das finde ich sehr 
entscheidend und wichtig - energiesparende Maßnäh-; 
men gesetzt haben. Also, mein Dank an die Energie­
beratungsstelle des Landes Steiermark. 

Meine geschätzten Damen und Herren, sehr ge­
ehrter Herr Präsident, ich hätte das Ersuchen, daß j ene 
Anträge, die zu diesem Tagesordnungspunkt von den 
Grünen abgegeben wurden, nicht abgestimmt wer­
den, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil 
zwischen Wohnbäuförderung" und 380-kV-Leitung 
oder 110-kV-Leitung, aus meiner Sicht, kein inner­
licher Zusammenhangis t . Genauso wie ihr behaupte t , 
habt, als. wir die Schweinebauern diskutiert haben, 
daß unsere Bauemanträge darnit auch nichts zu tun 
haben. Das ist ungefähr das Gleiche, und wir ersuchen 
den Präsidenten, daß nicht abgestimmt wird. Ich 
danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der ÖVP. -
l i : 41Ühr .h ' ' . ' . • ' • ' . 

Präsident: Herr, Abgeordneter, dieses Ersuchen ist • 
nicht aktuell, da ein derartiger Antrag nicht mehr vor­
liegt, sondern zurückgezogen wurde; Zu Wort ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Dr. "Wahl, dem 
ich es erteile. •"• '.,.- '•;"" 

Abg. Dr. Wabh (11.41 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herreh! / '. -

Kollege Riebenbauer als offenkundiger Experte für 
Eüergiefragen und für Fragen des Wohnbaus. Du hast 
nicht gewußt, daß das inzwischen schön erledigt ist,, 
aber ich möchte dich eines fragen, Kollege Rieben­
bauer. Darf ich? Ich b in j ä ein Freund davon, daß man 

-den Dialpg hier pflegt. Sehr oft stelle ich fest, daß der 
Dialog hur untereinander i n \ den Sitzreihen passiert 
oder da oben, aber der Dialog; zwischen den Frak-
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tionen - wo:man immer sagt, man muß grenzüber-' 
schreitend tätig sein - findet sehr oft sehr reduziert 
statt. Die meisten Entscheidungen sind eh, schon vor­
her gefallen. Was wir da untereinander reden, stelle 
ich schmerzlich fest, bewirkt meistens sehr wenig, 
aber ich habe eine Frage an dich. Du hast betont, wie 
wichtig es ist,, daß alternative Energieformen, Energie­
träger forciert werden. Du hast sogar vergessen, daß 
einer der Väter dieser Idee der ehemalige Vizekanzler 
Riegler ist, der damals fast als Pionier "gemeinsam mit 
den Grünen zu bezeichnen war. Aber jetzt frage ich 
dich, warum ist bis,heute die ÖVP auf Bundesebene, 
die ja doch - das höre ich immer wieder - im Rahmen 
der Bundesregierung die treibende Kraft sein. soll, 
nicht daran interessiert, jene Forderungen und Worte 
in Taten umzusetzen? Warum geschieht auf -dem 
Gebiet der ökosözialen Steuerreform nichts? Warum 
ist man nicht bereit, Arbeit zu entlasten und Energien, 
die nicht alternativ sind, verstärkt zu besteuern und 
alternative Energieträger zu forcieren? Das hätte 
ungeahnte Wirkungen: Eine Verbesserung der Um­
welt, eine-Förderung, von Arbeitsplätzen, die wir 
dringend brauchen, weil, solang nur jede Regierungs­
partei immer wieder beteuert und zehnmalam Tag 
sagt Jobs, Jobs, Jobs, und der andere sagt immer 
Arbeitsplätze, Arbeitsplätze, Arbeitsplätze, dadurch 
werden, keine-Arbeitsplätze geschaffen; Das einzig 
Richtige und die einzig sinnvolle Maßnahme ist, 
Kollege Riebenbauer, das Steuersystem zu ändern und. 
endlich einmal Arbeit zu entlasten. Ein völliger Wahn­
sinn, was jeder schon erkannt hat, aber auch die FPÖ 
ist für diese Maßnahme. Kollege Riebenbauer, ich bitte 
dich dringend oder Kollege Lopatka, du sitzt jetzt auch 
da, du bist ja ein mächtiger ÖVPler, macht euch doch 
stark dafür, daß endlich gesetzliche Maßnahmen ver­
wirklicht werden. Ihr dient den jungen Menschen und 
dem Land, den älteren, vor, allem allen jenen, die 
Arbeit suchen. Wir haben ein Höchstmaß an Arbeits­
losigkeit. Das ist unerträglich für den sozialen Frieden 
in diesem Land. Aber wir haben auch ein Problem, daß 
man bei den Energieträgern hier falsche Steuerungs­
systeme anwendet. Tut hier endlich etwas, und geht, 
nicht nur heraus im Landtag und redet. Die Adresse an 
die SPÖ wollte ich auch richten, aber der Herr Bundes^ 
känzler Klima hat vor kurzem erklärt, daß da nichts 
drinnen ist. Gott sei Dank, muß ich sagen, ist in 
Deutschland die rotgrüne Koaliton schon auf dem 
Wege dazu. (Abg. Riebenbauer: „Hör mir zu!") Bitte, 
ich höre dir gerne zu. (Abg. Riebenbauer: „Von die­
sem Erfolg der Grünen in Deutschland werden wir uns 
einiges abpausen. Wir werden sehen, wie es denen 
geht in Deutschland!") Na ja, es freut mich. Das ist ja 

. ein sensationelles Bekenntnis, daß du wartest, was wir 
in Deutschland machen, daß du etwas abpaust. Das 
habe ich nicht zu hoffen gewagte (Beifall bei den 
Grünen.) Das habe ich nicht zu hoffen gewagt, daß wir 
Grünen einmal so von, dir geschätzt werden, aber es 
zeigt, mir eines: Wenn wir Grünen ari die Macht 
kommen, wenn wir Gestaltungsfähigkeiten oder 
Möglichkeiten haben, dann bist sogar du als ÖVPler, 
als Mächtiger bereit, von uns etwas abzukupfern. Das 
ist sehr erfreulich. Ich hoffe, daß dein Lernprozeß nicht 
zu lange dauert und daß du bald sehen wirst, was die 
Grünen in Deutschland zu leisten imstande sind. Im 
Atombereieh ist schon einiges passiert. Ich würde mir 
auch wünschen, daß das noch schneller geht, aber du 

bist lernbereit, das freut mich. Danke, Kollege Rieben­
bauer. Es zeigt, daß,der Dialog'in diesem Hause doch ' 
funktioniert. (Abg. Riebenbauer: „Das schaue ich mir 
danri an!") Du kannst nach Pürstenf eld -kommen, ich 
zeige dir, was ich praktisch schön alles verwirklicht 
habe, aber jetzt zum konkreten Thema. . 

Ich. kann bei dir anschließen. Es ist erfreulich, daß 
manches in der Steiermark auf dem Gebiet der alter­
nativen Energieträger schon positiv gelaufen ist, Ich 
hätte mir gewünscht^ daß bei der Reform der Wohn­
bauförderung dieses Salzburger Modell, Herr Landes­
rat Schmid, das wir hier vorgeschlagen haben und eine 
stufenweise Förderung vorsieht, in der Steiermark ein­
geführt wird. Dieses Modell hat sich in Salzburg sehr 
bewährt und ist äußerst erfolgreich. Der.Ländes­
energiebeauftragte Jüek hat dieses Modell vorge­
schlagen, hat aber keine Mehrheit gefunden. Das ist 
immer das Problem, zwischen Theorie und Praxis klafft 
oft ein großer Unterschied oder eine Diskrepanz. Wir 
waren auch dafür, daß.beim geförderten Geschoßbau 
die Verpflichtung besteht, und zwar dort, wo es mög^ 
Jich ist, Solarkollektoren vorzusehen. Das ist auch noch 
nicht passiert. (Landesrat Dipl.-Ing. Schmid: „Oh ja, 
gibt es!") Für die Verpflichtung. Ich bin frohen Mutes, 
daß hier etwas weitergeht. Was die Niedrigenergie­
häuser anlangt, so ist unserer Meinung nach die För­
derung von 50.000 Schilling zu gering, weil dann die 
Situation wahrscheinlich entsteht, daß nur jene, die die 
Förderung beanspruchen, dies ohnedies gemacht 
haben. Ich würde mir auch wünschen, daß man dieses 
Förderungsmodell auch bei den Geschoßbauten an­
wendet. Ein letztes Wort - leider ist Kollege Pöltl jetzt 
nicht da, es ist nur Landesrat Schmid da. Dich, Herr 
Landesraf Schmid, trifft der Vorwurf jetzt wirklich 
nicht, den ich noch erheben möchte. Es geht um alter­
native Energieformen: Wir haben im Landtag einmal 
den Beschluß gefaßt, Kollege Porta ist jetzt auch nicht 
da, aber er hat sich überzeugen lassen, daß der Anbau 
und die Verwertung von Hanf gefördert werden sollen. 
Sie wissen, Hanf kann auch im Biomassebereich ver­
stärkt angewendet werden, vor allem bei der Wärme­
dämmung beim Hausbau, beim Geschoßbau. Ein paar 
Freunde von nur waren schon in Frankreich und haben 
mir berichtet, daß dort ganze Häuser aus Hanf gebaut 
werden, die sensationelle Wärmedämmwerte haben 
und wo sicherlich einiges drinnen ist. Kollege Rieben­
bauer, man spricht immer davon, daß man den Bauern 
helfen soll, daß sie sinnvolle Produkte herstellen und 
die vor allem auch verwertet werden können. Ich muß 
dir sagen, leider Gottes,, daß wir in der Steiermark, 
nachdem auch die EU die - Förderung geändert hat, 
denn es muß Abnahmeverträge geben, in der Situation 
sind, trotz aller Beteuerungen, etwas zu tun, daß der 
Hanfanbau-in der Steiermark, "wobei wir ein ideales ' 
Klima hätten, in Frage gestellt ist und daß wir diese 
große Chance in Zukunft verpassen werden. Wir 
könnten damit den Bauern helfen, wir könnten im 
Energiebereich etwas machen, wir könnten im Bereich 
alternativer Energien zum Häuslbauen etwas machen. 
Hanf wäre auch verwendbar beim Autocluster - Kol­
lege Paierl ist jetzt leider auch nicht da. Das sind 
nämlich immer Leute, die sagen, machen wir etwas, 
aber im Endeffekt, geschieht nichts. Das ist etwas, Vas 
mich manchmal deprimiert, was mich manchmal quasi 
illusionslos zurückläßt. Wir beschließen hier Grund-
satzbeschlüsse, dann Resolutionsbeschlüsse über Hanf 
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zum Beispiel. Menü" es dann; könkiM: darum-- geht,; ••. 
Kollegin Beutl, daß in Stfaden, irrJSträß oder sonstwo 
eine Halle angemietet wird zu einem: Mietpreis von 
lO.ÖQÖ Schilhng, wo; man endlich^darahgehen könnte, 
den Hanf zu veräjheiten->.well ohne den können wir 
nicht im Bereich der Wärmedämmurig oder im Bereich 
des Äütöbaües Fortschritte erzielen, dann heißt es 
immer von seifen des Herrn Landesrates Paierl, von 
Herrn Landesrät Pöltl, nein, das geht nicht, das wollen 
die Bauern nicht, das will die Kammer nicht, das will 
die Wirtschaft nicht. Im Konkreten gelingt die Um- -
Setzung nicht, aber ' Styrassic Park, Eidechsen aus 
Beton, Werden in der Öststeiermark aufgestellt. Für 
dieses groß angelegte nachhältige Zukunftsprojekt, 
das die Probleme der Steireriniien und Steirer sicher­
lich gewaltig lösen wird, haben wir ein Geld. Beim 
Hanfanbau, der wirklich gerade auf dem Gebiet des 
Wohnbaues und der Wärmedämmung einige Chancen 
eröffnet, geschieht nichts. Ich muß sagen, daß ich fast 
resigniert habe. Ich bin heute, soweit, daß ich drauf-
gekommen bin, wenn die Mächtigen dieses Landes 
etwas nicht wollen, weil es von der falschen Seite 
kommt, zum Beispiel von den Grünen, von den Libe­
ralen oder manchmal auch von den Freiheitlichen, 
dann geschieht nichts. Wenn ich ein Schwarzer oder 
ein schwarzer Landwirtschaftskammervertreter oder 
beim Wirtschaftsbund wäre, wie-Kollege Purr, dann 
hätte man das schon in diesem Sinne auf die Fahnen 
geheftet, und man hätte das schon in allen Zeitungen 
proklamiert: Mir tut es leid, daß dieses so sinnvolle 
Projekt nicht forciert wird. Niemand soll mehr kom­
men und das Bauernsterben beklagen, niemand, 
Kollege Riebenbauer, weil im konkreten wird nichts 
getan. Ich habe heute schon gesagt, es gibt nichts 
Gutes, außer man tut es. Kollegin Zitz und ich erleben 
das schmerzhaft bei jeder Landtagssitzung, wie auch 
die.beiden Kollegen, vom Liberalen Forum und auch 
oft die Freiheitlichen. Kollege Lopatka, das sei auch dir 
ins Starnmbuch gesehrieben. Über alle Dinge, die wir 
hier besprechen, und Anträge, die wir einbringen, und 
dabei freuen wir uns, wenn ein Antrag in Beschluß­
form umgemodelt wird, wird nur lang Und breit ge­
redet, geschehen tut dann aber nichts. Ich sage noch -
ein letztes Beispiel: Landesrat Paierl hat gesagt, die 
Förderungsrichtlinien erlauben es nicht, das Hanf-
projekt zu fördern, dehn die EU wacht ganz genau 
darauf. Er hat dann in derselben. Sitzung zugeben 
müssen, daß die Förderung dßs .Ändroschkonzerns in, 
Hinterberg auf Grund eines Briefes von Ändrosch an 
die Landesregierung verdoppelt worden ist. Ich habe 
dann gesagt, er soll mir nie mehr erzählen, daß Förde­
rungsrichtlinien, Grundlagen, hier unumstößlich sind. 
Es gibt den Beschluß der Regierung, .daß in ;dem Fall 
Sonderförderung gewährt wird, Ich habe Verständnis 
dafür, daß man Arbeitsplätze in\Fihring, in Hittterberg' 
und'So^w^itejlör^rt. Ich'hätte abernoch mehr Ver­
ständnis v dafür, wenn mäh den Hanfahbäu in der 

• Steiermark auch fördern würde»; därnit häüejlliche 
Betriebe 'Weiterbestehen können. Ich wäge zu progno­
stizieren, daß hier Feuer am Dach ist. Die Herren 
Lähdjesrate Pöltl und Paierl smi( rüeht da. Ich habe mir 
auch geschworen, daß ich es riijr imehr hier -sage, weil 
wirsihd als AisgeöÄ ,; 
seih.SÄbeißlhiir'lieh 
einffiaL^la^^ 
<p§cl5rieft 

Energieträger: jind Shergieförrneh in der, Steiermark 
gefördert werden. Kollege Riebenbauer,'"rede rhit dei­
nem Vizekanzler Rieglet und lasse ihn, politisch wie­
dererstehen. Schaue auch, daß Vizekanzler Schüssel 
endlich dieserri Projekt dei ökosozialen Steuemeform 
jenes Gewicht beimißt, das de* Sache guttun würde. 
Danke schön! (Beifall bei den Grünen. -^ 11.55 Uhr.) 

Präsident: Zu einer kurzen tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Herr Abgeordnete Riebenbauer 
gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. " -

Abg. Riebenbauer (11.55 Uhr): Herr Kollege 
Dr. Wabl! Eines möchte ich hier klar und deutlich fest­
stellen. Es stimmt nicht, daß dieses Hanfprojekt nicht 
gefördert wird, sondern mein derzeitiger Informatiöns-
stand ist der, daß genau bei deinem Hanfprojekt, wie 
bei allen änderen 5b-Projekten, eine 60prözentige 
Eigenmittelleistung zu erfüllen ist. An dieser Eigen­
mittelleistung hapert es momentan, Diese kannst du 
zur Zeit nicht aufbringen. Deshalb ist das nach den 
Richtlinien nicht möglich. Alle anderen Projektträger 
müssen es auch aufbringen. Das steht in den Richt­
linien so drinnen, uhd das können wir nicht ändern. Du 
kannst daher nicht sagen, wir haben die Schuld, weil 
du kein Schwarzer bist, sondern die Richtlinien sind zu 
erfüllen. Wir werden dazu vom Rechnungshof über­
prüft. (Beifall bei der ÖVP. - 11.55 Uhr.) 

' ' Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau 
Abgeordnete Mag. Zitz, der ich es erteile. 

Abg. Mag. Zitz (11.55 Uhr): Die Regierungsbank ist 
leer bis auf - zum Glück - Landesrat Schmidj der sich 
immerhin zuständig für das Thema fühlt, Am letzten 
Freitag hatdie ÖVP in St. Margarethen an der Raab ihr 
fünftes Aktionsprogramm zur Umwelt und zum Natur­
schutz präsentiert. Vier Tage darauf steht in einer 
Zeitung, daß Landesrat Dr. Hirschmann nicht bereit 
ist, sein komplett überaltetes, nicht EU-konformes 
umweit-, menschenr und bürgeririitiätivenfeindliches 
Naturschutzgesetz zu ändern. Das alles, innerhalb von 
vier Tagen. Die ÖVP hat es geschafft, die Steiermark 
ordentlich einzuschwärzen.. Ich rede j etzt konkret über 
eine Biomasseförderung, die nach vielen Jahren 
Kampf bewilligt worden ist, wo die Laridwirtschafts-
kämmer aber, weststeirischen' Förderungswerbern 
sagt: „Leider kein Geld mehr da!" Ich rede konkret 
über die angebliche Klimaschutzmüliarde, die über die 
angebliche Energiesteüer Mitte 1996 erwirtschaftet 
würde,: die nur zu einem Bruchteil für alternative 
Energieprojekte ausgegeben wurde. Ich rede jetzt 
konkret über zwei, Leitungsbauten, die beide nach­
weislich absurd sind; die beide nächweishch von 
Mtg^rinftiätivea die überparteilich a g i e r ^ s e i l kür­
zerem und iängerembeeinsprueht werden und die: 
trotzdem nach wie vor politisch von zumäßest 2Wei; 
Regierungsparteien betrieben werden, namlieh die 
380-kV-I,eitung durch das Burgenland und die Ost-
Steiermark und die lf^ky-Leiturig durch die Süd-
Steiermark, In dem Zusärhmenhang ein paar Worte zur 
380-KV-Leituhg; >® Äcfewie vor völlig unklar ist, wteü 
die ssteMschSi ÖVP 3äM steht/ Späes iä t ; TMp l̂hjgft.: 
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basistunnels zu vergleichen. Der Landesrat Pöltl sitzt 
peinlich berührt daneben und läßt dann im letzten 
Moment vom Abgeordneten Riebenbauer einen An­
trag einbringen, den die Grünen vor langer, langer 
Zeit schon eingebracht haben und den die. ÖVP mit 
der SPÖ damals in koalitionärer Sittsamkeit nieder­
gestimmt hat, nämlich daß man endlich Alternativen 
zu diesem völlig veralteten Projekt entwickelt. Eine 
Zukunftsvision im Sinne einer Stärkung der Biomasse­
kompetenz in der Oststeiermärk, eine Zukunftsvision 
im Sinne der Stärkung der Solarenergiekompetenz in 
der Oststeiermark und eine Zukunftsvision in Ver­
bindung mit der Landesausstellung, die genau in die­
ser Region zum Thema „Energie" stattfinden wird, 
wäre selbstverständlich, ebenso, daß man die oststeiri-
sche Ökoclusteridee konkretisiert, und es wäre selbst­
verständlich, daß man sich endgültig von der 380-kV-
Leitung verabschiedet. Etwas Ähnliches passiert aller­
dings nicht von der Verbund, sondern von den 
STEWEAG-Betrieben, in der Südsteiermark, wo die 
STEWEAG vorhat, im Vorplanungsverfahren derzeit 
noch, eine 110-kV-Leitung Obervogau-Bergla zu 
forcieren. Das würde heißen, daß damit alternative 
Energievorhaben in dieser Region vom Tisch gewischt 
werden, das würde heißen, daß der Naturpark Wein­
land, der vor kurzem dort beschlossen wurde mit enga­
gierten Bürgermeister, aus der Region, deutlich weni­
ger attraktiv ist, und das würde heißen, daß man die 
Leitung des Verbunds, die da in der Nähe vorbeigeht, 
unberührt läßt und sozusagen als Gegenprojekt auch 
im Sinne des Kampfes rote Verbund, gegen schwarze 
STEWE AG einen e igenen STEWE AG-Bau in die 
Gegend pflanzt. Es wäre möglichem der Region mit 
alternativen Energieträgern und einer Stiehleitung 
von der Verbund, mit e inem Umspannwerk, die Ver­
sorgungssicherheit im Raum Deutschlandsberg sicher­
zustellen. Das wäre wesentlich kostengünstiger. 

Ja, die ÖVP, die SPÖ, die Freiheitlichen, die Libera­
len und wir haben dann im letzten Petitions-Ausschuß 
eine Novelle der Bürgerinitiative „110-kV-Leitung -
wofür" auf der Tagesordnung gehabt. Da gibt es eine 
sehr interessante Regierungsvorlage, wo sich offenbar 
mit Wielingers Handschrift die Regierung, sprich 
JQasnic und Pöltl, so dazu äußert, daß diese 110-kV-
Bürgerinitiative keine Rechtspersönlichkeit ist, weil 
„nur" Bürgerinitiative, und kein Recht hat; eine 
Petition in den Landtag einzubringen. Das demo­
kratiepolitisch tatsächlich Unverfrorene ist, daß man 
zu diesem Behufe ein Gesetz aus dem Jahr 1867 zitiert. 
Der Landesamtsdirektor wird zum Historiker, um zu 
beweisen, daß Bürgerbeteiligung be i sehr kosten­
intensiven Vorhaben, die ökologisch äußerst frag­
würdig sind, die energiepolitisch äußerst fragwürdig 
sind, die tourismuspolitisch äußerst fragwürdig sind, 
unerwünscht ist. Dafür zitiert man Gesetze im 
wahrsten Sinne des Wortes aus dem vorigen Jahr­
hundert. Das, was wir uns wünschen, ist, daß man in 
der Steiermark eine konzertierte Alternativenergie­
debatte führt, daß man in der Steiermark endlich eine 
nachhaltige Energiepolitik macht, nicht nur auf 
diversen wohlmeinenden Papieren, sondern ganz 
konkret im Bereich der Umsetzung. Was wir uns 
wünschen - Martin Wabl hat es bereits angesprochen -
ist, daß man endlich eine ökosoziale Steuerreform 
durchsetzt, die dieses Vokabel verdient. Da stelle ich 
mir halt vor, daß die ÖVP und die SPÖ bei ihrer groß­

artigen Regierungsklausur in Bad. Aussee in diese 
Richtung Akzente setzen, und nicht in Richtung 
Zwangsarbeit für Langzeitarbeitslose beziehungs­
weise Vereinfachung von Betriebsansiedlungen. Ich 
bin durchaus für eine Vereinfachung der Verfahren, 
aber bin absolut dafür, daß man das mit hohen Um­
weltauflagen macht. Ich bin dafür, daß man dies in 
einem Stil macht, daß nicht die zuständigen Abteilun­
gen auf Landesebene gar nicht mehr genau wissen, 
welches Gesetz und welche Verordnung eigentlich 
prioritär ist, weil im Anlagenrecht ein derartiger 
Wildwuchs existiert und weil das Anlagenrecht im 
Sinne dieser Vereinfachung leider auch in Richtung 
Ökodumping betrieben wird von den Regierungs­
parteien. 

Ich werde den 380- und den 110-kV-Antrag nicht 
einbringen, weil ich mir denke, das Thema ist im 
Landtag präsent, wenn leider Gottes auch nicht in der 
Art präsent, wie ich es mir wünsche, nämlich mit einer 
klaren Absage des Landtages an die Verbund und an 
den Wirts.chaftsminister und einer klaren Absage des 
Landes als Landeseigentümer an die STEWE AG. Ich 
bringe aus Geschäftsordnungsgründen die beiden 
Entschließungsanträge jetzt nicht ein, wünsche mir 
aber dennoch eine nachhaltige Energiedebatte und 
klare Akzente von den Regierungsparteien. Ich sehe, 
der Landesrat Pöltl fühlt sich inzwischen zuständig -
das ein bisserl mehr in der Regierung umzusetzen, 
wozu er ausgerechnet in St. Margärethen an der Raab, 
wo die 380-kV-Leitung vorbeiführt, am Freitag recht 
gute PR gemacht hat. Herr Landesrat, wenn Sie es 
schaffen würden, Hirschmann auf Linie zu bringen 
und zu motivieren, einen Schritt in Richtung Natur­
schutz zu setzen! Die SPÖ hat übrigens erfreu­
licherweise eine - aus meiner Sicht, soweit ich das jetzt 
gesehen habe - ziemlich umfangreiche Novelle zum 
Naturschutzgesetz eingebracht. Herr Landesrat, wenn 
Sie bereit wären, im Sinne einer Regionalpolitik Land­
wirtschaftsaktivitäten zu unterstützen, Schwerpunkt 
Biomasse, und wenn Sie und Paierl bereit wären, wirt­
schaftpolitische Aktivitäten durchzusetzen bezie­
hungsweise Druck zu machen, die in Richtung intel­
ligente Lösungen im Solarbereich gehen, dann würde 
ich Ihre diversen Aktionsprogramme ernst nehmen. 
Derzeit ist es leider nicht möglich. Sie haben die 
Steiermark über Jahrzehnte hindurch durch schwarze 
Umweltlandesräte „eingeschwärzt". Ich frage mich: 
Wenn heute ein Landesrat Schaller unter uns wäre 
oder wenn heute ein Riegler unter uns wäre, dann 
kann ich mir vorstellen, daß dieser eher die Grünen als 
Bündnispartner sehen würde als ihre eigene Partei. 
Danke schön! (Beifall bei den Grünen. - 12.04 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nunmehr hat der Herr 
Landesrat Dipl.-Ing. Schmid das Wort. 

Landesrat Dipl.-Ing. Schimid (12.04 Uhr): Sehr 
geehrter Herr Präsident, Hohes Haus, meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, wenn man den Bericht, den die Rechts­
abteilung 14 hier gegeben hat, sich vor Augen führt, 
dann sieht man, wie das Land Steiermark auf Grund 
vieler Initiativen, die in den letzten Jahrzehnten ge­
macht wurden, in diesem Bereich der Wohnbauförde­
rung aktiv ist und, ich weiß es, österreichweit Vorbild-
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Charakter hat. Man hat es auch aus den Wortmeldun­
gen gehört, 'daß man zu diesem Thema. eigentlich 
Anregungen bekommt, die gut sind,.aber keine Kritik 

-bekommt, daß in der Wöhnbauförderung zuwenig ga-
machtwird . '••.--.- '•• "• 

Ich möchte nur zwei Punkte, die der Kollege Wabl 
angesprochen hat, ganz kurz replizieren! Salzburger 
Modell. Lieber Martin, wir sind gerne bereit, auch hier 
in diesem Bereich Initiativen zu setzen, ebenso wie bei 

• der "zusätzlichen Wärmedämmung für Hanf. Da wirst 
du aber wissen, daß wir bei der Wärmedämmung für 
die Schafwolle in Brüssel Schiffbruch erlitten haben, 
daß somit d ie 'Europäische Union mit unseren Vor-^ 
schlagen nicht einverstanden war. Aber eines muß 
man auch wissen: Ich kann. in diesem Landtag nicht 
permanent die-Reduzierung, und die Aushungerung 
der Wöhnbauförderung beschließen und gleichzeitig 
Forderungen. aufstellen. Das geht nicht. Ja, lieber 
Reinhold, du weißt das. Die Milliarden, die da hier 
weggekommen sind, möchten nicht unerwähnt 
bleiben. Die Zinsen von 300 Millionen sind weg­
gekommen. Wir haben eine Möglichkeit durch Ände­
rung des Wohnbauförderungsgesetzes genutzt, viele 
neue Aktivitäten hier zu setzen und zu finanzieren. 
Vielleicht als Schlußwort, wenn man da hier schon 
immer das Schulterklopf eri bei der ÖVP' praktiziert. 
Der Abgeordnete Riebenbauer sagt auf Initiative der 
ÖVP, vielleicht ist er so l ieb und sagt dann immer 
dazu, daß auf Initiative der ÖVP der freiheitliche 
Landesrat 'das Ressort mit 3 Milliarden Schulden über- . 
nommen hat. Inzwischen s tehen wir etwas besser da 
und sind in der glücklichen Lage, auch weiterhin ver­
nünftige Sachen zu fördern. Danke für die Aufmerk­
samkeit! (Beifall bei der FPÖ.> 12.06 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Es liegt zu diesem Tagesord­
nungspunkt keine weitere Wortmeldung mehr vor. 

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zu­
stimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 
Gegenprobe . " 

"Ich darf die einstimmige Annahme des Antrages 
* feststellen. 

4. Bericht des Ausschusses für Gesundheit, Sport 
und Spitäler, Einl.-Zahl 827/3, Beilage Nr. 132, über 
den Antrag, Eihl.-Zahl 827/1, der Abgeordneten 
Bacher, Pußwald, Wicher, Dr. Lopatka und 
Tschernko, betreffend Vorlage des Berichtes des/der 

. Patientenombudsmanries/-frau an den Landtag. 
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Bacher. 

Ich erteile ihm das Wort. ' . 

Abg.- Bacher (12.06 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! . •. _ 

Der Ausschuß für Gesundheit, Sport und•• Spitäler 
hat in seinen Sitzungen am 25 r November 1998 und 
12. Jänner 1999 die Beratungen über den obge-
nannten Antrag durchgeführt. Zum Antrag der Abge­
ordneten Bacher, Pußwald, Wicher, Dr. Lopatka und 
Tschernko, betreffend Vorlage des Berichtes des/der 
Patientenombudsmannes/-frau an den Landtag, hat 
am 25. November ,1998 eine Uhterausschußverhand-
lüng stattgefunden^ In dieser Verhandlung haben sich, 
die Fraktionen dafür ausgesprochen, , den Bericht 
des/der Pätientenombudsmannes/-frau an die Landes­

regierung auch dem Landtag vorzulegen und darüber 
hmaus die Funktionsdaüer des/der Patientenombuds-
mannes/-frau von drei Jahren auf fünf Jahre zu ver­
längern. Der Ausschuß für Gesundheit, Sport und 
Spitäler stellt daher den Antrag, der Landtag wolle; 
den nachstehenden Entwurf des Laridesgesetzes, mit 
dem das Gesetz vom 10. November 1992 über die 
Patientenvertretung (Patientenombudsrnann/-frau), 
LGBl. Nr. 12/1993, geändert wird, zum Beschluß 
erheben. Landesgesetz vom' ...'..,.........., mit dem 
das Gesetz -vom 10. November 1992 über die 
Pätientenyertretung (PatientenombudsmannAfrau), 
LGBl. Nr. 12/1993), geändert wird. Der Steiermark^ 
sehe Landtag hat beschlossen: Das Gesetz vom 10. No­
vember 1992 über die Patientenvertretung (Patienten-
ombudsmann/-frau), LGBl, Nt. 12/1993, in der. Fas­
sung LGBl. Nr. 22/1997 wird geändert wie folgt:' 
Artikel I:,-Erstens: Paragraph 3 Absatz 1 lautet: (1) 
„Der/die Patientehombudsmann/-frau wird von der 
Landesregierung über Vorschlag des für Kranken­
anstalt enangelegenheiten zuständigen Mitgliedes der 
Landesregierung auf die Funktionsdauer von jeweils 
fünf Jähren bestellt." Zweitens: Paragraph 4 lautet: 
„Der/die Patientenombudsmann/-frau hat jährlich 
einen Bericht über seine/ihre Tätigkeit und die hiebei 
gesammelten Erfahrungen zu verfassen und der 
Landesregierung vorzulegen, die diesen Bericht.dem 
Landtag zur Kenntnis bringt." Artikel II: Dieses Gesetz 
tritt mit dem auf die Kundmachung folgenden Monats-
ersten in Kraft. Für den/die derzeit bestellten/bestellte 
PatientenombudsmannAfrau tritt keine Verlängerung 
der Funktionsdaüer ein. Ich ersuche umAnnahme die­
ses Berichtes. (12.10 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Ich danke für den Bericht. 
Als erster zu Wort gemeldet ist dar Herr Abgeordnete 
Mag. Erlitz. Er hat das,Wort. . 

Abg. Mag. Erlitz (12.10 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! 

Iqh möchte . den vorliegenden Antrag zum Anlaß 
nehmen, um-doch auf die vielfältige und wie ich meine 
auch effiziente und erfolgreiche Tätigkeit unserer 
Patientenombudsfrau hinzuweisen und vor allem 
einen entsprechenden Entschließungsantrag einzu­
bringen. Der Aufgabenbereich der Patientenombuds-
frau ist ein äußerst umfangreicher und mannigfaltiger. 
Zu einer der wichtigsten Aufgäben der Patieriteri-
vertretung gehört natürlich1 die Beratung, die Informa­
tion, die Anwendung, die Durchsetzung"von Patien­
tenrechten beziehungsweise, die Beratungstätigkeit 
und die Hilfestellung bei Patientenschäden, und zwar 
aller Patienten. Mit. der Änderung xies Gesetzes über 

> d ie, Patientenveriretung a m 10. Dezember 1996 hat 
sich 'der- Zuständigkeitsbereich de r Patientenvertre-
tüng-auf alle Krankenanstalten, das heißt, auch auf die 

•' privaten, ausgeweitet. Darüber hinaus werden haben 
allen stationären Einrichtungen auch noch die zirka 
150 Ambulatorien miteinbezogen. Der Aüfgaben-
katälog geht abet-weit über diese beschriebene Tätig­
keit, über diese Beratungs-,und Införmationstätigkeit, 
hinaus und reicht.von Vertretungen in der Schlich­
tungsstelle, über^die Mitarbeit im Ethikbeirat und in 
Ethikkommissionen, derer gibt es in der Steiermark 
etwa rund 14, bis hin zur Befassurig mit der Sterbe-
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begleitung und Kontakten mit Selbsthilfegruppen. 
Was die Schlichtungsstelle anlangt, so gab es in der 
gemeinsamen Schlichtungsstelle für die LKHs allein 
im Jahr 1997/98 141 Anträge auf Prüfung beziehungs­
weise Schadenersatz. Es werden pro Jahr derzeit 
nahezu 20 Millionen Schilling von der/KAGES über 
diese Schlichtungsstelle an die Patienten geleistet. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang darauf hinweisen, 
daß trotz dieses umfassenden Aufgabenkataloges be­
ziehungsweise der Aufgabenerweiterung durch diese 
privaten Spitäler, d ie 'dazugekommen sind, der Mitar­
beiterstand mit zwei Sekretärinnen der gleiche geblie­
ben ist. Will man die Qualität der Patientenombuds-
frau, der Patientenombudsstelle, auch in Zukunft er­
halten, und davon gehe ich aus, daß wir die Qualität 
erhalten wollen, dann müßte wohl eine personelle 
Aufstockung in diesem Bereich sobald wie möglich 
realisiert werden. Ich meine, daß dies eine Investition 
wäre, die sich sicherlich rechnet, da diese Arbeit, diese 
Ombudstätigkeit, auch eine wesentliche Facette des 
komplexen Bereiches der Qualitätskontrolle und damit 
auch der Qualitätsverbesserung der steirischen 
Krankenanstalten darstellt. Ich appelliere daher, hier 
einen Konsens zu erzielen. Ich glaube, er ist ja bereits 
möglich geworden. Zu diesem Thema „Qualitäts­
kontrolle" und „Qualitätssicherung" gibt es auch sehr 
interessante und - wie ich meine - durchaus aussage­
kräftige Zahlen. Ich darf Ihnen einige dazu nennen: So 
stieg die Gesamtzahl der zu bearbeitenden Fälle von 
1996/97 auf 1997/98 von 497 auf 732 Fälle. Diese 
Zahlen beziehen sich sowohl auf stationäre als auch 
auf ambulante Patienten, von 497 auf 732 Fälle. Diese 
Zahl entspricht einer Steigerung von 47,28 Prozent. Im 
Landeskrankenanstaltenbereich war die Steigerung 
mit 41,37 Prozent festzustellen und in den privaten 
Krankenanstalten von 63,64 Prozent. Eine dieser 
Erklärungen für diese steigenden Zahlen dafür könnte 
die bereits umgesetzte bessere Patienteninformation 
über deren rechtliche Möglichkeiten und der daraus 
resultierende größere BekanntheitSgrad der Patienten­
vertretung sein. Diese Zahlen, die auf eine sehr um­
fangreiche und zeitintensive Arbeit der Patienten-
ombudsfrau hinweisen, klingen einerseits sehr dra­
matisch, sind aber im Vergleich zur Gesamtzahl der 
Patienten und auch im Bundesländervergleich durch­
aus als positiv zu bewertende Gradmesser der Qualität 
unserer steirischen Spitäler zu betrachten. Denn die 
Beschwerderate der steirischen Krankenanstalten 
beträgt in bezug auf die Gesamtzahl aller Patienten, 
der stationären und auch der ambulanten Patienten, 
0,08 Prozent, also 800stel Prozent Beschwerderate in 
bezug auf die Gesamtzahl der Patienten. In Zahlen 
nochmals: Bei 902.616 Patienten - stationäre und 
ambulante - gibt es genau 732 Beschwerdefälle. Auch 
im Vergleich mit den anderen Bundesländern steigt 
die Steiermark n ich t schlecht heraus. So ist in Ober-
Österreich die Beschwerderate rund 0,12 Prozent, in 
Wien 0,35 Prozent, als das Vierfache der Steiermark, in 
Tirol 0,22 Prozent, in Kärnten 0,70 Prozent, ich sage 
noch einmal in der Steiermark 0,08 Prozent. Jetzt weiß 
ich schon, der Professor schaut mich schon an; bei 
allen Unwägbarkeiten von Zahlen und bei allen Inter­
pretationsmöglichkeiten von Statistiken, die sicherlich 
wie gesagt damit verbunden sein können; dürfen diese 
Zahlen glaube ich doch als Indikatoren oder auch-als 
Qualitätszeichen für unsere Spitäler herangezogen 

werden. Die Zahlen stellen jedenfalls den steirischen 
Krankenanstalten, aber auch dem gesamten Personal 
natürlich ein gutes Zeugnis aus, nicht zuletzt auch ein 
gutes Zeugnis der sozialdemokratischen Gesundheits­
und Spitalspolitik. Das darf ich hier noch anfügen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn ich vielleicht noch hier etwas dazu sagen darf, 
was wir sicherlich mit dieser Stelle nicht ve rb inden . 
wollen. Was wir nicht wollen, ist, daß wir mit dieser 
Beratungsstelle hier amerikanische Zustände herein­
bringen wollen. Sie wissen, in Amerika gibt es ja 
enorme Schadenersatzforderungen von Seiten der 
Patienten, und Gerichte sprechen diesen Patienten 
auch durchaus diese Schadenersatzforderungen zu. Es 
gibt in Amerika auch eine große Verunsicherung bei 
der Ärzteschaft, ein großes Mißtrauen, ein wechsel­
seitiges. Ärzte sind gegenüber den Patienten miß­
trauisch, Patienten gegenüber den Ärzten. Das Miß­
trauen ist so groß, daß bei bestimmten Operationen 
und Eingriffen in Amerika Videoaufzeichnungen ge­
macht werden, damit sich eben der Arzt rechtlich ab­
sichert. Das ist ein Zustand, den wir in der Steiermark 
hier sicherlich nicht wollen. Wir wollen sicherlich auf 
der einen Seite einen mündigen Patienten, einen 
selbstbewußten Patienten, einen Patienten, der in der 
Lage ist, seine Rechte einzufordern, aber wir wollen 
eines sicherlich nicht mit dieser Stelle erreichen, näm­
lich daß es zu einer Frontstellung kommt, hier der Arzt 
und hier der Patient und das ganze begleitet von 
wechselseitigem Mißtrauen. Das wollen wir hier 
sicherlich nicht. Was wir hier sicherlich anstreben 
wollen - ich gehe davon aus, daß wir das alle gemein­
sam wollen - , ist, was ich eben sehr wichtig finde, in 
bezug auf Qualitätsverbesserung in den steirischen 
Spitälern jenen Tätigkeitsbereich in dieser Ombuds-
stelle auszubauen und auzuweiten, der sich eben vor 
allem mit der Erfassung von Schwachstellen in den 
einzelnen Spitalsabteilüngen befaßt, um eben mög­
liche Patientenbeschwerden von vornherein über­
haupt zu verhindern, mögliche Patientenbeschwerden 
erst gar nicht entstehen zu lassen. Dafür gibt es ja 
schon Gutachterkommissionstagungeh, die sich mit 
einzelnen Abteilungen befassen. Heuer glaube ich ist 
es die Chirurgie, die Allgemeine Chirurgie und die 
Unfallchirurgie. Es gibt also solche Gutachterkommis­
sionstagungen, die sich eben spezifisch mit Spitals-
abteilungen befassen, ausleuchten, um so auf Fehler­
quellen und Defizite eben zu stoßen. Damit man dabei 
also wirklich von einem sogenannten Qualitäts-
frühwarnsystem sprechen kann, das auch zu einer 
spürbaren Reduktion der Schlichtungsstelle führt, 
müßte eben - und jetzt wiederhole ich mich hier, 
unterstreiche das - die Patientenombudsstelle perso­
nell auf- und ausgerüstet werden. Diese Kosten sollte 
man wie gesagt schon aus dem Grunde nicht scheuen, 
weil sie ja grundsätzlich wieder Menschen zugute 
kommen, noch dazu jenen" Menschen, die hilfebedürf-
tigt sind und .die sich aber eben der Abläufe in einem 
Krankenhaus und bei der Wahrnehmung ihrer Rechte 
nicht so sicher sind. In diesem Sinne bitte ich eben die­
sen Appell nach personeller Aufrüstung der Ombuds-
stelle und auch den Entschließungsantrag, den ich hier 
einbringe, zu verstehen. 

Ich darf nun einen Entschließungsantrag von SPÖ, 
ÖVP und FPÖ hier einbringen. 
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„Mit Ländesgesetz vom10, November 1992 wurde 
für die Steiermark eine Patientenvertretung einge-
richteti Und mit Beschluß vom 10, Dezember 1996 
wurde der Tätigkeitsbei'eich der Patientenvertretung 
auch auf die privaten Spitälei"ausgedehnt. Nicht aber 
wurde gleichzeitig mit• der Ausweitung des Tätigkeits­
bereiches das Personal der Patientenvertreturig aufge­
stockt, um den erhöhten Arbeitsaufwand bewältigen 
zu können. Es wird daher der Antrag gestellt, der 
Landtag wolle beschließen: Die Steiermärkische 
Landesregierung wird aufgefordert, für den Bereich 
der Patierttenvertretung eine - dein erhöhten Arbeits­
aufwand entsprechende - Personalaufstockung vorzu­
sehen. " Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei 
der SPÖ. - 12.22 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Prof. Brünner. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Dr. Brünner (12.22 Uhr): Herr Präsident, meine 
sehr geehrten Damen und.Herren! 

Herr Kollege Erlitz, ein solches Thema ist sicherlich 
auch Gelegenheit, die Vorzüge des steirischen 
Gesundheitssystems und der steirischen Gesundheits­
politik zu schildern. Da habe ich kein Problem. Aber es 
wäre ganz wichtig, und zwar für den Regierungs­
verantwortlichen und damit auch für Sie als Gesund­
heitssprecher der Partei, die den Landesrat stellt, so 
offen zu sein^ auch hier Probiemanalysen des steiri­
schen Gesundheitswesens und der Krankenanstalten­
politik zu geben, weil sonst könnte der Eindruck ent­
stehen, daß da halt manches schöngefärbt ist, was 
nicht so schön unter dieser Oberfläche ist. Wenn Sie, 
Herr Kollege Erlitz, von der Qualitätsverbesserung in 
den steirischen Spitälern reden, dann bestreite ich 
nicht, daß die stattgefunden hat, aber ich kann bei 
einer solchen Gelegenheit nicht umhin, Sie zu fragen, 
Herr Kollege Erlitz, worin die. Qualitätsverbesserung 
besteht, wenn in Knittelfeld und Judenburg Chirurgie 
und Interne; getrennt werden. Was hat das mit 
Qualitätsverbesserung zu tun, wenn demgegenüber 
die Weltgesundheitsorganisation und mittlerweile 
auch das Bundesgrundsatzgesetz davon ausgehen, 
daß im Dienste der Qualitätssicherung und der Patien­
tinnen- und Patientensicherheit diese beiden medizi^ 
niSchen Fächer nicht getrennt gehören, sondern unter 
ein und demselben. Dach untergebracht sein sollen? 
(Abg. Mag. Erlitz: „Das werden unterschiedliche 
Philosophien sein. Es gibt genauso Stimmen, die das 
höchst lobend unterstreichen!") Nein, Herr Kollege 
Erlitz, das kann man nicht. Bitte entschuldigen Sie, das 
kann man nicht als Philosophieunterschiedlichkeit 
abtun, wenn - nochmals - die Weltgesundheitsorgani­
sation diese Auffassung. Vertritt und, Herr Kollege 
Erlitz, wenn der. Bundesgrundsatzgeber das verbietet. 
Die Steiermark hat diesen Spitalsverbund Jüdenburg-
Knittelfeld nur deswegen beschließen können,, weil 
der steirische Landesgesetzgeber.bei der Ausführung 
des Bundesgrundsatzgesetzes säumig war, weil zu 
dem Zeitpunkt, zu dem wir hier das Ausführungs­
gesetz beschlossen haben, beziehungsweise zu dem 
Zeitpunkt,'zu.dem die^Etttscheidungen der steirischen 
Landesveiwaltung, die sariMtsbehördliche Bewil­
ligung Ä t t Jud#n1?uJS"Knitt jei|D|gtSsirid, $er 

„Bunde5gjTOdjatz|^set^^er -Äs' ?|Öeits verboten 

gehabt hat. Es war nur deswegen möglich, weil das 
Bundesgrundsatzgesetz vom steirischen Äusführungs'-

; gesetzgeber so spät umgesetzt wurde, sonst hätte die 
sanitätsbehördliche Bewilligung für Jüdelibürg und 
Knittelfeld gar nicht erteilt werden dürfen; Herr Kol­
lege Erlitz, wenn der. Bündesgrundsatzgeber solche 
Trennungen verbietet, dann ist das nicht eine Frage 
der Philosophie bitte, sondern dann ist das Frage einer 
qualitätsorientierten Gesundheitspolitik. (Abg. Mag. 
Erlitz: „Weiß die WHO, wie weit diese Spitäler vonein­
ander entfernt sind? Weiß das die WHO? Auf Grund 
der Nähe dieser Spitäler ist das gerechtfertigt, das zu 
tun. Es ist ein Unterschied, ob sie 10 oder 5Q Kilometer 
voneinander entfernt sind!") Herr Kollege Erlitz, das 
hat überhaupt nichts damit zu tun. Wenn die nur 
fünf Kilometer auseinander sind Und Transportbewe­
gungen, Herr Kollege Erlitz, von Patientinnen und 
Patienten erfolgen müssen, dann ist das völlig egal, ob 
die 14 Kilometer, fünf Kilometer oder zwei Kilometer 
auseinander sind. Herr Kollege Erlitz, es kommt ja 
nicht von ungefähr, daß auch im Landeskrankenhaus 
Graz ein unterirdisches Verbindungssystem schon -
seinerzeit bei Errichtung des Krankenhauses herge­
stellt und jetzt verbessert wurde, um diese Transport­
problematik, Herr Kollege Erlitz, nicht über Gebühr 
anwachsen zu lassen 

Ein Zweites, was die Patientinnen- und Patienten­
sicherheit anbelangt: Es ist sehr okay, Herr Kollege 
Erlitz, daß wir hier in der Steiermark eine Patientin­
nenanwaltschaft haben, die sich auch den Interessen 
der Patientinnen und Patienten annimmt. Ich glaube 
aber, daß es zwenig ist, wenn die Frage der Patien­
tinnesicherheit nur durch die ^Politik, durch die Ver­
waltung und durch eine Stelle im Schöße der Verwal­
tung definiert wird, sondern ich stehe auf dem Stand­
punkt, daß wir uns auch den Kopf zerbrechen müssen, 
Patientinnen und Patienten mit mehr formalen • Rech­
ten'auszustatten, ihnen formale Rechte an die Hand zu 
geben, mit deren Hilfe sie selber mitbestimmen und 
mitdefinieren können, was sie unter Patientinnen- und 
Patientensicherheit verstehen. (Abg. Mag. Erlitz: 

; „Mündige Patienten wollen wir!") Nein, es ist nicht 
nur eine Frage der Mündigkeit, Herr Kollege Erlitz, 
weil sonst könnte man ja auch sagen, gut, wir 
brauchen Gründrechte, Menschenrechte, nicht in der 
Form formaler Rechte, sondern wir richten eine An­
waltschaft ein, die sich um die Verwirklichung der 
Menschenrechte kümmert. Und- das ist Wichtig, Herr 
Kollege Erlitz. Die Patientinnenanwaltschaft ist wich­
tig, das ist keine Frage, Es ist gut so, daß auch hier in 
der Steiermark eine offensive Politik betrieben wurde 
und jetzt auch die privaten Krankenhäuser mitein­
bezogen sind. Es führt aber kein Weg daran vorbei, ge­
rade wenn man die Mündigkeit anspricht, sich zu 
überlegen, wie: kann man Patientinnen und. Patienten 
mit formalen Reckten auch ausstatten, so daß sie rmt-'' 
definieren können, was sie unter Patientinnensicher-
heit verstehen^ Und da, Herr Kollege Erlitz, sind wir 
noch lange nicht auf dem Weg zu amerikanischen Zu­
ständen, die ich auch hiebt möchte - da stimme ich 
Ihnen voll zu. Ich würde mir wünschen, daß man im 
Bereich des Gesundheitsressorts, vielleicht auch unter 
MitWlrkring des Landtages, in Förtn einer Enquete,1h 
Form: von informellen Gesprächen rrut anderen Lan­
dern, wo -es solche Jprjmaleh fechte gibfe eirien Jst-
Zustand eÄebtJ was känrr auf diesem Gebiet ver-
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nünftigerweise getan werden, und zwar einerseits die 
Patientinnen und.Patienten mit mehr formalen Rech­
ten auszustatten, und andererseits den Gesundheits­
betrieb nicht zu behindern. Ich stehe nicht an, Herr 
Kollege Erlitz, zu sagen, daß mir das Anliegen wichtig 
ist. Ich habe selber solche Kataloge formaler Rechte 
nicht ausgearbeitet. Ich weiß von meinem Kollegen an 
der Universität, Prof. Pichler, daß er sich sehr mit die­
ser Frage, auch der Ausstattung formaler Rechte, be­
schäftigt. Ich habe keinen Antrag gemacht und nichts, 
sage das aber so, angesichts von Herrn Landesrat 
Dörflinger, ich würde mir wünschen, daß es einmal 
eine Gesprächsrunde mit Herrn Landesrat und Ver­
tretern der fünf Parteien mit Herrn Prof. Pichler gibt, 
wo aufbereitet wird, was es diesbezüglich in anderen 
Ländern gibt. 

Ein dritter Punkt, den Sie auch angesprochen 
haben, und zwar die Erfassung von Schwachstellen: 
Hier geht es meines Erachtens um zwei Wege, daß in 
der Form eines innerbetrieblichen Controlling auch 
eine solche Schwachstellenanalyse stattfindet, und ich 
gehe davon aus, daß das in der KAGES gemacht wird, 
daß aber auch externe Begutachtungskommissionen 
tätig werden - Sie haben eine solche angesprochen. 
Mich würde interessieren, Herr Landesrat Dörflinger, 
wie viele solcher Kommissionen es gibt oder tätig 
geworden sind, und wie diese Kommissionen zusam­
mengesetzt sind. Denn an der Zusammensetzung 
dieser Kommissionen entscheidet sich die Güte der 
Evaluierung. Wenn in solchen Kommissionen Perso­
nen sitzen, die direkt oder indirekt betroffen sind, 
dann kann man diese Evaluierung vergessen. Ich rede 
hier auch aus Erfahrung der Universität, weil dort 
haben wir das gleiche Problem. Wenn universitäre 
Aufgabenerfüllung durch Kommissionen begutachtet 
wird, wo irgendwie involvierte Personen drinnen-
sitzen, und sei es noch entfernt involviert, dann kann 
man die Evaluierungsgeschichte vergessen. Mir wäre 
wichtig, daß in solchen Gutachterkommissionen auch 
ausländische Expertinnen und Experten sitzen. Ich 
weiß, daß das etwas kostet. Wenn man das aber wirk­
lich ernsthaft betreibt, dann führt kein Weg daran vor­
bei, daß sich solche p e e r reviews, Gutachterkommis-
sionen, Supervisionseinrichtungen, wie immer man sie 
nennt, unter Beteiligung auch ausländischer Expertin­
nen und Experten zusammensetzen, um hier einfach 
einen Riegel zu haben und irgendwelche Betroffen­
heiten miteinfließen zu lassen. 

Ein Letztes zu dem Antrag des Ausschusses: Sie 
wissen, meine Damen und Herren, daß wir schon im 
Ausschuß einen Abänderungs- und Züsatzäntrag mit 
der Stoßrichtung gestellt haben, daß die Bestellung 
des Patientenombudsmannes beziehungweise der 
Patientenombudsfrau durch ein Hearing .objektiviert 
wird und daß an dieser Bestellung auch die-Vertreter 
der fünf Landtagsparteien mitwirken können. Für uns 
ist das nur so quasi eine Rückzugslinie. Wir sind 
nach wie vor der Auffassung, daß diese Anwalt­
schaften - i rgendwo habe ich einen Antrag der ÖVP 
auf eine Jugendanwaltschaft gesehen - Kontroll­
instrumente in der Hand des Landtages sind. Die Frei­
heitlichen, so g laube ich, haben einen Antrag, betref­
fend eines Anwaltschaftengesetzes, gestellt, den wir 
damals unterstützt haben. Wir, das Liberale Forum, 
lassen bei dem Punkt nicht locker, daß ein Anwalt­

schaftengesetz geschaffen wird, wo die Anwaltschaf­
ten zumindest auch Instrumente in der Hand des 
Landtages sind, um einerseits die Verwaltung zu kon­
trollieren und um andererseits auch unseren Auf­
gaben, Ombudsfrauen und Ombudsmänner für die 
Interessen der Bevölkerung zu sein, besser nachkom­
men zu können. Die jetzige Konstruktion, daß das im 
Schöße der Landesregierung und der Ressorts ge­
schieht, das ist etwas, womit wir uns nicht abfinden 
können und nicht abfinden werden. Wir haben so 
quasi als Zwischenstufe diesen Antrag im Ausschuß 
gestellt, Objektivierung durch Hearing, und Teilneh­
mer am Hearing sollen auch Vertreter der fünf Land­
tagsparteien sein. Dieser Antrag ist abgelehnt worden. 
Herr Kollege Bacher, ich darf unser persönliches Ge­
spräch hier hereinbringen. Ich habe Herrn Kollegen 
Bacher gefragt, warum beispielsweise er und die ÖVP 
unserem Antrag nicht zugestimmt haben. Kollege 
Bacher hat mir gesagt, ich bin so quasi zu spät gekom­
men, weil ich zugestehe, daß ich bei dieser Unter­
ausschußsitzung ausgefallen bin und nicht teilnehmen 
konnte. Ich nehme seinen Hinweis, daß ich zu spä t , 
komme, ernst. Das ist mein Problem gewesen. Ich 
werde daher, obwohl ich es geplant gehabt habe, die­
sen Abänderungs- und Zusatzantrag hier heute im 
Landtag nicht einbringen, weil ich mit Schuld daran 
bin, daß nicht rechtzeitig darüber verhandelt werden 
konnte. Ich möchte einen Entschließungsantrag ein­
bringen, bei der nächsten Bestellung so quasi der 
Patientenombudsfrau beziehungsweise Patienten­
ombudsmannes unsere Intention sicherzustellen: Wir 
werden aber, Kollege Bacher, i rgendwann einmal 
einen erweiterten Antrag, betreffend das diesbezüg­
liche Landesgesetz und damit auch die Bestellung 
einer Patientenombudsfrau beziehungsweise eines 
Patientenombudsmannes, einbringen. Dieser Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Dr. Brünner und 
Keshmiri, betreffend Bestellungsform, lautet, der 
Landtag wolle beschließen: Die Landesregierung wird 
aufgefordert, den/die Patientenombudsmann/-frau 
erst nach Durchführung eines Hearings mit den 
Bewerberinnen und Bewerbern und nach Anhörung 
der Teilnehmer am Hearing vom zuständigen Landes­
rat zu bestellen. An diesem Hearing soll je ein Ver­
treter der im Landtag vertretenen Parteien teilneh­
men, das sind die sogenannten Teilnehmer am 
Hearing. Mir ist signalisiert worden, daß doch andere 
Fraktionen des Hauses dem zustimmen könnten. Ich 
bitte daher um diese Zustimmung. Ich sage nochmals, 
wir lassen nicht locker, was jetzt ein Anwaltschaften­
gesetz anbelangt, auch mit Objektivierung der Be­
stellung, mit Mitwirkung der Landtagsmitglieder an 
der Bestellung. Ich füge hinzu, ohne daß ich es aus­
führen möchte, auch eine Frage von Bestellungs­
kriterien im Hinblick auf die Problematik einer gewis­
sen Unvereinbarkeit. Ich verweise nur auf eine öffent­
liche Diskussion im Zusammenhang mit dem Fall 
Hainzl der Patientenombudsfrau. Ich möchte das hier 
nicht aufwärmen, weil das ist Schnee von gestern. 
Man wird sich aber schon den Kopf zerbrechen 
müssen, ob nicht Patientenanwälte und -anwältinnen 
gewissen Unvereinbarkeitsbestimmungen, auch im 
Hinblick auf etwaiges Engagement in sonstigen 
gesellschaftlichen Institutionen, unterworfen werden 
müssen, damit jeder Geruch, daß sie nicht objektiv 
ihren Aufgaben nachkommen, weg ist. Ich halte fest, 



3774 .48. Sitzung des Steiermärkischeri Landtages, XIII. Gesetzgebungsperiode - 19. Jänner 1999 

um nicht rnißverstanden zu werden, daß ich Frau Mag. 
Skledar diesbezüglich überhaupt nichts unterstelle, 
aber bei so einer Diskussion über eine Verbesserung 
dieses entsprechenden Gesetzes sollte man auch 
däüber reden. (Beifall beim LIF und der FPÖ. -
12.36 Uhr.) - -

Präsident Dr. Strenitz: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Wabl. Er hat das Wort. 

" Abg.'Dr. Wabl (12.36 Uhr): Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! . 

Ich freue mich, daß der Herr Landesrat Dörflinger 
jetzt auch da ist, damit Vi r direkt ah ihn unsere 
Botschaften richten können. Zu drei Punkten, erstens 
zum Vorschlag, daß die Patientenorribudsfräu nach 
einem Hearing bestellt wird: Ich glaube, das ist eine 
Forderung, die längst überfällig ist, die man auch ver­
wirklichen sollte. Man sollte auch grundsätzlich die 
Frage der Anwälte und Ombudsleute, der Unter­
stellung, der Zuordnung durch ein eigenes Gesetz 
regeln, weil einfach wir als Ländtag hier gerade über 
diese Einrichtungen doch gewisse Möglichkeiten 
haben, Mir tut es leid, daß auf höchster Ebene bei den 
Volksanwälten in diesem Staat, wo auch Gesundheits­
fragen natürlich eine Rolle spielen im Bereich des 
Gesundheitsministeriums und des Sozialministeriums, 
die Idee des Hearings, die Idee der Auswahl sich über­
haupt noch nicht durchgesetzt hat, sondern daß im 
Sinne des Parteienproporzes hier einfach von den drei 
stärksten Parteien im Nationalrat entsprechende Vor­
schläge erstattet werden. Soweit mir bekannt ist, wird 
nicht einmal gescheit diskutiert dort, so daß sehr oft, 
ohne daß ich jemandem nahetreten will, dort Be­
stellungen erfolgen, wo ausgediente Nationalräte 
dann entsprechend im'Auszugsstüberl Volksanwälte 
darstellen."Auch hier sollte man die Idee des Hearings, 
die Idee der Qualifikation, die Idee der Anstellungs­
oder Auswahlkriterien in den' Vordergrund stellen, 
wobei es mir nicht darum'geht, daß jetzt die Grünen 
auch noch und die Liberalen als vierte und fünfte 
Norm einen Volksanwalt vorschlagen dürfen, sondern 
daß man einfach hier die Besten an die richtige Stelle, 
setzt. Das i s tdas Erste. 

Das Zweite, Kollege Erlitz. Ich gebe dir völlig recht, 
es wäre wünschenswert, daß keine Patienten­
orribudsfräu notwendig ist und daß die Zustände in 
unseren Krankenhäusern so optimal sind, daß es über-

. haupt keinen Grund gibt, daß-hier Beschwerden nötig 
sind. Wenn ich manche Diskussionen," Kollege Erlitz, 
der Vergangenheit verfolgt und festgestellt habe, daß 
es im Kranken^nstaltenwesen eine Zeitrechnung gibt, 
das heißt die Zeitrechnung vor Dörflinger und die Zeit­
rechnung ab Dörflinger, so könnte man ja eigentlich 
den Schluß erlauben, daß also hier in diese Richtung 
schon einiges passiert ist. 

Was Knittelfeld-Judenburg anlängt, Kollege Briin-
ner, bin ich völlig auf deiner Linie,, weil ich einfach 
glaube, daß geradfe in diesem Bereich das ganzheit­
liche medizinische Denken im Vordergrund stehen 
sollte. Ich habe immer mehr das Gefühl, daß solche 
Trennungen, solche Aufteilungen verhindern, daß der 
Mensch als ganzheitliches Individuum gesehen wird 
und daß wir-ohnedies-sehr oft den Trend vermerken, 
daß man davon spricht, das ist eine Haisexkränkung, 

dann eine Ohrenerkrankuhg, Augenerkrapkung. Das 
Zusammenspiel der-"Kräfte funktioniert nicht. Wir 
wissen ja, daß gerade auch die Psychosomatik; die 
seelischen und sozialen -Beeinträchtiguhgeri unge­
heuren Einfluß auf ein Krankheitsgeschehen haben 
uhd daß man hier durch die zu strenge Trennung 
manche Diagnose falsch stellen könnte. Daher halte 
ich-die Entscheidung in der Obersteiermark für falsch. 
Offensichtlich ist sie nicht mehr korrigierbar. 

Ein Zweites, was ich bei dieser Gelegenheit auch 
anbringen möchte, wobei ich schon weiß, daß der Zug 
abgefahren ist. Ich halte es auch für sehr unglücklich, 
daß man Geburtenstationen langsam aber sicher 
schließt, daß man h ier große Stationen installiert, wo 
die Anonymität nicht das ist, was werdende Mütter 
oder Frauen wünschen. Vielleicht weißt du es auch 
nicht' Der Kollege Majcen ist heute nicht hier, aber er 
hat angeblieh in der ÖVP-Kanzlei -nach einer Aktion, 
die wir beide gemeinsam gestartet haben,. 16.000 
Unterschriften aus der Region Fürstenfeld gesammelt." 
Er hat sie offensichtlich nie mehr weitergeben dürfen. 
Ich habe ihn gebeten, daß er diese Unterschriften, die 
von den Leuten geleistet worden sind, damit sie etwas 
signalisieren, weitergibt. Ich habe das sehr eigenartig 
gefunden, daß man dann, wenn der Herr Landesrat 

-Dörflinger erklärt, die Geburtenstation Fürstenfeld 
wird geschlossen, diese 16.000 Unterschriften nicht 
mehr weitergibt. Ich habe immer geglaubt, Unter­
schriften Werden gesammelt, damit sie dann an den 
zuständigen Machtträger oder Entscheidüngsträger 
weitergeleitet werden. Inzwischen habe ich dazuge-
lernt. Also sie l iegen noch immer in der ÖVP-Kanzlei 
und werden nicht mehr ausgepackt, weil der Herr 
Landesrat Dörflinger der Meinung ist, eine Geburten­
station in Fürstenfeld ist nicht mehr aufrechtzuerhal­
ten, und es muß hier eine Zentralisierung, Konzert 

. trierung stattfinden. In dem Zusammenhang noch 
eines, Herr Landesrat Dörflinger, wobei ich dich schon1 

einmal gebeten, habe, daß man das auch weiterleitet. 
Wir in Fürstenfeld haben ein Problem:.Wir sind ein 
Standardkrankenhaus, daß jene, die dort nicht krebs-
krarik sind, das Gefühl haben, daß sie Patienten 
zweiter Klasse sind. Dieser Eindruck verstärkisich dort 
immer mehr. Ich scheue mich auch nicht, das hier 
offen anzusprechen, auch auf die Gefahr hin, daß der 
dortige Primär mich kaum mehr grüßt. Ich bin aber 
daran interessiert, daß Patientinnen oder Patienten, 
die dort behandelt werden, ob das jetzt eine Herz­
erkrankung, eine Magenerkrankung oder eine son­
s t ige Erkrankung öder eine Kfebserkrankung ist, zu-, 
mindest ein Anrecht darauf haben, daß sie Vom zustän­
digen Primär oder vom zuständigen Ärzteteam gleich­
mäßig gleich gut und auf gleichem Niveau behandelt 
werden. Das ist derzeit nicht der Fall; und-das möchte 
ich dir hier noch einmal mitteilen. Es hat angeblich 
schon einen Versuch gegeben. Ich stelle in der letzten 
Zeit keine Veränderungen fest. Um noch einmal auf 
die Geburtenstation zurückzukommen. Hier bin ich 
auch schon beim Hauptthema dieses Tagesordnungs^ 
pünktes, bei der Aufgäbe' der Patientenombudsfrau 
und auch im Zusammenhang damit bei der Schlichr 
tungss|elle. Ich weiß, daß in Fürstenfeld damals bei 
einer Geburt ein Kunstfehler passiert ist und dadurch, 
das bedauernswerte Kind durch einen Sauerstoff­
mange l e i n Leben lang Gehindert geblieben ist.,„Aber 
ich möchtes eines hinzirfügeri, das gibt mir schon zu 
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denken, wobei ich die Schlichtungsstelle als sehr 
gute Einrichtung empfinde. Kollege E r l i t z . - er i s t ' 
schon' weg - , ich kann das lOOprozentig unter­
streichen, durch die verstärkten Aufgaben sollte auch 
hier die personelle Ausstattung verbessert werden. 

, Aber leider Gottes kömmt es immer wieder vor, und da 
habe ich mich bemüht, Vorschläge einzubringen. Die­
ser Prozeß des so bedauernswerten Kindes, vertreten 
durch seine Eltern, gegen das Land Steiermark hat 
trotz meiner Bitte, den Prozeß.abzukürzen, weil ja die 
Tatsache, daß das Kind behindert ist, unbestritten ist, 
länger gedauert als das Kind gelebt hat. Das Kind ist 
vor kurzem gestorben, und der Prozeß hat - ich warte 
noch auf die Anfragebeantwortung - ich glaube länger 
als sechs Jahre gedauert . Meine Damen und Herren, 
was immer wir uns jetzt erwarten von dieser Patienten-
ombudsfrau, von der Schlichtungsstelle, das ist nicht 
wünschenswert, daß ein Prozeß, warum immer, der 
sich um zig Millionen Schilling dreht, ich glaube jetzt 
insgesamt sechs Jahre lang diese Gerichte beschäftigt, 
wo offenkundig war, daß das Kind schwerst behindert 
ist. Mein Verdacht - und den sage ich da hier ganz 
deutlich - liegt nahe, daß sowohl der Vertreter des 
behinderten Kindes und der Eltern bei einem Millio­
nenstreit Interesse daran gehabt hat, daß der Prozeß 
möglichst lang dauert, und daß auch der Vertreter des 
Landes ein Interesse daran hat, daß der Prozeß mög­
lichst lang dauert, weil beide in j edem Fall von der 
Dauer dieses Prozesses profitieren. Du willst mir zwar 
nicht recht geben, aber egal, wer jetzt gewinnt oder 
wer gewonnen hat. Ich meine, wir sollten trotzdem 
einen Weg finden, der uns solche Prozesse erspart, 
weil letzten Endes wird auch der Steuerzahler zur 
Kasse gebeten. Ich kenne die Ziffern der Prozeßkosten 
noch nicht, die das Land belasten, Ich würde mir 
wünschen, daß wir uns solche Prozesse in Zukunft 
ersparen. Ich habe damals Dr. Schweppe geraten, er 
soll den Prozeß nicht führen, und habe damit recht 
behalten. Mir ist es in dem Punkt genauso gegangen 
wie in vielen anderen Bereichen auch. Wen interes­
siert, was Martin Wabl i ieute e inem supergescheiten 
Juristen sagt, weil der hat sowieso keine Ahnung von 
Tuten und Blasen. Daher sind in dein Fall Zigtausende 
von Schillingen angefallen. -

Ein Letztes noch: Ich würde mir auch wünschen, daß 
der Kontakt und die Kommunikation zwischen den 
Ärzten und den Patienten besser wird, und nicht nur 
auf hochfachlicher Ebene gestaltet wird, und zwar mit 
lateinischen Ausdrücken, die ein normaler Durch­
schnittskranker nicht versteht. Ich würde mir wün­
schen, daß es zusätzlich zum Arztbrief, der gang und 
gäbe ist und auch vorgesehen ist, einen Patientenbrief 
gibt. Wir leben in einer Zeit, wo der Patient selbst auch 
ein Interesse daran hat zu erfahren, wie es um ihn 
steht. Es ist meistens so, daß der Brief mit dem Befund 
an den Arzt dann heimlich aufgerissen wird und es oft 
gar nicht verstanden wird,' weil erst die Vokabeln 
übersetzt we rden müssen. Ich würde mir wünschen, 
und das kann keine Mehrbelastung sein, daß wir das 
Vertrauen zwischen Ärzten und Patienten stärken und 
daß auch ein Patientenbrief in Zukunft vorgesehen 

< wird. 

Abschließend möchte ich sagen, wir sollten gerade, 
im Krankenhauswesen berücksichtigen, daß eigent­
lich das Krankenhauswesen 15 Prozent des gesamten 

GesundheitsbereichesTDetrifft-ünd daher letzten Endes 
oft nur das letzte Glied in der Kette ist. Herr Landesrat 
Dörflinger, ich weiß nicht, ob du heute in der Presse 
gelesen hast, und das stimmt mich wieder optimistisch, 
daß es in Berlin eine ungeheure Aufregung gibt, weil 
die zuständige Gesundheitssenatorin, die vori der 
CDU stammt, den Plan jhegt, über 100 Spitäler zu 
schließen. Es sind auch solche Spitäler dabei, die sogar 
positiv bilanzieren und schwarze Zahlen aufweisen. 
Was das anlangt, bin ich froh; daß in der Steiermark 
der Bestand unserer Spitäler im Sinne des Krankenan­
staltenplanes gesichert ist, und das ist mir besonders 
wichtig. Mir müssen alles daransetzen, Kollege Erlitz, 
daß letzten Endes i rgendwann vielleicht einmal die 
Tätigkeit der Patientenombudsfrau durch die hervor­
ragende Tätigkeit des Personals überflüssig und ent­
behrlich wird. Danke schön! (12.49 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Als nächste Rednerin hat sich 
die Frau Abgeordnete Mag. Hartinger zu Wort ge­
meldet. Ich erteile ihr das Wort. -

Abg. Mag. Hartinger (12.49 Uhr): Herr Präsident, 
liebe Kollegen! . , . 

Lieber Kollege Erlitz, ich schätze dich als Mathe­
matikprofessor sehr, weil a lsdieser hast du dich natür­
lich in Statistiken bis auf die letzte Kommästelle ge­
schwelgt. Du hast das wirklich sehr gut gemacht. Aber 
die Statistik ist so eine Sache. Wie die Wirklichkeit 
aussieht, ist leider oft eine andere. Ich habe hier im 
Landtag schon genug Beispiele genannt, wo es 
Probleme, wo es Schnittstellenprobleme zwischen 
Spital und extramuralem Bereich, aber auch in den 
Spitälern gibt. Ich glaube, jeder von Ihnen hat Be­
kannte, die nicht richtig und korrekt medizinisch b e - ' 
handelt wurde und es nicht geschafft oder sich getraut 
haben l die Beschwerde weiterzuleiten. Wie viele Be­
schwerden es eigentlich gibt, das sei dahingestellt. Es 
gibt jedenfalls sicher mehr, als die Statistik sägt. Man 
traut sich nicht, Beschwerde zu führen, weil die Götter 
in Weiß es sich immer untereinander richten werden -
so spricht der Volksmund. Kollege Wabl hat es so 
schön dargestellt, das Vertrauen zwischen Arzt und 
Patienten soUte gestärkt werden, und da gebe ich dir 
vollkommen recht. Das wäre sicher ein Ziel unserer 
Gesundheitspolitik. Davon sind wir aber leider Gottes 
noch sehr weit entfernt. Der Patientenanwalt wäre 
quasi eine Schnittstelle zwischen Patient, Arzt und 
Schwester. Er hätte vor allem die Wahrung der Rechte 
des Patienten zu unterstützen, er hätte Beschwerden 
zu prüfen, Mängel auch aufzuzeigen oder Mißstände 
zu prüfen. Daß die Patientenanwältin, wie dein Antrag 
lautet, Herr Kollege Erlitz, personelle Ressourcen 
braucht, so glaube ich, sind wir alle einer Meinung. 
Wenn du davon sprichst, daß das allein die Verantwor­
tung der Sozialdemokraten ist, weil es eine sozialde­
mokratische Spitalsführung gibt, so hat mich das jetzt 
letztendlich zu dieser Wortmeldung bewegt. Es gibt 
Gott sei Dank in der Spitalsführung *- ich meine jetzt 
die KAGES - nicht nur Sozialdemokraten. Außerdem 
hat die Politik im operativen Geschäft aus meiner Sicht 
schon gar nichts verloren, und was die Patienten­
anwältin betrifft, natürlich auch nicht. Die Politik allein 
hat die Rahmenbedingungen festzulegen, und sonst 
nichts. (Landesrat Dörflinger: „Oh!") Die Politik hat 
natürlich dafür zu sorgen,, daß es Beschwerde-
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möghctikeiten : gibt,», und deshalb Unterstützen wir 
selbstverständlich auch den Antrag der Liberalen, was 
das Hearing betrifft. Bitte, Herr Lahdesrat? (Landesrat 
Dörfliiiger,: „Ich habe nur ein ö h zu Protokoll gege­
ben! '"')" Es ist schön/daß du wenigstens ein Ohr von dir 
gibst, weil soristist immer alles bestens, schön und so [ 
weiter. Anscheinend bist du doch über etwas erstaunt. 
(Ländesrat Dörflinger: „Nein, das ist der Ausdruck, 
daß es bestens ist!") Nicht. Es ist noch immer alles be­
stens deiner Meinung nach. Das ist typisch dein Ver­
halten. Du lebst irgendwie in einer. Scheinwelt, die 
alles nur schön darstellt.; Was aber dahinter ist, das 
willst du nicht sehen, Das habe ich dir schön in der 
letzten Landtagssitzung vorgeworfen. Du hast mir 
nicht einmal zugehört! Ich freue mich, daß du mir 
wenigstens diesmal ein Ohr leihst. Ich bitte dich 
nochmals, die Politik hat sich ins operative Geschäft 
nicht einzumischen, sondern hur die Rahmenbedin­
gungen zu klären. Deshalb bitte ich dich auch, diese 
Anträge, die wir formulieren, ernst zu nehmen und 
einmal zuzuhören, was auch die Opposition zu sägen 
hat, denn sie hat manchmal auch gute Ideen. Du setzt 
sie ohnedies öfters um. Vielleicht hast du einmal die 
Stärke zu sagen, das ist die Idee von anderen, die um­
gesetzt wird. Die Patiehtenanwältin hat jetzt zu wenig 
Ressourcen, und deshalb bitte ich dich und hoffe, du 
tust es auch, denn die Zeit hättest du schön längst dazu 
gehabt, ihr mehr Ressourcen zur Verfügung zustellen. 
(Landesrat Dörflinger: „Kannstnur mir bitte, nachdem 
du allwissend bist -") Du kannst dich dann zu Wort 
melden. Ich bin nicht allwissend. (Landesrat Dörflin­
ger: „Kannst du mir bitte erklären, was ich zu tun 
habe, welches Ressort? Des Zauberns mächtig bin ich 
nicht, wäre ich gerne!") Lieber Herr Landesrat, nach­
dem du in Koalition mit der ÖVP lebst und Herr 
Kollege Bacher auch diesen Antrag unterstützt, bin ich 
sicher, daß er beim Herrn Landesrat Hirsehmann ein 
gutes Wort einlegen wird. Außerdem ist es deine Auf­
gabe, die brisante Situation als Gesundheitslandesrat -
wenn du das wirklich ernst nimmst, daß die Patienten-
anwältin zu wenig Ressourcen hat - gegenüber deinen 
Regierungskollegen so darstellst, daß sie das umset­
zen. Das ist keine Ausrede dafür, die Zuständigkeit 
wieder in einen anderen Bereich zu schieben - das 
machst du auch sehr gerne. Wichtig ist es, keine -
Scheinpolitik zu betreiben. Ich darf dazu ein Beispiel 
erzählen, die Gefäßchirurgie: Hier gibt es auch sehr 
viele Wartezeiten, Es gibt zu wenig Krankenschwe­
stern und auch zu wenig maschinelle Ausstattung. 
Schwachstellen, die es deiner Meinung nach' nicht 
gibt. Wir haben zwar genug Geld für ein LKH-West 
und für das LKH 2000, aber für das spezielle kleine 
Probleme haben wir kein Geld. Ich darf dich wirklich 
ersuchen, diese SehWachstellen auch einmal zu Sehen, 
UIHI nicht aUes nur in positivem Glamour und Glitzef 
darzustellen, (Beifall bei der FPGv. - 12.55 Uhr;) 

Präsident Dr. Strenitz; Herr Landesrat Pörflinger 
hat das Wort. 

Landesrat .Dörflinger (12;55 Uhr): Hohes; Haus, 
meine Darnen und Herreh! 

Ich hßdaiike mich.'für die sehr sachUcheh Wort­
meldungen des Kollegen Erlitz, des Martin Wabl und 
iauah ;dgs ;A^g£ 
£asäq |0nkr«t^ Mas;!%§ma^ dasr „ 

•Herr Abgeordneter Brünijer ahgeschnitten hat, ist 
eines, das mich bewegt, und zwar seit ich mit dem Be­
reich zu tun habe, und vorher auch schon als Gesund­
heitssprecher meiner Partei und j etzt in der Regierung. 
Die Frage ist, wie kann ein Mensch im Krankenhaus 
zu seinem Recht kommen? Es gibt zuerst einmal den 
Zugang, daß, und das sagen viele Experten und viele 
Leute, die formalen Rechte der Patienten in Österreich 
zu wenig ausgebaut sind. Ich neige dazu, das auch so 
zu glauben und nehme jedes Angebot Ihrerseits zu 
einer Gesprächsrunde auch mit dem Prof. Pichler und 
mit anderen sehr, sehr gerne an, weil ich auch glaube, 
daß wir in vielen Bereichen noch mehr tun können. 
Was mich aber viel mehr bewegt und wo ich. glaube, 
wo wir viel mehr Probleme und Nachholarbeit zu 
leisten haben, ist die Frage, wie gestalte ich den 
Zugang zum Recht. Da gibt es, und darüber söllteh wir 
uns hier in diesem Haus im klaren sein, riesige Unter- -
schiede, was die soziale Stellung betrifft, was die 
Artikulationsfähigkeit betrifft, was den Mut und das 
Selbstbewußtsein betrifft, auch aufzutreten.: Ein kon­
kretes Beispiel, das Sie sicher aus anderen Bereichen 
ergänzen und weiterführen könnten: In der Regel hat -
ein Universitätsprofessor, der im Krankenhaus liegt, 
kein Problem, sich beim Primär, beim Oberarzt durch­
zusetzen, wenn er etwas will, wenn er etwas braucht. 
Das arme Mutterl, das aus dem Land hereingeliefert 
wird, viele weiße Mäntel, viele weiße Kittel um sich 
herumstehen Sieht, den Primararzt herumstehen sieht, 
in Ehrfurcht erschaudert, die hat das. Recht nicht, und 
die kann nicht zugehen. Ich würde es aus meiner Sicht 
als vordringlichste Aufgabe sehen, hier noch mehr zu 
tun, um jenen Leuten, die auch mit den heutigen 
Rechtsmöglichkeiten, die sie haben, noch nichts wei­
terbringen, weil sie sich nicht trauen, weil sie sich 
nicht artikulieren können, weil sie in Wirklichkeit den 
Zugang nicht haben, weiterzuhelfen und ihnen hier 
Möglichkeiten zu geben. Ich glaube,, das ist schon ein 
sehr, sehr schwieriges Unterfangen, weif natürlich - da 
gebe ich allen recht, die sägen, mit der Statistik kann 
man viel machen - dieses arme Mutterl, um bei dieser 
Allegorie zu bleiben, dann nicht zum Statistiker geht 
und sagt, eigentlich ist mir Unrecht zugefügt worden, 
aber ich habe es mir nicht zu sagen getraut, sondern 

- diese .verschwindet dann irgendwann Unterm Rost, 
und die ist nicht mehr da. Wie gesagt, das Angebot 
Ihrerseits, daß wir eine Runde im Ressort Oder wie 
auch immer zusammenrufen, wo wir über Verbesse­
rung der formalen Rechte reden, nehme ich sehr, sehr 
gerne an. Wir können uns schon in den nächsten 
Tagen einmal zusammenreden und das machen, und 
ich wäre Ihnen für jeden Hinweis und jede Mitarbeit-
sehr, sehr dankbar. 

Für mich aber ganz, ganz wesentlich ist^wie bringen 
; wir; es zusammen, daß-unabhängig von der sozialen , 

Stellung, unabhängig von der Ausbildung, unabhän­
gig vom persönlichen Aufte jemand zu seinem 
Recht kömmt, jemand sagen kann-, bitfei ich glaube, "• 
mir geschieht Unrecht, bitte, ich glaube, da ist irgend 
etwas danebengegangen. Wie man das hinbringt, das 
wird viel, viel schwerer werden .als die formalen de -
schichten hinauszubringen. Ich gehe auch davon aus, 
daß wir alle in äifesem'Haüs-'e^et.MejMung.sijad; daß-
wir keine Zustände haben wollen wie: es in Amerika 
derMdäiirrM^wie:es ihDeütseMarid;aüehsEh^n;wir;d^; 

,; „ daß;^raläighJedeJ Arzt, ;aery ;äinen Patienten Äh^ejftj ; 
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schon mit e inem Fuß im Kriminal steht, weil er nicht 
weiß, was dann herauskommt und was da dann in 
i rgendeiner Form hineininterpretiert wird. 

Der zweite Punkt, die Frage der Zusammensetzung 
von Kommissionen. Ich bin völlig Ihrer Meinung, daß 
wir auch hier eine möglichst weitreichende und 
möglichst große Unabhängigkeit zusammenbringen 
müssen, weil gerade hier die Verflechtungen sehr eng 
sind, gerade hier immer die Gefahr besteht, daß einer 
nicht bereit ist, einen Fehler des anderen zu konsta­
tieren, weil er ihn kennt, weil er mit ihm zusammen 
studiert hat und, und. Ich glaube schon, daß man hier 
möglichst objektive Verfahren finden und zusammen­
bringen müßte. Ein Punkt, den der Prof. Brünner ange­
sprochen hat und der uns offensichtlich in alle Ewig­
keit hin verfolgt, ist die Frage Judenburg und Knittel-
feld. Wir haben da durchaus unterschiedliche Meinun­
gen. Ich möchte nur bei der sachlichen Überlegung 
einen Punkt anführen, den Sie heute hier gesagt 
h aben und wo man sieht, wie schwierig die Grenze zu 
ziehen ist. Sie haben auf den Einwurf des Kollegen 
Erlitz gemeint, es ist Wurscht, ob die 40 Kilometer aus­
einander sind, zehn Kilometer, fünf Kilometer oder 
zwei Kilometer, haben Sie hier gesagt. Mit dieser 
Definition müßten wird das Landeskrankenhaus Graz 
schließen, weil wir auch im Landeskrankenhaus Graz 
Transporte von mehreren Kilometern durchführen und 
durchführen müssen, weil auch im Landeskranken­
haus Graz etwa die Verlegung von einer medizini­
schen Abteilung auf eine chirurgische Abteilung im 
jetzigen Zustand leider noch auf diesem Weg ge­
schieht, daß der Patient auf eine Tragbahre gelegt 
wird,, mit dieser Tragbahre in ein Rettungsauto ver­
laden wird und dieses Rettungsauto ihn dann zu einer 
anderen Abteilung führt. Ich glaube, daß uns das be­
wußt sein muß auch in der Beurteilung des Ganzen. 
Ich sehe durchaus, daß wir hier unterschiedlicher 
Meinung sein können, aber im Prinzip versuchen wir 
hier doch, e inen Konsens in i rgendeiner Form auch zu 
finden. 

Zum Martin Wabl: Sehr, sehr auffällig, wenn man 
sich den Bericht der Patientenombudsfrau genau 
durchliest - ich sage genau durchliest - , ist ein Punkt, 
den du auch angeführt hast, daß nämlich die Be­
schwerden über medizinische Behandlungsfehler die 
geringeren sind. Klarerweise, weil ein Patient auch 
kaum in der Läge ist festzustellen, außer es passiert 
wirklich etwas Gravierendes, ist das richtig oder ist das 
falsch, was mit mir gemacht wird. Viel, viel weit­
reichender und in der Anzahl viel größer sind die Be­
schwerden über die Art und Weise, wie man mit dem 
Patienten umgeht, wie man den Patienten informiert, 
wie man den Patienten über sein eigenes Schicksal 
aufklärt, ihm sagt, was mit ihm passiert, was nicht mit 
ihm passiert. Ich glaube, daß das die Punkte sind, wo 
man über den Einzelfall h inausgehend ganz einfach 
auch im System arbeiten muß und im System schauen 
muß, wo man da Veränderungen herbeiführt. Es war 
für mich eine doch sehr offenkundige Geschichte, als 
wir zum Start der Studienreform für die Medizin­
ausbildung einen jungen Studenten dort gehabt 
haben. Ein Studentenvertreter, der gesagt hat: „Ja 
Freunde; was redet ihr mit uns; der erste Patient, der 
zurückredet, den bekomme ich in der Regel im 7. oder 
im 8. Semester zu Gesicht." Das heißt, daß der Um­

gang von Arzt und Patient in Wirklichkeit in der ge­
samten Ausbildung der Medizin keinen Platz gehabt 
hat, daß wir hier immer noch Medizinausbildung be­
treiben wie vor 100 Jahren, wo einer gesagt hat, das ist 
richtig, und du hast das zu machen. Wir haben die 
gesamten gesellschaftlichen Veränderungen, die hier 
Platz gegriffen haben, in keiner Weise integriert und 
- das muß ich aber auch sagen - in vielen Bereichen 
wahrscheinlich von vielen Ärzten die Notwendigkeit 
der Information, die Notwendigkeit, den Patienten als 
Menschen dort auch zu behandeln, noch zuwenig 
gesehen wird und wir hier sicherlich sehr viel an 
Bildungsarbeit noch leisten müssen. 

Ein Punkt ist auch auffällig. Es spricht wieder für 
die Konzeption, die wir in der Steiermark bei den 
Spitälern haben, daß diese Beschwerden umso ge­
ringer werden, umso kleiner das Krankenhaus ist. Das 
heißt, umso kleiner die Einheit ist, umso überschau­
barer sie ist, umso mehr haben die Leute auch das 
Gefühl, persönlich ordentlich betreut zu werden, den 
Kontakt mit Pflegepersonal, mit medizinischem Perso­
nal zu haben. Darum glaube ich auch, daß die Konzep­
tion, kein Krankenhaus in der Steiermark zuzusperren, 
auch kleine Einheiten aufrechtzuerhalten, richtig ist. 
Martin, das auch ganz offen: die Frage mit Geburten-
Stationen. Ich stehe dazu, daß wir alles, was wir in der 
Steiermark an Standorten haben, erhalten sollen, alles, 
was wir. an Standorten haben, auch entsprechend 
pflegen und ausbauen sollten. Es gibt dann aber Be­
reiche, wo, das sage ich jetzt nicht als Nichtmediziner, 
mir Mediziner sagen, hier können wir die Qualität 
nicht mehr garantieren. Eine Geburtenstation mit 140, 
150, 160 Geburten ist - das ist internationaler 
Standard, und das sagen alle, die sich auskennen - zu 
klein, um auf der einen Seite dem Personal die 
Möglichkeiten zu geben, jene Fertigkeiten und jene 
Routine aufrechtzuerhalten, die sie brauchen, um bei 
e twaigen Extremfällen, bei Schwierigkeiten, bei 
Komplikationen eingreifen zu können. Es kommt dann 
noch etwas dazu, was das Ganze viel schwieriger 
macht. Da bitte ich schon, fair darüber auch zu urteilen 
und nachzudenken. Durch das neue Arbeitszeitgesetz 
ist es notwendig, eine gewisse Mindestanzahl von 
Fachpersonal vorzuhalten. Diese müssen immer da 
sein. Die Gefahr besteht bei etwa 150 Geburten und 
sechs oder sieben Hebammen. Du kannst dir aus­
rechnen, daß manche Hebamme nicht mehr als zehn, 
20 Geburten pro Jahr absolviert und das natürlich 
dann ein riesiges Problem in der Routine, in der Ab­
wicklung wird. Da muß man dann eben, ohne daß es 
mir besondere Freude macht oder ohne daß ich das 
will, zur Kenntnis nehmen, daß man gewisse Bereiche 
nicht aufrechterhalten kann. Ich glaube; daß das auch 
zu einem fairen Umgang miteinander und zu einer 
ordentlichen Politik gehört. 

Der nächste Punkt: Krankenhaus Fürstenfeld, nicht-
onkologische Patienten, Patienten zweiter Klasse. Ich 
habe selber nach deiner ersten Wortmeldung oder 
nach unserem ersten Gespräch mit den Leuten vor Ort 
geredet. Die sehen das nicht so. Ich gehe einmal davon 
aus, daß das auch eine subjektive Einschätzung von 
Betroffenen dort ist. Der Sinn des Ganzen, das ist 
wieder Frage Gesamtkonzeption, daß wir dort einen 
onkologischen Schwerpunkt setzen, war und ist, daß 
dieses Krankenhaus mittel- und längerfristig existie-
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ren kann, weil wir ganz einfach eirie gewisse Spezia-; 
lisierung vornehmen und weil es auch zu meinen Vor­
stellungen von einer humanen und menschen­
würdigen Organisationsform, der Spitäler gehört, daß 
önkologische Patienten aus-dem Bereich der Südost­
steiermark nicht nach Graz öder sonstwohin verpflanzt 
werden müssen, sondern in der Regel auch in ihrem 
Bereich eine sehr ordentliche, dem Stand der medizi­
nischen Wissenschaft entsprechende Versorgung be­
kommen können. Das ist mit der Schwerpunktsetzung 
sozusagen eine Art Zukunftssicherung, die wir insge­
samt für diese Häuser betreiben und für diese Häuser 
xiuch durchziehen wollen, Es würde mir leid tun, wenn 
hier andere Patienten das Gefühl hä t ten .daß sie nicht 
in diesem Maße dann zum Zug kommen, wie'das. not­
wendig wäre. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um 
Renate Skledar für ihre großartige Arbeit zu danken. 
Jeder, der sie keimt, weiß, mit welchem Engagement 
sie an der Sache ist. Ich glaube auch, daß, ob Hearing 
hin, • ob Hearing her, wir mit ihr schon von der 
Ausbildung her eine hervorragende Frau gefunden 
haben, weil es nicht oft der Fall ist, daß man eine Frau 
findet, die auf der einen Seite ausgebildete Kranken­
schwester und auf der anderen Seite Juristin ist, also 
die Jus studiert hat und Krankenschwester ist, selbst 
im Krankenhaus gearbeitet hat und deshalb auch den 
entsprechenden Zugang hat. Meine Bitte an Sie und 

. an euch ist, uns dabei zu unterstützen, daß wir auch 
die personelle Ausstattung für die Pätientenombuds­
fraü verbessern. Dazu nur eine Zahl, und sonst keine: 
Wir betreuen in den steirischen Spitälern, weil jetzt die 
privaten Spitäler auch dazugekommen sind, an die 
900.000 ambulante und stationäre Patienten jährlich, 
also 900.000 im Jahr. Sie können sich vorstellen, mit 
•welchem Aufwand das verbunden ist, wenn auch 
statistisch gesehen nur eine geringe Menge dann zur 
Pätientenombudsfraü geht. Wir würden uns wün­
schen, daß wir hier personell stärker besetzt werden, 
daß wir, und das ist mein persönliches Anliegen, -über 
den Einzelfäll hinaus, ä en wir klären und dem wir 
nachgehen 'müssen, Systemfehler, Systemmängel er­
kennen können, um aus den Fehlern zu lernen, die 
insgesamt auszuschalten sind. Das Ziel müßte eigent­
lich sein, daß wir die Fehler, die wir gemacht haben, 
nicht mehr machen und aus diesen Fehlern lernen. In 
dem Sinn ein herzliches Danke an die Renate Skledar!, 
(Beifallbei der SPÖ und ÖVP. -13 .08 Uhr.) . 

Präsident Dr. Strenitz: Ein Weiteres Mal zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Mag. Erlitz. 

anwalt, den Ümweltähwalt und dergleichen. Daher 
würde: ich bitten, daß man dieses Hearing auch auf 
diese Bereiche überträgt und diese miteinbezieht. 
Dalier darf ich folgenden Unselbständigen Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Mag. Erlitz und 
Dr. • Flecker einbringen. Neben der Patientenvertre­
tung sind im Land Steiermark auch andere ähnliche 
Einrichtungen, wie zum Beispiel die Umweltanwalt-
schaft oder der Kinder- und Jugendanwalt , tätig. Ein 
Hearing wäre bei einer: Bestellung der Anwälte 
wünschenswert. Es wird daher der Antrag gestellt, der 
Landtag wolle beschließen: Die Steiermärkische 
Landesregierung wird aufgefordert, sowohl den/die 
Patientenombudsmann/-frau als auch alle anderen 
ähnlich eingerichteten Anwältschaften (zum Beispiel 
Umweltänwalf oder Kinder- und Jugendänwalt) nach 
einem Hearing vor dem/der zuständigen Landes-
rat/Landesrätin «u bestellen. Ich bitte, wie schon ge­
sägt, diesem Entschließungsantrag zuzustimmen. 
Danke! (Beifall bei der SPÖ. - 13.LI Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Herr Abgeordneter Dr. Brün-
ner hat sich zu Wort gemeldet. -

Abg. Dr. Brünner (13.11 Uhr): Ich bitte um Entschul­
digung, aber dieser Antrag von Herrn Kollegen Erlitz 
kam für mich etwas unerwartet. Herr Kollege Erlitz, 
ich hoffe, daß Sie registriert haben, und ich sage das, 
um nicht i rgend jemanden hineinfallen zu lassen,, daß 
•unser Antrag aus zwei Elementen besteht, nämlich aus 
dem Hearing und aus dem Element, daß je ein Ver­
treter der Landtagsparteien am Hearing teilnehmen 
können soll - das ist das eine. Ich freue mich, wenn Sie 
mitgehen, aber mir fehlt das zweite Element bei Ihrem 
Antrag. Für mich sind aber beide Elemente wichtig, 
nicht.nur das Hearing^ sondern auch, daß, wenn wir 
schon keine Anwaltschaft des Landtages ;in abseh­
barer Zeit bekommen, auch der Landtag hier mit-
involviert ist. Dieses zweite Element fehlt mir aller­
dings in Ihrem Antrag. Ich würde sofort mitgehen, 
wenn Sie bei Ihrem Antrag dieses zweite Element, daß 
a n diesem Hearing auch je ein Vertreter der Landtags­
parteien teilnehmen kann, nicht muß, aber teilnehmen 
kann, ergänzen würden, so wie das. auch in meinem 
Antrag, betreffend.die Pätientenombudsfraü, drinnen 
ist. (13.12 Uhr.) -. 

Präsident Dr. Strenitz: Meine Damen und Herren! 
Eine weitere Wortmeldung liegt in Gestalt des Herrn 
Abgeordneten Purr vor. Ich bitte ihn um sein Wort. 

Abg. Mag. Erlitz (13.08 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! ' 

Beim Entschheßungsantrag des Liberalen Forums, 
betreffend eines Hearings, gehen wir mit, obwohl ich 
glaube, daß aus Erfährung - und ich bin nicht stolz 
darauf - ein Heärrng hoch l ange keine Voraussetzung 
für eine qualitätsvolle und objektive-Besetzung einer 
Stelle ist. Es ist aber sicherlich ein wesentlicher Teil für 
di0 Objektivierung der Besetzung solcher Stellen. Ich 
würde aber bitten, und dabei ersuche ich auch um 
Zustimmung der änderen1 Fraktionen, daß wir diesen 
Anfrag auf Hearing erweitern, denn es gibt ja ähnlich 
gelagerte Bereiche. Die Patientenömbudsstßlle ist 
eine.'Es gibt aber auch noch den Kinder- und Jugend-

Abg. Purr (13.12' Uhr): Herr Präsident, meine sehr \ 
geehrten Damen und Herren! 

Zu diesen Anträgen des Liberalen Forums und der 
SPÖ würde ich mir erlauben, folgenden Vorschlag ein-
zubringen, daß eine Abänderung dahin gehend er­
folgt, die heißt: Die Teilnehmer am Hearing sind durch 
die Landesregierung vor Abgabe des BesteÜungsvor-
schlages zu hören. Die Zuständigkeit ist die Landes­
regierung, und nicht der Landesrat. Das gilt sowohl für 
den Antrag des Liberalen Forums wie auch für den der 
SPÖ, „nach einem Hearing vor der Landesregierung 
zu bestellen". Wenn Sie dem Ihre Zustimmung geben, 
werden wir gerne auch unsere Zustimmung geben. 

i i3.;12 Uhr.) ' '..'"" \ ' 
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Präsident Dr. Strenitz: Meine" Damen und Herren! 
Ich muß zur Geschäftsordnung jetzt folgendes sagen: 
Völlig außer Streit - bei den Abstimmungen - wird der 
Antrag des Herrn Berichterstatters stehen, darin 
nehme ich an der Antrag, der von den Fraktionen SPÖ, 
FPÖ und ÖVP, betreffend die Personaläufstockung, 
eingebracht wurde. Alle weiteren Entschließungs-
anträge kann ich nur so zur Abstimmung brihgen, jwie 
sie schriftlich vorgelegt worden sind. Das 'heißt, wir 
können nicht hier im laufenden Haus Formulierungs-
oder Abänderungsvorschläge gegenseitig unterneh­
men. Das zur Geschäftsordnung, es sei denn, die Klub­
obleute, einigen sich noch innerhalb einer Minute auf 
e inen gemeinsamen Antrag, ansonsten bringe ich 
j eden einzelnen zur Abstimmung. Zu Wort gemeldet 
hat sich Herr Klubobmann Dr. Flecker. Er hat das 
Wort. . ' . 

Abg. Dr. Flecker (13.14 Uhr): Herr Kollege Purr, es 
liegt" uns ein Entschließungsantrag der Liberalen vor, 
wo drinnensteht, „nach einem Hearing vor dem zu­
ständigen Landesrat beziehungsweise der zuständi­
gen Landesrätin". Die ÖVP hat erklärt, daß sie diesem 
Entschließungsantrag beitritt und diesem Entschlie-
ßungsäntrag zustimmt. Die SPÖ hat diesen Entschlie­
ßungsantrag der Liberalen Fraktion, erweitert um alle 
anderen Anwaltschaften, eingebracht, also genauso 
"die Frauenbeauftragte und was es da alles gibt, und 
auch vor dem zuständigen Landesrat beziehungsweise 
Landesrätin. Ich bin gerne bereit, das in „vor dem 
zuständigen Regierungsmitglied" umzuändern. Jetzt 
verstehe ich Sie aber nicht, warum Sie in einem Fall 
den Ländesrat und im anderen Fall die Regierung 
wollen. Sie müßten wissen, um was es Ihnen jetzt letzt­
lich geht. Uns ist es egal. Wir können uns ein Hearing 
vor der Regierung und vor dem zuständigen Regie-

' rungsmitglied vorstellen. Nur müßten wir einheitlich 
vorgehen. Sie müssen vor allem wissen, was Sie wol­
len. Das möchte ich gerne wissen. Gehen Sie jetzt mit 
dem Liberalen Antrag „vor der zuständigen Landes­
rätin und dem zuständigen Landesrat" mit, dann . 
möchte ich das wissen, oder gehen Sie dort nicht mit, 
weil dort nicht Landesregierung drinnensteht? Irgend­
eine Haltung muß Ihnen ja entnehmbar sein. Können 
Sie das vielleicht von der Bank aus sagen, denn dann 
einigen wir uns. (Abg. Purr: „Herr Kluböbmann, ich 
beantrage eine Unterbrechung der Sitzung'für fünf 
M inu t en ! " -13 . I ß Uhr.) 

Präsident Dr. StrenitzrWir werden dann so vorge­
hen. Ich unterbreche die Sitzung für sieben Minuten. 
Wir treffen uns um 13.25 Uhr wieder im SaaL (Unter- • 
b rechung der Sitzung: 13.18 Uhr bis 13.26 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Meine Damen und Herren, 
wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf. Zu 
Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete Brünner, -

Abg. Dr. Brünner (13.26 Uhr): Herr Präsident, meine 
Damen/und Herren! 

Ich freue mich, daß wir einen Beitrag zur lebendigen 
Landtagsarbeit leisten konnten mit diesen verschiede­
nen1 Anträgen Und mit der Unterbrechung und mit 
dem, was herausgekommen ist. Der Kollege Gennaro 
schüttelt zwar den Kopf, aber ich bleibe dabei. 

Die Abgeordneten Dr. Brünner, Keshmiri, Purr; 
Mag. Erlitz und Mag, Hartingei; stellen folgenden An­
trag, der Landtag Wolle beschließen: Die Landesregie­
rung wird, auf gefordert, Ombudsmänner beziehungs­
weise Ombudsfrauen oder die Beauftragten erst nach • 
Durchführung eines Hearings mit den Bewerbern und 
Bewerberinnen und nach- Anhörung der Teilnehmer 
am Hearing vor dem zuständigen Regierungsmitglied 
durch die Landesregierung zu bestellen. An diesem 
Hearing soll je ein Vertreter der im Landtag vertrer 
tenen Parteien teilnehmen (Teilnehmer am Hearing). 

Das ist der Antrag. Zur Erläuterung möchte ich 
hinzufügen, daß unter diesen Begriff „Beauftragte" 
zum Beispiel die Frauehbeaüftragte gemeint ist und 
sonstige Beauftragte, die wir im Bereiche des Landes 
haben. Ich ziehe den ursprünglichen Antrag des 
Liberalen Forums zurück. Herr Kollege Erlitz hat mich 
beauftragt, daß ich sägen darf, daß auch sein Antrag 
zurückgezogen ist, so daß wir nur einen Antrag, den 
ich jetzt verlesen habe, haben. (13.28 Uhr.) 

Präsident Dr., Strenitz: -Meine Damen und Herren, 
wir kommen nunmehr zu den Abstimmungen. Ich 
danke Ihnen für die Diskussion und die Vereinfachung 
der Abstimmungsvorgänge bei den Entschließungs-
anträgen. 

Zunächst bitte ich die Damen und Herren, die dem 
. Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen, um ein 
Zeichen mit der Hand. Gegenprobe. 

Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Zweitens bitte ich Sie abzustimmen über den Ent­
schließungsantrag von SPÖ, FPÖ Und ÖVP, betreffend 
eine Personalaufstockung in der Patientenanwalt­
schaft. Bei Zustimmung bitte ich Sie um ein Zeichen 
mit der Hand. Gegenprobe. 

Auch hier darf ich die einstimmig Annähme des 
Antrages feststellen. -

Schließlich stimmen wir ab über den Entschlie-
ßungsahtrag, wie ihn soeben der Herr Abgeordnete 
Prof. Dr. Brünner vorgetragen hat, des Liberalen 
Forums, der SPÖ, ÖVP und FPÖ. Ich bitte Sie bei 
Zustimmung um ein Zeichen mit der Hand. Gegen­
probe. 

Ich darf auch hier die einstimmige Annahme des 
Antrages feststellen. 

Die beiden übrigen Entschließungsänträge sind, wie 
Prof. Dr. Brünner schon festgestellt hat, zurückgezo­
gen worden. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 5 der Tagesord­
nung. 

5. Bericht des Verfassungs-, Unvereinbarkeits­
und Immunitäts-Ausschusses über den Antrag,'EinL-
Zahl 965/1, der Abgeordneten Dr. Reinprecht, 
Dr. Bachmaier-Geltewa, Mag. Erlitz, Dr. Flecker, ^ 
Gennaro, Dipl.-Ing. Getzinger, Dipl.-Ing. Grabner, 
Gross, Heibl, Herrmann, Huber, Kaufmann, Korp, 
Kröpf 1, Günther Prutsch, Schleich, Schrittwieser, 

• Schuster, Dr. Strenitz, Ussar und Vollmann, betref­
fend Erlassung eines Frauenförderungsprogramms. 

Berichterstatterin ist die Frau Abgeordnete 
Dr. Bachmaier-Geltewa. Ich erteile ihr das Wort. 
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A%. Br. ^ c ^ ^ ;Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herreh! 

Im Oktober 1997 wurde das Steiermärkische Lan-
des-Gleichbehahälüngsgesetz erlassen; Darin ist im 
Paragraph 40 die Erlässung eines Fräüenförderüngs-
programmes vorgesehen. Demnach hat die Landes­
regierung nach Einholung eines Vorschlages der 
Gleichbehandlungskommission ein Frauenförde­
rungsprogramm durch Verordnung zu erlassen. Die 
Abgeordneten unserer Fraktion sind der Auffassung, 
daß mit einem Frauenförderungsprogramm eine posi­
tive Einstellung zur Berufstätigkeit der Frauen bei 
allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen und somit das 
Selbstbewußtsein der Frau gefördert, die altbekannte 
Forderung über die Gleichwertigkeit der Arbeit von 
Frauen und Männern erreicht und damit Chancen-

.gleichheit sichergestellt werden. Folgende Punkte, die 
für Beamtinnen und Vertragsbedienstete gleicher­
maßen gelten, müssen unbedingt in ein Frauenförde­
rungsprogramm aufgenommen werden: erstens Infor­
mation über ein Frauenrörderungsprogrämm an alle 
Mitarbeiterinnen; zweitens Maßnahmen im Bereich 
der Aus- und Weiterbildung; drittens Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Famüien- und Berufspflichten; 
viertens Maßnahmen zum Wiedereinstieg und zur 
Requalifizierung und fünftens Personalentwicklungs-
könzept im Zusammenhang mit Karriereplanung, das 
heißt, daß der Dienstgeber ein Personalentwicklungs­
konzept und ein Karriereplanungskonzept zu erstellen 

.hat. . 
Es wird daher der Antrag gestellt, der Steier­

märkische Landtag wolle beschließen: Die Landes­
regierung wird aufgefordert, ehestens ein FraueUr 
förderungsprograrhm für die Landesbediensteten 
unter Berücksichtigung der von mir bereits genannten 
Punkte, die im Zusammenhang mit dem Begründungs­
text zu sehen sind, zu erlassen. Ich ersuche um Zustim­
mung. (13.32 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Ich danke für die' Bericht­
erstattung. Erste Rednerin ist die Frau Abgeordnete 
Beutl. Sie hat das Wort. 

Abg. Beutl (13.32 Uhr): Sehr geehrter Herr Präsi­
dent, geschätzte Damen und Herren! 

Formal und auf dem Papier ist es Frauen heute mög­
lich, alle beruflichen und gesellschaftlichen Positionen 
zu erreichen, die sie für erstrebenswert halten. Frauen 
habe heute das gleiche Wahlrecht, sie haben den 
gleichen Zugang zur Bildung und somit auch die 
gleichen Berufschancen. Voraussetzung ist selbstver­
ständlich, daß sie eine sehr gute Ausbildung haben 
und mindestens so leistungsbereit wie; Männer sind, 
und das sind FjaUen in eiher sehr hoheh Zahl./Trotz­
dem sind .Frauen immer noch nicht ihrem Anteil 
entsprechend in höheren oder Spitzenpositionen zu 
finden. Das .gilt.für den öffetlichen-Dienst> auf Bun­
des- und Landesebene, in der Bildung, im Manage­
ment, in den juristischen Beruf eh; bei den Ärzten, im 
Journalismus, .bei Bänken, Versicherungen, an der 
Universität, wo immer sie hinschauen. Frauen bleiben 
trotz besterÄüsbüdühg, langjährigerBerufserfahrung 
ul^^ersönh^^rEignühgMuf: einem gewissen Niveau 
emes i n Ä ^ 
l^rriereverläuf; errieunsichtbare: Decke eltigezogen 

wäre. Siegelangen eher-seltenan die Führungsspitze. 
Es gibt ein sehr interessantes wissenschaftliches 
Experiment in den USA, das ein ähnliches Phänomen 
beobachtet hat, und zwar wurde Fischen in einem 
Aquarium eine Glaswand eingezogen! und so waren 
sie es gewöhnt, nur bis an diese Wand zu schwimmen. 
Nach einiger Zeit hat man diese Glaswand entfernt, 
und trotzdem ist nicht ein Fisch über die Markierung 
hinausgeschwommen. Man kann sich des Eindrucks 
nicht verwehren, daß es vielen Frauen so geht wie den 
Fischen. Es ist, als ob auch sie an eine gläserne Decke: 
Stoßen und die Möglichkeiten weiterzukommen nicht 
Wahrnehmen oder nicht immer nützen können. 

Ich möchte einige Beispiele für das Steckenbleiben 
auf diesen unteren oder mittleren Ebenen bringen. Ich 
habe sie hier bereits einmal gebrächt, etwa im Schül-
und Bildungsbereich, wo wir mindestens sechsmal 
soviel Frauen, speziell im APS-Bereich, im Pflicht-
schulbereich, als Männer haben und das Verhältnis 
bei den Leitern oft nur halbe/halbe besteht. Je höher 
die Schulart, desto geringer ist der Anteil der Frauen in 
den Leitungen und den Direktionskanzleien. Bei den 
Schulaufsichtsbeamten ist es ebenso, Erfreulicher­
weise hat die Steiermark nun in Zusammenarbeit mit 
dem Pädagogischen Institut ein eigenes Pilotprojekt 
für Karriereentwicklungen für Frauen im Schulbereich 
auf Initiative auch unserer Bundesministerin Gehrer 
gestartet, weil sich in den mittleren und höheren 
Schulen in den letzten Jahren nur 17 Prozent Frauen 
um Leitungsfunktionen beworben haben. An den Unis 
finden wir Frauen nur zu einem Anteil von 3,9 Prozent 
als Professorinnen und von 21,7 Prozent als Assisten­
tinnen. Das Spitalsmanagement ist ebenfalls fest in 
männlicher Hand. Von 163 ärztlichen Leitern an 
öffentlichen Krankenhäusern in ganz Österreich sind 
sage und schreibe nur drei Frauen. Bei den ärztlichen 
Abteilungsleitern sind 1117 männliche und nur 76 
weibliche Ärztinnen zu finden. An der Universitäts­
klinik gibt es einen Anteil von 1134 Männern in leiten­
den Funktionen, aber nur 128 Frauen. Frauen arbeiten 
in leitenden Funktionen eher in Bereichen, wie in der 
Geriatrie., in der Psychiatrie oder Neurologie - dort 
sind sie hochgeschätzt. In der Chirurgie sind sie meist 
nur als Assistentinnen zu finden: Im Richterstand, und 
Kollege Wabl ist jetzt leider nicht da, sieht es etwas 
besser aus. Zirka 70 Prozent der Richteramtsanwärter 
sind Frauen, In Wien ist zum Beispiel im Bereich der 
Erstens Instanz die Quote von 40 Prozent schon erfüllt. 
Erstmals steht auch eine Frau an der Spitze der Öster­
reichischen Richtervereinigung. Auch .bei Banken und 
Versicherungen sucht man FraUen in den Spifzen-
etagen vergeblich, bis auf wenige Ausnahmen, wie 
etwa die Vorstandsdirektorin der „Erste Bank". Auch 
in der Steiermark hat kürzlich eine Frau erstmals die 
Leitung der Landesdirektion bei der Generali Ver­
sicherung übernommen.-

•:.--" Nun etwas, was mein Kollege Tasch angesprochen 
hat: Nach eigenen Aussagen von! Frauen, sind als 
Gründe für diesen Zustand das Übergangenwerden 
bei Beförderung, Karriereknick durch Mutterschaft 
- also die Betreuungspffichten - und oftmals auch 
niahgelhde Strategien für {Jen eigenen Aufstieg ge­
nannt, warum FEaüeii in diesem^^ÜM^u<. j&&&eii-. 
;bleib^, Irrm^r ^ iäls 
UKaeKe an, daß sie eäier; bewerburigsscheii siird üh<|, 
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sozusagen durch zu wenig eigenes Engagement und 
durch zu große Bescheidenheit sich selbst verhindern. 
Immer noch t rauen sich Frauen bis zu 64 Prozent nicht 
zu, Chancen wahrzunehmen. Ich denke, daß wir 
Frauen ermuntern müssen, mit dieser ständigen 
Selbstkritik Schluß z umachen und ein gesundes Maß 
an Eigen-PR zu entwickeln, und nicht mit falscher 
Bescheidenheit darauf zu warten, daß sie aufgefordert 
werden oder daß ihr Vorgesetzter ihre Leistungen 
ohnehin erkennt, schätzt und sie fördert. Ich glaube, 
daß es ganz wichtig ist, das Selbstvertrauen für 
Frauen zu stärken, um diesem Zustand abzuhelfen. 

Frauenförderpläne und Frauenförderprogramme 
sind daher ein wichtiges Mittel und eine notwendige 
Unterstützung, um Frauen die Möglichkeit in allen 
Hierarchien zum Weiterkommen zu eröffnen und um 
Rahmenbedingungen zu schaffen, daß Beruf und 
Familie besser vereinbart werden können, daß Teil­
zeitmöglichkeiten geschaffen werden, daß man sich 
auch um die entsprechende Kinderbetreuungsmög­
lichkeit kümmert und vieles mehr. Es geht ganz stark 
um eine frauenfreundliche Atmosphäre und darum das 
Bewußtsein dafür zu bilden. Es ist heute von der 
Barriere in den Köpfen die Rede gewesen. Auch in 
diesem Zusammenhang sind diese Barrieren abzu­
bauen. 

Ich denke, daß das zuständige Regierungsmitglied 
in der Steiermark, Landesrat Hirschmann, wo es in 
bezug auf diesen gegenständlichen Antrag darum 
gegangen ist, die im Gleichbehandlungsgesetz vorge­
schriebene Auflage, ein solches Frauenprogramm zu 
entwickeln, zu erfüllen, sehr wohl nachgekommen ist. 
Ich habe mit großer "Verwunderung zur Kenntnis 
nehmen müssen, daß am 20. Oktober 1998 ein Antrag 
eingebracht wurde, obwohl zu einem wesentlich 
früheren Zeitpunkt, nämlich im August, die zuständige 
oder dafür aufgeforderte Gleichbehandlungskommis-
sion bereits in ihrer Sitzung ein Konzept dazu ent­
worfen und beschlossen hat. Allerdings, und das muß 
ich dazusagen, sind die Vertreterinnen der SP-Frak-
tion bei dieser Sitzung nicht anwesend gewesen; Das 
mag daran Schuld sein, daß es ein solches Informa­
tionsdefizit diesbezüglich gibt. Wenn man sich das 
Konzept dieser Verordnung zum Frauenförder-
programm des Landes ansieht, dann sind alle in die­
sem Antrag angeführten Punkte und detaillierten 
Forderungen enthalten. Diese Verordnung ist bereits 
in Begutachtung und wird in den nächsten 14 Tagen, 
drei Wochen, wahrscheinlich noch im Jänner, jeden­
falls Anfang Februar, beschlossen werden. Unserer 
Meinung nach ist daher dieser Antrag gegenstandslos. 
Denn warum soll ich die Regierung zu etwas auf­
fordern, was ohnehin schon geschehen ist und dem­
nächst beschlossen wird? Man kann sich manchmal 
bei solchen Anträgen des Eindrucks nicht erwehren, 
daß es andere Motive sind als das Wirküche Anliegen 
der Frauenförderung, wenn dann zu einem Zeitpunkt 
ein Antrag eingebracht wird, wo diese Dinge sozu­
sagen bereits im Laufen sind.. 

Im übrigen möchte ich den Mitgliedern dieser 
Gleichbehandlungskommission für ihre Arbeit sehr 
herzlich danken. Es sind, wenn man sich die Ziele 
dieser Verordnung anschaut, wirklich umfassend alle 
Punkte einer Frauenförderung beinhaltet. Ich glaube, 
daß auch unserem zuständigen Personallandesrat 

Gerhard Hirschmann dafür zu danken ist, daß er sich 
seit Jahren über das Personaleinstellungsmodell und 
über die Möglichkeiten aller in der Landesverwal­
tungsakademie angebotenen Frauenförderbildungs-
maßnahmen immer wieder auch darum bemüht, 
Frauen in der Landesverwaltung die Möglichkeit zu 
geben, über eine solche Qualifikationsoffensive sich 
für Führungspositionen fit zu machen und ihnen diese 
Voraussetzungen zu ermöglichen und zu schaffen. 
Daß wir derzeit noch relativ wenige Frauen in leiten­
den Funktionen in der Landesverwaltung haben, ist 
auch darauf zurückzuführen, daß die Altersstruktur 
derzeit eine ist, wo wir sagen müssen, die jüngeren 
Dienstnehmerinnen, unter denen es sehr viele Akade­
mikerinnen gibt, sind sozusagen noch nicht ganz 
soweit, daß sie um höhere Funktionen und Leiterfunk­
tionen ansuchen. Wir können sicher sein, daß das in 
Zukunft bei entsprechender Motivation und Qualifi­
zierung ganz sicher auch der Fall sein wird. In diesem 
Sinne glaube ich, daß wir zu Recht sagen, warum 
sollen wir e inem Antrag zustimmen, der inhaltlich 
eigentlich schon erfüllt ist? Aus diesem Grunde haben 
wir uns im Ausschuß dagegen ausgesprochen, weil wir 
gemeint haben, diesen Antrag könnte man genauso­
gut zurückziehen. Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! 
(Beifall bei der ÖVP. - 13.43 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nächste Rednerin ist die Frau 
Abgeordnete Dr. Bachmaier-Geltewa. Sie hat das 
Wort. 

Abg. Dr. Bachmaier-Geltewa (13.43 Uhr): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren 
Abgeordnete! 

Liebe Kollegin Beutl, Ihren Ausführungen ent­
nehme ich, daß Sie schon der Meinung sind, daß 
Frauen im Berufsleben benachteiligt sind und es 
wichtig ist, daß Frauenförderpläne erlassen werden. 
Ich glaube aber nicht, daß es der richtige Weg ist, 
einem Antrag die Zustimmung zu verweigern, offen­
sichtlich nur, weil er von unserer Fraktion ist, wenn Sie 
im Prinzip derselben Meinung sind. (Abg. Beutl: „Ge­
genstandslos!") Außerdem möchte ich noch darauf 
hinweisen, daß das Gleichbehandlungsgesetz im 
Oktober 1997 erlassen wurde, also vor fast eineinhalb 
Jahren. Es mutet schon etwas komisch an, daß gerade 
zu dem Zeitpunkt, wo wir den Antrag gestellt haben, 
plötzlich Herr Landesrat Hirschmann den Auftrag gibt, 
diesbezüglich tätig zu werden. (Abg. Beutl: „August 
und September!") Die Sitzung im August war nicht 
konkret, und die zweite war nach unserem Antrag. 
Was die Vertreter der SPÖ betrifft, so' möchte ich 
nochmals darauf hinweisen, daß es keine Parteienver-
treter in dieser Kommission gibt. Es könnte sein, daß 
vielleicht zufällig der eine oder andere einer gewissen 
Partei angehört. • t 

Nun zu dem, was ich im Zusammenhang mit Frau­
enförderung zu sagen habe: Dieser Tagesordnungs­
punkt, der jetzt behandelt wird, ist meines Erachtens 
einer der wichtigsten. Ich bin als Frauenpolitikerin 
sehr froh darüber, daß wir diesen Punkt heute zu einer 
Zeit diskutieren, zu der - so hoffe ich - noch Aufmerk­
samkeit vorhanden ist. (Abg. Dr. Karisch: „Wenig An­
wesenheit!") 
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Die Situation der Frauen im Arbeitsleben ist alles 
andere als »erfreulich, Die- Öinkommensunterschiede 
zwischen Frauen und Männern, die im letzten 
Sozialbericht dargelegt sind, sprechen Bände. Ich 
möchte, ohne ' Sie mit Statistik zu sehr zu strapa­
zieren, , nur einige Beispiele daraus nennen: Das 
mittlere "Einkommen der Männer liegt mit 27.100 
Schilling um 44 Prozent über dem der Frauen. Männ­
liche Angestellte verdienen um zWei Drittel - das sind 
66 Prozent - mehr als weibliche Angestellte. Arbeiter 
verdienen um rund drei Fünftel — das sind 57 Pro­
zent r mehr als. Arbeiterinnen. Weniger als 12.000 
Schilling. im Monat verdienen 226.000 'Personen, 
davon 151.000 Frauen. Über der Höchstbeitrags-
grundlage von 42.000 Schilling verdienen 15 Prozent 
Männer, aber nur 5 Prozent Frauen. Beinahe 60- Pro­
zent der arbeitslosen Frauen müssen mit einem 
Arbeitslosengeld auskommen, das unter dem Aus- ; 
gleichszulagenrichtsatz von 7992 Schilling liegt. Der 
Anteil der geringfügig Beschäftigten ist • bei den 
Frauen 72 Prozent. Daß niedrigere Verdienste niedri­
gere Pensionen nach sich ziehen, versteht sich von 
selbst. 

Warum ist die Situation für Frauen am Arbeitsmarkt 
nach wie vor so schlecht? Da haben wir einmal das 
Problem der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. In 
diesem Zusammenhang geht mein Appell an die 
Männerwelt,^zu Hause etwas mehr mitzuhelfen, an­
sonsten" kommen Frauen aus diesem Dilemma- nur 
schwer heraus. Der -Ausbau von Kinderbetreuungs­
einrichtungen ist der aridere Schritt. Hier wurde 
dankenswerterweise von unserer Frau Landesrätin 
Dr. Rieder mit dem Entwurf eines Kinderbetreuungs-
und Kinderbetreuungsförderungsgesetzes eine ganz 
wichtige Initiative gesetzt. Ich rechne sehr stark damit,, 
daß sich alle im Landtag vertretenen Fraktionen 
diesem Entwurf anschließen, damit dieses so wichtige 
Gesetz raschest realisiert werden kann. Ein weiterer 
Problempunkt für die so schlechte Situation der 
Frauen am Arbeitsmarkt ist sicher auch, daß Frauen 
oft eine nicht so gute Ausbildung wie Männer haben. 
Mit der Ausbildung steigen schließlich auch die 
Chancen, e inen besseren Job zu erlangen. Was diesen 
Punkt anbelangt, bin ich guter Dinge, daß im Laufe' 
der Jahre, zwar.langsam; aber doch, eine Besserung 
eintreten wird. Schließlich sind bereits jetzt von allen 
Studenten und Studentinnen 50 Prozent Frauen. Der 
für mich viel schwierigere Ansatz einer Besser­
stellung, der Frauen im ArbeitsMjen ist folgender: 
Trotz 50 Prozent Frauenanteil bei den Studenten gibt 
es zum Beispiel derzeit in Österreich nur 4 Prozent 
weibliche Universitätspröfessoren. Die Situation der 
Frauen im. Landesdienst, was höhere Positionen be­
trifft ••- damit meine ich A-Posten - , ist möglicher­
weise manchen von Ihnen bekannt, einigen sicher-
l ichnicht. Der Frauenanteil hinsichtlich höherer Posi­
tionen - wie bereits gesagt - be t räg t 1'6 Prozent und 
ist für mich äußerst bedenklich und spiegelt,, Herr 
Ländesrat Dr. Hirschmann - es tut. mir schon 
sehr leid, daß Herr Landesrat Dr. Hirschmann, der 
für ö^as Personal in diesem Lande zuständig ist, bei 
einem so wichtigen Thema nicht anwesend ist - , die 
Einstellung der Männer Frauen gegenüber wider. Ich 
nehme an, daß es nicht alleine darum geht, ob e ine 
Frau mehr verdienen darf als ein Mann, sondern es 
geht hier auch um Prestige; und um den verletzten 

Stolz der Männer, möglicherweise eine Frau als Chefin 
vorgesetzt zu bekommen, die dann ihren Job vielleicht 
äuchjnoch.besser machen könnte. 

Minister Einem hat für sein Wissenschaftsressort 
bereits einen Frauenförderplan erlassen. Er soll dazu 
beitragen, künftig in allen Spitzenpositionen einen 
mindestens 40-Prozent-Frauenariteil z u erreichen. 
Auch in den anderen sozialdemokratisch geführten 
Ressorts der Bundesregierung wurden zwischenzeitig 
Frauenförderpläne erlassen. Hier ergeht mein drin­
gender Appell ah Sie, sehr geehrte Frau Landeshaupt-
frau - leider auch nicht hier - , setzen Sie sich mehr für 
die Frauen in diesem Lande- ein. Wenn' auch Ihre' 
männlichen Regierungskollegen bis jetzt diesbezüg­
lich nicht sehr tätig waren, so dürfen jedenfalls die 
Frauen von einer Frau an der Spitze entsprechende 
Anstrengungen erwarten. Wer, wenn nicht eine Frau; 
sollte das Schicksal der vielen benachteiligten Frauen 
besser verstehen? Nun aber auch ein Appell an Sie, 
sehr geehrter Herr Ländesrat Dipl.-Ing. Paierl - leider 
auch nicht anwesend - , als Vertreter der Wirtschaft in 
diesem Lande. Setzen Sie sich bitte dafür ein, daß 
Frauen bessere Chancen am Arbeitsplatz haben. 
Ermahnen Sie Ihre Freunde aus den Unternehmen, 
Frauen nicht als billige Arbeitstiere anzusehen, son­
dern sie auch entsprechend .zu "entlohnen. (Abg. 
Dr: Karisch: „Frauen sind keine Tiere!") Es wäre 
schön, Frau Abgeordnete Karisch, wenn' es so wäre,, 
daß manche nicht so denken, aber leider ist dem nicht ' 
so. (Abg. Dr. Karisch: „Mit diesen Worten verstärken 
wir das!") Wir müssen das aber auch so drastisch dar­
legen, wie es Realität ist. Wir sind ja noch weit weg von 
der alten Forderung „gleicher Lohn für gleichwertige 
Arbeit". (Abg. Dr, Karisch: „Warum hat die Gewerk­
schaft das noch nicht geschafft?") Wenn Herr Klub­
obmann Schützenhöfer als ÖAAB-Obmann der Steier­
mark medial vollmundig ve rkünde t ' - auch nicht da, 
leider - , daß er sich für einen Mindestlohn von 13.000 
Schilling einsetzt, dann klingt das fürs erste zwar ganz 
gut, aber alleine die Ankündigung ist zu wenig. 
Lassen Sie, sehr geehrter Herr Klubobmann, Ta ten 
sprechen! (Abg. Dr. Karisch: „Unterstützen Sie uns 
dabei!") Der zweite Teil ist die Wirtschaft, die 
Unternehmen. Wir brauchten keine Forderung nach 
einem Mmdestlohri, wenn die Arbeitgeber bereit 
wären, die'Arbeitnehmer anständig zu entlohnen. Das 
ist Tatsache. (Abg. Dr. Karisch: „Solche,gibt es!") Ja, 
Gott sei Dank gibt es noch solche. Im übrigen fordern 
die ÖGB-Frauen schön länger nicht nur 13.000 Schil­
ling, sondern 15.000 Schilling Mindesteinkommen. 
Was wir zusätzlich dringend brauchen,, sind ent­
sprechende Fräuenförderungsmaßnahmen im Sinne 
von Weiterqualifizierung, Frauenstiftungen, für 
Wiedereinsteigerinnenet cetera. Hier erwarte ich mir 
vom Nationalen Aktionsplan für Beschäftigung aus­
reichende'.Mittel, um Frauen am Arbeitsmarkt ent­
sprechend integrieren zu können. 

Ich freue mich, daß Herr Landeshauptmannstellver­
treter DDr. Schachner und Frau Landesrätin Dr. Rieder 
die Aktion „Job 2000" ins Leben gerufen haben, mit 
welcher auch junge Frauen Beschäftigungsmöglich­
keiten finden können. Wir leben in einem Land, das zu 
den reichsten Ländern der Erde gehört. Wir können es 
uns leisten,;für die Frauen etwas zti tun, wenn wir dies 
wollen- Die Politik alleine kann keine Wunder voll-
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bringen, sie kann aber Rahmenbedingungen schaffen, 
um die Situation^ der Frauen zu verbessern. Diese 
Rahmehbedingungen sind aber von der Wirtschaft 
aufzunehmen, und sollten die Unternehmen auch ent­
sprechend handeln. Es geht nicht an, daß sich alles der 
Gewinnmaximierung unterzuordnen hat und der 
Mensch auf der Strecke bleibt. Das wäre eine Ent­
wicklung, der wir mit allen uns zu Gebote s tehenden 
Mitteln entgegentreten müssen. In diesem Sinne, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, danke ich 
Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Ich möchte aber ab­
schließend nochmals meine Betroffenheit darüber aus­
drücken, daß die ÖVP diesem unserem Antrag im Aus­
schuß die Zustimmung verweigerte. (Beifall bei der 
SRO. - 13.57 Uhr.) 

Präsident Dr. Strenitz: Nächste Rednerin ist die Frau 
Abgeordnete Keshmiri. Sie hat das Wort. 

Abg. Keshmiri (13.57 Uhr): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! 

Es hätte mir heute etwas gefehlt, wenn die ÖVP und 
die SPÖ sich nicht selbst beweihräuchert hätten, wenn 
es um die Frauenpöhtik geht, und wenn nicht die 
parteipolitischen Interessen, so wie sie jetzt hier 
präsentiert werden, offensichtlich vorrangig vor der 
Frauenpolitik sind. Wenn hier die ÖVP und die SPÖ 
von Chancengleichheit sprechen, dann möchte ich nur 
an das Frauengleichbehandlungsgesetz erinnern. Ich 
möchte daran erinnern, wie wir es verhandelt haben, 
wo es darum gegangen ist, daß auch die Gemeinden 
eine Gleichbehandlungsbeauftragte bekommen sol­
len, wo der Städte- und der Gemeindebund quasi als 
Ausrede hergenommen wurden, das kostet zuviel, das 
sind 3000 Schilling im Jahr für eine Gemeinde, die.sie 
dafür zu bezahlen hätte, oder wo es darum ging, und 
das wäre ein wichtiger Punkt im Gleichbehandlungs-
gesetz gewesen, daß die Gleichbehandlungsbeauf­
tragte bei der Personalentscheidung anwesend sein 
darf, um tatsächlich feststellen zu können, ob jetzt eine 
Diskriminierung stattgefunden hat oder nicht. Diese 
Chancengleichheit und diese Selbstbestimmung wer­
den meiner Meinung nach immer nur als Ausreden 
benützt. Ich denke, dazu werden wir heute noch beim 
Kinderbetreuungsscheck von den Freiheitlichen und 
von der ÖVP kommen, was absolut nichts mit 
Chancengleichheit und mit Selbstbestimmung der 
Frauen zu tun hat und was eine Frauenfalle für uns 
bedeutet . 

Ich denke hier zum Beispiel an die SPÖ: Wo bleibt 
die Solidarität der SPÖ-Frauen mit selbständigen 
Frauen, die kein Karenzgeld nach Ihrem Modell be­
kommen, oder wo bleibt die Solidarität, wenn es 
darum geht, die Listenplätze 50 zu 50 zu machen? Vor 
drei Jahren haben Sie das schon beschlossen, und jetzt 
machen Sie wieder Werbung vor der Wahl mit diesen 
Methoden. Für mich ist die Frauenpolitik Von ÖVP und 
SPÖ unglaubwürdig vor den Kulissen mit diesen Bei­
spielen, die ich gerade genannt habe. Hinter den 
Kulissen wird die Frauenpolitik als Parteipolitik miß­
braucht. Das sage ich deshalb, weil gestern in den 
Parteienverhandlungen, lieber Herr Kollege Gennafo, 
es darum gegangen ist, nicht parteipolitisch auf die 
Frauenenquete Einfluß zu nehmen, wo wir darüber 
abgestimmt haben, wo es zugunsten der Opposition 

ausgegangen ist und wo dieses Abstimmungsvef-
halten dann in Frage gestellt wurde. Das verstehen Sie 
unter demokratiepolitischer Frauenpolitik, nämlich die 
Parteiinteressen vor die Fraueninteressen zu stellen. 
(Abg. Gennäro; „Und was machen Sie jetzt gerade?") 
Sie verteilen frauenpolitische Zuckerln, um von dieser 
Scheinpolitik abzulenken. Ich möchte jetzt noch zwei 
Entschließungsanträge einbringen, und zwar geht es 
bei e inem um das Business-Frauen-Center in Graz. Es 
gibt zwei Business-Frauen-Center in Österreich - " 
eines ist in Wien und eines ist in Graz. Dieses Büsiness-
Frauen-Center in Graz hat finanzielle Schwierig­
keiten, das heißt, in den letzten zwei Jahren-. wurden 
die finanziellen Mittel sukzessive gekürzt. Wenn man 
sich die Entwicklung gerade im selbständigen Bereich 
der Frauen anschaut, ist es so, daß sich innerhalb der 
letzten 40 Jahre diesbezüglich überhaupt keine Ände­
rung ergeben hat, das heißt, die Selbständigenquote 
der Frauen ist gleichgeblieben und im Vergleich von 
1995 auf 1980 zurück sogar um drei Prozent zurück- , 
gegangen. Auch die zweite Säule des . Nationalen 
Äktiojisplanes sieht vor, den Frauen den 'Zugang zur 
Selbständigkeit zu erleichtern, die Errichtung und den 
Ausbau von Gründerinnenberatungsstellen zu forcie­
ren und die Erhöhung der Attraktivität der bestehen­
den Gründungsberatungen für Frauen auszubauen. 
Deshalb möchte ich jetzt den Entschließungsantrag 
einbringen. Der Landtag wolle beschließen: Die 
Landesregierung wird aufgefordert, dafür Sorge zu 
tragen, daß das Busiriess-Frauen-Center Graz/Steier­
mark in den Jahren 2000 bis 2002 durch das Land 
Steiermark mit jeweils 500.000 Schilling unterstützt 
wird und so gewährleistet ist, daß neben der spezifi­
schen Beratung und Schulung von Frauen auf dem 
Weg in die Selbständigkeit verstärkt Öffentlichkeits­
arbeit durchgeführt werden kann. Der zweite Ent­
schließungsantrag bezieht sich auf ein Frauenprojekt. 
Es geht konkret um das Projekt „Kleiderladen-Näh­
stube" in Leoben. Durch die Reduktion der AMS- . 
Mittel ist dieses Projekt massiv gefährdet. Fs hängen 
13 Frauenarbeitsplätze daran.. Es wird durch dieses 
Projekt den Frauen die Möglichkeit gegeben, sich 
wieder in den Beruf eingliedern zu können, um dann 
weitervermittelt werden zu können. Seit 1990 läuft 
dieses Projekt sehr erfolgreich und ist jetzt von der 
Schließung bedroht. Der Antrag lautet: Der Landtag 
wolle beschließen: Die Landesregierung wird aufge­
fordert, unverzüglich mit dem AMS, der Stadt Leoben 
und der Caritas Verhandlungen aufzunehmen, um den 
Fortbestand des Frauenprojektes „Kleiderladen-Näh­
stube" und damit 13 Frauenarbeitsplätze in Leoben zu 
sichern. Ich bitte um Annahme. Danke! (14.02 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko': Als Nächste zum Wort 
gemeldet ist die Frau Klubobmann Abgeordnete Mag. 
Zitz. Ich erteile es ihr. 

Abg. Mag. Zitz (14.02 Uhr): Herr Präsident, sehr 
geehrte Frau Landesrätin, sehr geehrte Kolleginnen" 
und Kollegen, sehr geehrte Gäste! 

So schnell wird man zum Mann. In dem Moment, in 
dem man Vorsitzende eines Klubs ist, die das auch 
paritätisch mit dem Kollegen betreibt, ist es offenbar 
sehr schwer, daß man zumindest verbal vom Präsi­
denten Vesko aus die „Fraulichkeit" behalten kann. 
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Ich muß aber feststehen, daß sich die meisten anderen 
Leute im Landtag daran gewöhnt haben. Das ist auch 
eine bestimmte Art, Weiblichkeit unsichtbar zu 
machen, und es ist auch eine bestimmte Art, sprachlich 
mit Frauen in „höheren Positionen" so urnz'ugehen, 
daß man ihnen klarmacht, eigentlich sind diese 
Domänen nach wie vor mit einem gläsernen Plafond 
beschränkt, und eigentlich sind das Domänen, wo die 
Männerbündelei nach wie vor fröhliche ÜfStände 
feiert. (Abg. Wiedner: „Das ist eine Unterstellung!") 
Genau, das ist so, daß es nicht möglich ist, im Landtag 
zu einer Frau Frau zu sagen. (Abg. Gennaro: „Wer 
sagt das.?") Sie können gerne Frau Zitz oder Edith Zitz 
sagen, denn ich bin alles gewohnt, und ich bestehe 
nicht auf Titel. Ich würde es aber für eine Selbstver­
ständlichkeit halten, wenn man Frauen auch in dieser 
Funktion als Frau bezeichnet. 

Zum Steiermärkischen Gleichbehandlungsgesetz: 
Die ÖVP hat es jahrelang nicht geschafft, im Verhält­
nis zu anderen Bundesländern, dieses Gesetz über­
haupt einmal in die Wege zu leiten. Es hat dann einen 
liberalen Antrag und die Unterstützung von anderen 
Fraktionen gegeben, den Landesrat Hirschmann zu 
motivieren, das zu machen, was auf Bundesebene 
längst in die Wege geleitet wurde und was andere : 
Bundesländer ebenfalls mit schwarzen Personal­
landesräten längst in die Wege geleitet haben. Das 
Landesgleichbehandlungsgesetz ist dann endlich im 
Oktober in Kraft getreten. Die Margit Keshmiri hat es 
vorher schon gesagt, daß die Gemeinden vehement 
Widerstand geleistet haben. Diese Gleichbehand-
lungsbeauftragte, die wir jetzt haben, ist deswegen 
auch für die Gemeinden zuständig. Das war eine 
Form/ wo man sich dem Druck der Gemeinden sofort 
gebeugt hat. In anderen Bereichen wird Gemeinden 
ein Sparpaket nach dem anderen aufs Auge gedrückt. 
Gemeinden müssen teilweise Posten übernehmen, für 
die sie beim besten Willen nicht zuständig sind. Wie 
schaut jetzt die Struktur der Gleichbehandlungs-
beauf fragten in der Steiermark aus? Es gibt bei uns 
absurderweise kein Frauenreferat, sondern ein Referat 
Frau, Familie- und Gesellschaft. Es gibt bei uns 
absurderweise als Chef der Gleichbehandlungsbeauf-
tragten einen Mann, nämlich den Landesamtsdirektor. 
Es schaut bei uns derzeit so aus, daß auch der Chef der 
Gleichbehandlungskommissipn des Landes Steier­
mark ein Mann ist, nämlich Herr Hofrat Verhovsek, 
und sein Stellvertreter ist ebenfalls ein Mann aus der 
Rechtsabteilung 7. Sehr interessant habe ich vorher 

' gefunden, daß offenbar nicht klar ist, ob jetzt diese 
Kommission parteipolitisch besetzt ist oder nicht, weil 
mir, als ich dort am Freitag angerufen habe, die Aus­
kunft erteilt wurde, es Sitzen in dieser Kommission 
ohnedies Vertreter aller Parteien:. Ich habe mir ger 
dacht, witzig, von denGrünen istSicher iruemand 
nominiert, von den Liberalen auch riicht, und von den 
Freiheitlichen auch nicht; Werden Siei siehbitte klar., 
ob diese Kommission eine Kommission der Frauen mit 
emänzipatorischer Kompetenz ist oder ob das eine 
Kommission des rotschwarzen Proporzes ist, und.teilen .. 
Sie das den, in dieser Abteilung, in dieser Mini-
abteilung, arbeitenden Frauen mit. 

Das Zweite, Ich habe mir angeschaut, wie die 
Selbpdarsteuühg^ der 
GleieÄehäiidlü^ Dias ist ein 

Schreiben; das ist am S. Juni 1Q9S aus geschickt worr 
den, also mehr als - ein halbes Jähr, nachdem. das 
Gesetz gilt,_ünd ein halbes Jahr, nachdem die Gleieh-
behandlungsbeauftragte angefangen hat zu arbeiten, 
Also da war schon eine gewisse Verzögerung, bis man 
da an die Öffentlichkeit geht. Oben steht „ein herz­
liches Grußgott Hebe Kolleginnen und Kollegen", und 
dann kommt ein Satz - wäre ich Landesbedienstete, 
der würde mich völlig verwirren -, es steht nämlich 
„wer oder was wird wann und wozu gleich behan­
delt". Wenn ich als Landesbedienstete oder in der 
Gemeinde einen Brief bekomme, der erstens einmal 
ziemlich spät ausgeschickt wird, nachdem es eine : 

Stelle gibt. Dann steht oben „wer oder was wird wann 
und wozu gleich behandelt", dann bin ich nicht sehr 
motiviert, und diese Stelle hat nicht mein volles Ver­
trauen als Frau oder vielleicht auch als Mann, mich 
dazu zu melden, (Abg. Vollmann: „Das ist eine rhetori­
sche Frage, um Interesse zu erwirken!") Der zweite 
Punkt. In der Selbstdarstellung im Intranet steht, 
drinnen „Gleichbehandlungsbeauftragte des Landes, 

•- Anlauf stehe für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die glauben, bei gleichwertiger Qualifikation auf 
Grund ihres Geschlechtes benachteiligt worden zu 
sein". Daist wieder dieser Begriff „glauben" drinnen. 
Ganz trauen kann man den Leuten ja nicht. Noch ein­
mal das Schreiben von der Gleichbehandlungs-
beauftragten an alle Landesdienstnehmerinnen: „wer 
immer, ob Mann oder Frau, glaubt, benachteiligt 
worden zu sein". (Abg. Gennaro: „Was ist daran 
schlecht?") Es ist ganz klar, daß das eine Stelle ist, 
die sich in erster Linie an Frauen richtet. Wir werden 
dazu auch, eine Anfrage einbringen. Die Kollegen 
Vollmann und Gennaro sind wieder einmal voll 
emotionalisiert. 

Voll im Widerspruch zu dem, was die Kollegin Bach-
maier-Geltewa vorher gesagt hat: Selbstverständlich 
gibt es im Landesdienst massive Diskriminierung, und 
selbstverständlich gibt es eine Sozialministefin, die am 
letzten Donnerstag einen Sozialbericht der Republik 
präsentiert hat, wo drinnen steht, daß 1993 die 
Einkommensunterschiede zwischen Frauen und 
Männern mehr als früher steigen und daß die Kluft 
zwischen weiblichen und männlichen Einkommen • 
1997 so schlecht wie 1980 ist. Das heißt, es gibt trotz 

* diverser punktueller frauenpolitischer Aktivitäten, es 
gibt trotz diverser Vernetzungsbemühungen mehr 
Einkommensungerechtigkeit zwischen Frauen und 
Männern. Das Ganze Spaltet sich dann noch einmal 
regionalauf, und daß besonders Frauen im ländlichen 
Raum oder Frauen, die als Hausfrauen abgewertet 
werden, deren Tätigkeit als gesellschaftliche Arbeit 
nicht ernst genommen wird, doppelt zum Handkuß 
kommen, ist bekannt, wobei die in diesen Statistiken 
ja nicht einmal aufseheinen. 

Ad Fräuenförderung. Es ist vorher angesprochen 
worden, daß: Kinderbetreuung eine ganz konkrete 
Form der Frauenförderung wäre. Das Steiermärkische 
Kinderbetreuungsgesetz war einmal im Unteraus­
schuß, Ieh habe jetzt vor kurzem nachgefragt, nach-" 
dem die Freiheitlichen und die ÖVP im Unterausschuß 
mit' Tempo gegen die GeSetzesyQrschiäge vorge­
gangen sind, wie eigeirffieh ihre Regierer zu diesen 
IGesetzen; stehen; und siehe da, Ja der^ähdesregie-
rurigsind beide GeseffieSÄäMtfe ^eJrfötimrmg; ?#öh~r. 
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allen drei Fraktionen angenommen worden. Heißt es 
jetzt, daß die Frau Bleckmann den Landesrat Schmid 
auflaufen läßt, heißt es jetzt, daß der Klubobmann 
Schützenhöfer seine zuständigen Regierer auflaufen 
läßt, oder heißt es, daß innerhalb von Wochen die ÖVP 
und die Freiheitliche Fraktion sich gegenüber ihren 
Regierern so emanzipiert haben, daß sie in vehemen­
ter Opposition zu ihren Leuten in der Regierung sind? 
Ich weiß es nicht. Ich weiß nur, daß dieses Gesetz in 
einigen Bereichen Anerkennung von grüner Seite hat, 
in anderen Bereichen heftige Kritik von uns kommt. 
Ganz kurz, es geht um die Kinderhöchstzahlen, die mit 
25 pro Gruppe sicher zu hoch sind. Wir wollen da eine 
Anzahl in Kindergärten von 20 Kindern pro Gruppe 
haben, bei Kindergruppen sechs statt zehn Kinder und 
bei Kindergärten mit Integrationsaufgaben höchstens 
20 Kinder, bei Ganztagsgruppen am Nachmittag 
höchstens 15 Kinder. Wie schaut es jetzt aus bei der 
ÖVP, sind Sie jetzt für diese kinder- und elternfeind­
lichen Höchstzahlen oder sind Sie dagegen, wie Sie 
das in Pressekonferenzen im Dreigestirn Lopatka, 
Beutl, Pußwald fordern? Ich weiß es nicht. (Abg. Tasch: 
„Haben Sie sich einmal Gedanken gemacht, wer das 
finanziert?") 

Das Zweite. Es geht um die Situation von behin­
derten Kindern. Was die behinderten Kinder betrifft, 
wäre anzustreben eine Vernetzung mit dem Behin-
dertenplafi, eine finanzielle Dotierung, jawohl Dotie­
rung, ganz klar Dotierung von heilpädagogischem 
Bedarf, von Frühförderung und integrierter Zusatz­
betreuung in allen Kindergärten. Ein Thema noch: 
multikulturelle Betreuungsangebote sind ebenfalls 
sicherzustellen, wenn man davon ausgeht, daß Frauen, 
egal wo sie erwerbstätig sind, noch einmal in größere 
Schwierigkeiten kommen, wenn sie Ausländerinnen 
sind. 

Noch ein Wort, zurückkommend zum Landes-
Gleichbehandlungsgesetz. Ich möchte einen Ent­
schließungsantrag einbringen, der sich darauf beruft, 
daß das Landes-Gleichbehandlungsgesetz seit Okto­
ber 1997 gilt - das hat die SPÖ-Kollegin vorher ge­
bracht - und bis heute kein Frauenförderungs-
programm vorliegt. Es wird daher der Antrag gestellt 
im Namen der grünen Abgeordneten, der Landtag 
wolle beschließen: Die Steiermärkische Landesregie­
rung wird aufgefordert, erstens unverzüglich ein 
Frauenförderungsprogramm gemäß Paragraph 40 
Landes-Gleichbehandlungsgesetz durch Verordnung 
zu erlassen, das folgendes beinhaltet: eine jedes 
zweite Jahr zu erstellende Bestandsaufnahme und 
Analyse der Beschäftigungsstruktur sowie eine Schät­
zung der im Geltungsbereich des Frauenförderungs-
programmes zu besetzenden Dienstposten und Funk­
tionen. Dabei sind jeweils der Frauenanteil an der 
Gesamtzahl der Vollbeschäftigten, der Teilzeit­
beschäftigten, der Lehrlinge und der höherwertigen 
Verwendungen (Funktionen), die zu erwartende 
Fluktuation sowie die Zahl der durch Erreichen der 
gesetzlichen Altersgrenze voraussichtlich frei werden­
den auszuschreibenden Dienstposten und Funktionen 
zu ermitteln und fortzuschreiben, und zweitens im 
Wege der Gemeindeaufsicht dafür Sorge zu tragen, 
daß Gemeinden im Sinne von Paragraph 40 Absatz 4 
Landes-Gleichbehandlungsgesetz Frauenförderungs-
programme tatsächlich erlassen. 

Dieser zweite Punkt ist uns ein Anliegen. Wir haben 
ja eine Initiative der Landeshauptfrau aufgenommen, 
die meint - Pressegespräch letzte Woche - , daß jede 
Gemeinde in der Steiermark eigentlich eine Lehrstelle 
durch Motivation von lokalen Firmen schaffen könnte. 
Ich denke, wenn wir jetzt Politiker auf Gemeinde-
ebene auffordern, Firmen gegenüber motivierend und 
mit Druck zu agieren be i Lehrlingen, warum soll das 
eigentlich im gemeindeeigenen Bereich bei der 
Frauenförderung nicht gehen? Ich ersuche Sie um 
Annahme dieses Antrages. Diese Fragen, die da vor­
her teilweise gestellt wurden und die offenbar unbe­
antwortet geblieben sind bezüglich Zusammen­
setzung der Gleichbehandlungskommission, wie oft 
und zu welchem Zweck wurde sie einberufen, wieviel 
Frauen, wieviel Männer gibt es in welcher Verwen­
dungsgruppe beziehungsweise wie wird die Landes-
gleichbehandlungsbeauftragte und ihr Team in Perso­
nalentscheidungen eingebunden, wie schaut es aus 
mit behinderten Männern und Lehrlingen im Landes­
dienst, werden wir im Sinne einer schriftlichen 
Anfrage beim Landesrat Hirschmann abfragen. Ich 
glaube, daß diese Debatte gezeigt hat, daß die ÖVP 
den gläsernen Plafond gegenüber Frauen im Landes­
dienst selbst zu einem guten Stück mitträgt und seit 
zig Jahren mitgestaltet und jetzt, indem sie den SPÖ-
Antrag nicht unterstützt, diesen Plafond noch ein 
Stückerl größer macht. Ich danke für Ihre Aufmerk­
samkeit! (Beifall bei den Grünen. - 14.15 Uhr.) 

Präsident Dipl.-Ing. Vesko: Als nächste zu Wort 
gemeldet ist die Frau Abgeordnete Dietrich. Ich erteile 
es Ihr. 

Abg. Dietrich (14.15 Uhr): Geschätzter Herr Präsi­
dent, Hoher Landtag, meine Damen und Herren! 

Die Arbeitswelt hat sich in den letzten Jahrzehnten 
stark verändert. Demzufolge sind auch die Ansprüche 
an die berufliche Qualifikation immer höher gewor­
den. Wir haben uns weg von einer Agrargesellschaft 
über die Industriegesellschaft zu einer Wissens- und 
Informationsgesellschaft entwickelt. Es gilt, immer 
komplexere Aufgaben zu lösen. Auch der Technolo­
gie- und Produktzyklus ist immer kürzer geworden 
und wird immer kürzer, und die Halbwertszeit des 
Wissens sinkt ständig. Heute sind wir schon bei fünf 
Jahren angelangt, aber diese Entwicklung ist nicht zu 
stoppen und steigt permanent voran. Es gibt immer 
weniger Arbeit; Experten sagen uns voraus, daß 
unserer Arbeitsgesellschaft die Arbeit ausgehen wird, 
das heißt, daß ä la longue nur mehr ein Drittel bis die 
Hälfte aller Menschen Arbeit haben wird. Die Er­
klärung sehen sie in der Globalisierung und beweist, 
daß diese Entwicklung tatsächlich stattfindet - sie 
weisen auf die ständig steigenden Arbeitslosenzahlen 
hin. Es gibt aber auch auf der anderen Seite wiederum 
Experten, die sagen, wir haben jetzt schon EU-weit 
500.000 EDV-Spezialisten zu wenig, und nach dem 
Jahr 2010 sind 1,5 Millionen Experten zu wenig. Wir 
sehen, oftmals wissen sogar die sogenannten Experten 
nicht, wo es lang geht. Frauen haben es naturgemäß 
immer schon schwer gehabt, Arbeit zu finden, und das, 
obwohl eigentlich Burschen und Mädchen, wenn man 
so in die Klassen schaut, die gleiche Intelligenz haben, 
die Mädchen oftmals noch fleißiger sind als die 


